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Editorial

VP Dr. Josef
Weixelbaum

„STRAKO 2015“

A ls sich die Strafrechtskommission im ÖRAK –

kurz: STRAKO – aus dem Arbeitskreis Strafrecht
heraus entwickelt hat, war noch nicht annähernd abzu-
sehen, welchen positiven Verlauf diese Entwicklung im
Interesse unseres Berufsstandes nehmen wird.

Mittlerweile haben die Sitzungen der Strafrechts-
kommission dank seines Vorsitzenden Herrn Kollegen
RA Univ.-Prof. Dr. Richard Soyer ein hohes Maß an
Qualität erreicht, das dadurch gekennzeichnet ist, dass
die verdienstvolle Tätigkeit des Arbeitskreises Straf-
recht um vor allem zwei Dimensionen erweitert wer-
den konnte, nämlich zum einen um eine verstärkte
Kontaktpflege mit innerstaatlichen Institutionen und
zum anderen um einen fortgesetzt grenzüberschrei-
tenden Gedankenaustausch.

Besonderer Ausdruck dafür sind die mittlerweile
etablierten Sitzungen gemeinsam mit dem Strafrechts-
ausschuss der (deutschen) Bundesrechtsanwaltskam-
mer – kurz: STRAUDA –, bei denen auf hohem Ni-
veau aktuelle Aspekte der Strafrechtspflege von grund-
sätzlicher Bedeutung für das gesamte rechtsstaatliche
Europa grenzüberschreitend und kontroversiell, aber
immer mit gegenseitiger Befruchtung diskutiert wer-
den.

Über das Ergebnis der letzten Gemeinschaftssitzung
von STRAKO und STRAUDA wird in einer geson-
derten Ausgabe des Anwaltsblattes noch ausführlich
berichtet werden.

Zunächst gilt es die gewissermaßen innerstaatliche
Sitzung der STRAKO am Tag darauf kurz zu kom-
mentieren.

Die Teilnehmerliste war auch diesmal repräsentativ
und prominent. Als besondere Auszeichnung wurde es
von allen Beteiligten empfunden, dass sich der Präsi-
dent unseres OGH, Herr Hon.-Prof. Dr. Eckart Ratz,
schon zum wiederholten Male die Zeit und Mühe ge-
nommen hat, nicht nur über Bemerkenswertes aus
der Judikatur des OGH in Strafsachen seit 2014 zu re-
ferieren, sondern sich auch immer zu Diskussionen zur
Verfügung zu stellen, wobei seine Beiträge durch blen-
dende Rhetorik und scharfe Intellektualität gekenn-
zeichnet waren, auch wenn der formalstrenge Zugang
unseres Höchstgerichtes nicht immer den Beifall von-
seiten der Strafverteidigung findet.

Aber gerade die Einsicht in das prozessuale Ver-
ständnis des Höchstgerichtes und die dazu ange-
brachte Kritik führen zu Denkanstößen, deren Umset-
zung es im praktischen Einsatz vor Gericht unbedingt
bedarf.

Traditionell wurde die Sitzung mit Begrüßungswor-
ten von RA Prof. Dr. Richard Soyer eröffnet, der aus
dem Bundesministerium für Justiz Herrn LStA
Hon.-Prof. Dr. Fritz Zeder sowie Frau StA Mag.a Mar-
tina Klein nebst einer Reihe von im Strafrecht enga-
gierten Kolleginnen und Kollegen aus unserem Be-
rufsstand willkommen heißen konnte.

Herr LStA Hon.-Prof. Dr. Fritz Zeder referierte zu-
nächst über das JGG-ÄndG 2015 und befasste sich da-
bei schwerpunktmäßig mit der Untersuchungshaft für
Jugendliche als ultima ratio, der verstärkten Jugendge-
richtshilfe und Erleichterungen im Strafvollzug sowie
anderen Einzelmaßnahmen, um sich in der Folge der
noch weitgehend „unausgegorenen“ Institution einer
Europäischen Staatsanwaltschaft und aktuellen Richt-
linienvorschlägen des Europäischen Parlamentes und
des Rates zu widmen. Sich mit solchen Themen vo-
rausschauend zu befassen, kann der späteren Rechtsan-
wendung nur förderlich sein.1)

Letzteres gilt insbesondere auch für den anspruchs-
vollen Beitrag von Frau StAMag.a Martina Klein, eben-
falls vom Bundesministerium für Justiz, der sich mit
aktuellen Gesetzesvorhaben sowohl in Österreich als
auch in der Union befasste, wobei sie sich besonders
den Richtlinien mit den Kurzbezeichnungen RL-Ju-
gendstrafverfahren, RL-Prozesskostenhilfe und RL-
Unschuldsvermutung widmete.

Last, but not least ist auch noch besonderer Dank
Herrn Kollegen RA MMag. Dr. Rupert Manhart für
seine exzellente, erkennbar arbeitsintensive Befassung
mit den Grundsätzen der Strafverteidigung zu zollen,
die wesentlich auch auf die neuen deutschen Thesen
zur Strafverteidigung Bedacht genommen hat und An-
lass zu einer dahin gehenden Überprüfung gibt, ob
nicht auch unsere innerstaatlich 2007 entwickelten
Grundsätze einer Reformierung bedürfen. Eine fort-
gesetzte Diskussion, vorrangig im Arbeitskreis Straf-
recht kann als gesichert angesehen werden.

Als Fazit dieser letzten STRAKO-Sitzung kann fest-
gestellt werden, dass sich die Österreichische Rechts-
anwaltschaft mit anhaltendem Engagement den durch
gesellschaftliche Entwicklungen bedingten Ände-
rungserfordernisssen im Bereich der Strafrechtspflege
befasst und so vorausschauend ihren Beitrag zur Siche-
rung des Rechtsstaates leistet.

1) Der Beitrag wird in einer der nächsten Ausgaben des AnwBl erschei-
nen.
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Wichtige Informationen

Änderung der Geldwäscherei- und
Terrorismusfinanzierungsrisiko-Verordnung

M it der am 23. 11. 2015 im Bundesgesetzblatt (BGBl II
2015/371) kundgemachten Verordnung der Finanz-

marktaufsicht, mit der die Geldwäscherei- und Terrorismusfi-
nanzierungsrisiko-Verordnung (GTV) geändert wird, erfolgte
einerseits eine Streichung von Algerien und Ecuador und
andererseits Ergänzung von Jemen und Pakistan.

Staaten, in denen jedenfalls ein erhöhtes Risiko der Geldwä-
scherei oder Terrorismusfinanzierung besteht, sind Iran, Je-

men, Myanmar, Pakistan, Somalia, Syrien und Volksre-
publik Korea.

Nähere Informationen zur Verhinderung von Geldwäsche
und Terrorismusfinanzierung finden Sie auch auf der
Homepage der FATF sowie im Mitgliederbereich unter
www.rechtsanwaelte.at unter Informationen/Gesetze und Er-
lässe.

AD

Kundmachung der Zuschlagsverordnung –
12% Zuschlag zum RATG

M it BGBl II 2015/393 wurde am 27. 11. 2015 die Verord-
nung des Bundesministers für Justiz über die Festsetzung

eines Zuschlags zu den im Rechtsanwaltstarifgesetz angeführ-
ten festen Beträgen kundgemacht. Die Verordnung sieht einen

Zuschlag zu den im RATG als Entlohnung des Rechtsanwaltes
angeführten festen Beträgen in Höhe von 12% vor.

UK

Sozialrechts-Änderungsgesetz 2015 – Ausnahme der
Gesellschafter-Geschäftsführer einer RA-GmbHvomASVG

M it BGBl I 2015/162 wurde am 28. 12. 2015 eine Ände-
rung des § 7 Z 1 lit e ASVG kundgemacht. Ge-

sellschafter-Geschäftsführer von Rechtsanwaltsgesellschaften
mit beschränkter Haftung sind demnach von § 7 Z 1 lit e
ASVG ausgenommen. Dadurch wird klargestellt, dass dieser
Personenkreis nicht der Teilversicherung in der Kranken-
und Unfallversicherung nach dem ASVG unterliegt. Die Er-
läuterungen zur Regierungsvorlage (ErläutRV 900 BlgNR
25. GP 14) führen dazu aus: „Mit der vorliegenden Gesetzes-
änderung sollen die GesellschafterInnen-GeschäftsführerIn-
nen einer Rechtsanwalts-GmbH von der Teilversicherung in

der Kranken- und Unfallversicherung ausgenommen werden.
Der Gesetzesvorschlag geht auf eine Anregung des Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertages zurück und beruht auf
der Überlegung, dass GeschäftsführerInnen einer Rechtsan-
walts GmbH auf Grund der berufsrechtlichen Bestimmungen
der Rechtsanwaltsordnung (RAO) nicht im arbeitsrechtlichen
Sinne ‚angestellt‘ sind und damit auch nicht von der Teil-
pflichtversicherung in der Kranken- und Unfallversicherung
nach § 7 Z 1 lit. e ASVG erfasst sein sollen.“

UK
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Online-Informationssystem „Firmen-Compass“
neu ab 2016

S eit über einem Jahrzehnt ist das Online-Informationssys-
tem „Firmen-Compass“ wesentlicher Bestandteil des Mit-

gliederbereiches von www.rechtsanwaelte.at. Die Abfragezah-
len beweisen, dass dieses Informationsmedium gerne ange-
nommen wird.

Sämtliche protokollierte Unternehmen und Funktions-
träger sind in tagesaktueller Qualität abrufbar. Komfor-
table Verlinkungen zwischen Firmen und Personen, Gewerbe-
informationen, Vereinen, Stiftungen oder Einträgen in der
Ediktsdatei zeichnen die Online-Plattform aus.

Als Zusatzservice wird die Verbindung von Unternehmen,
Personen und Beteiligungen in Form von Organigrammen an-
geboten. Sowohl Organigramme als auch das Firmen-Profil
stehen zum Download als PDF zur Verfügung. Ferner können
amtliche Dokumente aus dem Firmenbuch und dem Grund-
buch gegen Gebühr abgerufen werden. Auch ehemalige Fir-
men- und Personennamen werden gefunden. Das Monito-
ring/Lustrum informiert per E-Mail über Änderungen im
Firmenbuch bzw über Einträge in der Ediktsdatei. Zusätzlich
neu angeboten wird ab Jänner 2016 der Compass-Bench-
mark.

Die bewährte Kooperation mit dem Compass-Verlag für
Abfragen aus dem Firmen-Compass wird ab 1. 1. 2016 wesent-
lich vereinfacht und erweitert.

Hier einige Neuerungen ab 1. 1. 2016:
" Die Anmeldung erfolgt einfach und unkompliziert:Über

den Mitgliederbereich von www.rechtsanwaelte.at (Services
extern/Firmen-Compass) kann sich jeder Rechtsanwalt mit
wenigen Klicks online für den Firmen-Compass anmelden.

" Es entfällt die jährliche Vertragsverlängerung, womit das
System durchgehend verfügbar bleibt.

" Eine kostenfreie Testzeit von 60 Kalendertagen (begin-
nend unmittelbar nach Abschluss der Onlineanmeldung)
steht jedem neu am Portal angemeldeten User für das Ge-
samtsystem zur Verfügung. Danach werden die Abfragen
halbjährlich verrechnet.

" Die Abrechnung erfolgt nach Verbrauch im Nachhinein
anhand der aktuellen Tarifliste, wobei diese im Mitglieder-
bereich unter www.rechtsanwaelte.at unter Services extern/
Firmen-Compass/Tarifliste abgerufen werden kann.

" Der „Firmen-Compass“ wird um ein neues Produkt erwei-
tert: Der Compass-Benchmark liefert eine statistisch er-
rechnete Note österreichischer, im Firmenbuch eingetrage-
ner, Unternehmen samt Ausfallwahrscheinlichkeit, wobei
hier zwischen Kurz- und Langreport ausgewählt werden
kann. Der Benchmark-Report ist als PDF abrufbar und zeigt
transparente Details.

Weitere Informationen zu den Neuerungen und den kosten-
pflichtigen Zusatzangeboten finden Sie im Mitgliederbereich
unter www.rechtsanwaelte.at unter Services extern/Firmen-
Compass.

MW
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RADOK Gesellschaft für Organisation, Dokumentation und Kommunikation Gesellschaft m.b.H., Wollzeile 1-3, 1010 Wien 
 
Hiermit bestelle ich (Preise netto in Euro) 
 

 
 

zuzüglich Spesen für Versand und Verpackung. 
 

Retournieren Sie dieses Formular bitte an die RADOK GmbH per Fax an die Fax-Nummer 01 / 535 12 75-13 oder per E-Mail an 
ryser@oerak.at. 

Name bzw Firma 

Straße Plz/Ort 

Datum Unterschrift 
 

 Artikel Beschreibung Preis/Stk. Anzahl Gesamt 

 

Manner-Schnitten 

2 knusprige Waffeln gefüllt mit 
Haselnusscreme mit beidseitiger 
Banderole „Bevor es Brösel gibt…“ 
und „Sollten Sie mal Brösel haben…“ 
mit R-Logo, ca. 15 g

0,50 

  

 
 Pfefferminzzuckerl Starmint-Pfefferminzpastillen in Quick 

Box mit R-Logo Ø 54 mm, ca. 19 g 2,00 
  

 
 Ansteck-Pin „R“ R-Logo ausgestanzt als Ansteck-Pin,  

Ø: ca 15mm 2,50 
  

 
Lanyard 
(Trageschlaufe) 

blau mit Aufdruck 
www.rechtsanwaelte.at, mit 
Karabiner Länge: 45 cm (ohne 
Karabiner) 

1,50 
  

 
Regenschirm 

Golf- und Gästeschirm, marineblau, 
Fiberglas, teflonbeschichtet, mit 
Aufdruck, Ø: 120cm  

20,00 
  

 
Schlüsselanhänger blau mit Aufdruck, Pfeife mit roter 

LED Leuchte 1,10 
  

 
Schirmkappe 

dunkelblau 
vorne: R-Logo 
hinten: www.rechtsanwaelte.at 
verstellbare Größe 

10,00 
  

 Post It Haftnotizblock DIN A7, weiß, mit Aufdruck 
50 Blatt 1,75   

 
 
 

Schreibblock A4, weiß, mit Aufdruck 
50 Blatt kopfgeleimt 2,00   

 Kugelschreiber Blau, mit Aufdruck 0,75   
 Aufkleber Logo 

Maße: 8 x 8 cm 1,00   
 

USB-Stick Sonderform R-Logo in 3D, 8 GB 
Datenvolumen, USB 2.0 7,50   

 
Brillenputztuch 

blau mit Aufdruck “Für den Durchblick 
im Paragraphendschungel" 
Maße: 15 x 21 cm 

2,20   

 Summe netto     
 + 20% USt      
 GESAMT     

B E S T E L L F O R M U L A R    W E R B E A R T I K E L

Werbung und PR



Inland

21. Jänner 2016 GRAZ
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Familienrechts-Update
Mag. Susanne Beck

21. Jänner 2016 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Grundlehrgang (BU-
Kurs)
Referententeam

22. Jänner 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Anfechtungsrecht im Insolvenzverfahren – für
Spezialisten
Dr. Reinhard Rebernig

26. Jänner 2016 INNSBRUCK
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Familienrechts-Update
Mag. Susanne Beck

26. und 27. Jänner 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Neuerungen & aktuelle Entwicklungen im Ar-
beitsrecht
o. Univ.-Prof. Dr. Franz Schrank

27. Jänner 2016 LINZ
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Familienrechts-Update
Mag. Susanne Beck

28. und 29. Jänner 2016 GRAZ
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Neuerungen & aktuelle Entwicklungen im Ar-
beitsrecht
o. Univ.-Prof. Dr. Franz Schrank

2. und 3. Februar 2016 LINZ
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Neuerungen & aktuelle Entwicklungen im Ar-
beitsrecht
o. Univ.-Prof. Dr. Franz Schrank

4. Februar 2016 GRAZ
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Herausforderung Überstunden
o. Univ.-Prof. Dr. Franz Schrank

4. bis 6. Februar 2016 WIEN
44. Europäische Präsidentenkonferenz

10. Februar 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Familienrechts-Update
Mag. Susanne Beck

15. Februar 2016 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar: Exekution I
RA Dr. Heinz-Peter Wachter, Dipl.-Rpfl. RegR Johann
Dworak

16. Februar 2016 WIEN
ÖRAV-Seminar: Juristenseminar –Markante Po-
sitionierung, bessere Honorare
Dr. Conrad Pramböck

18. Februar 2016 WIEN
ÖRAV: Clubtreffen der Rechtsanwälte/innen em
und Rechtsanwaltswitwen/witwer

24. Februar 2016 WIEN
ÖRAV-Spezialseminar: Souverän am Telefon –

Fallstricke vermeiden, speziell in der Rechtsan-
waltskanzlei
RA Mag. Katrin Ehrbar

25. Februar 2016 GRAZ
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Erbrechtsnovelle 2015
Univ.-Prof. Dr. Martin Schauer und weitere Referenten

29. Februar 2016 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar: Exekution II
RA Dr. Heinz-Peter Wachter, Ri Dr. Michael Schaum-
berger

1. März 2016 LINZ
ÖRAV-Aufbauseminar: Grundbuch I
Dipl.-Rpfl. RegR Anton Jauk

2. März 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Sachwalterrecht Aktuell
Dr. Ulrich Pesendorfer, Mag. Romana Fritz

8. März 2016 WIEN
ÖRAV-Seminar: Juristenseminar – „Vergiften ist
unpassend“ – Der bessere Weg zu erfreulichen
Verhandlungsergebnissen durch Kreativität
RA Dr. Ivo Greiter

9. März 2016 WIEN
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar –

Vertretung von Hauseigentümern und Hausver-
waltungen
RA Mag. Petra Trauntschnig, Ri Mag. Andreas Fuchs

10. bis 12. März 2016 SAALFELDEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Jahrestagung Insolvenzrecht
Dr. Franz Mohr

11. und 12. März 2016 WIEN
International Association of Lawyers (UIA): Cur-
rent Trends in Start-Ups and Crowd Financing
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14. März bis 2. Juni 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
M&A Akademie
o. Univ.-Prof. Dr. Franz Schrank und weitere Referen-
ten

15. März 2016 WIEN
ÖRAV-Seminar: What’s news? (Wissens-update)
Referententeam

17. und 18. März 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Jahrestagung Finanzstrafrecht
Dr. Gerhard Pohnert und weitere Referenten

18. März 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Workshop Finanzstrafrecht
StB Dr. Michael Kotschnigg, Dr. Gerhard Pohnert

18. März 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern und Wirtschaft (ARS):
Workshop: Verkürzungsdelikte §§ 33–30 FinStrG
StB Dr. Michael Kotschnigg, Dr. Gerhard Pohnert

31. März 2016 WIEN
ÖRAV: Clubtreffen der Rechtsanwälte/innen em
und Rechtsanwaltswitwen/witwer

4. April 2016 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar-Beginn: Grundbuch III
Dipl.-Rpfl. RegR Anton Jauk

6. April 2016 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar: Vom Kaufvertrag zur
Eintragung
RA Dr. Herbert Gartner

7. April 2016 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Einführungsseminar
RA Dr. Eva Schön

7. April 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Urheber- & Lizenzrecht
RA DDr. Meinhard Ciresa

20. April 2016 WIEN
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar –

Forderungseintreibungen für Banken und Kre-
ditinstitute
RA Mag. Petra Trauntschnig, Ri Mag. Andreas Fuchs

26. April 2016 LINZ
ÖRAV-Aufbauseminar: Grundbuch II
Dipl.-Rpfl. RegR Anton Jauk

29. April 2016 GRAZ
ÖRAV-Aufbauseminar: Vom Kaufvertrag zur
Eintragung
RA Dr. Herbert Gartner

9. Mai 2016 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar: Firmenbuch
RA em Dr. Erich Heliczer, Dipl.-Rpfl. ADir Walter
Szöky

12. Mai 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Jahrestagung: Erbrechtsnovelle 2015
Univ.-Prof. Dr. Martin Schauer und weitere Referenten

19. Mai 2016 WIEN
ÖRAV: Clubtreffen der Rechtsanwälte/innen em
und Rechtsanwaltswitwen/witwer

24. Mai 2016 WIEN
ÖRAV-Aufbauseminar: Insolvenzverfahren
RA Dr. Thomas Engelhart

31. Mai 2016 LINZ
ÖRAV-Aufbauseminar: Grundbuch III
Dipl.-Rpfl. RegR Anton Jauk

27. Juni 2016 WIEN
ÖRAV-Seminar-Beginn: Sommer-Blockseminar
(BU-Kurs)
Referententeam

24. Oktober 2016 WIEN
Akademie für Recht, Steuern undWirtschaft (ARS):
Sachwalterrecht Aktuell
Dr. Ulrich Pesendorfer, Mag. Romana Fritz
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" § 140 UGB; § 395 ZPO:
Kein Zug-um-Zug-Einwand beim Gesellschafteraus-
schluss

1. Ein Anerkenntnisurteil nach § 395 ZPO setzt
eine Erklärung des Bekl voraus, die eindeutig und
klar erkennen lässt, dass der Bekl vorbehaltlos ohne
einschränkende Bedingung oder Befristung den
geltend gemachten Klagsanspruch anerkennt.
2.Keine vorbehaltlose Erklärung bzw kein Aner-
kenntnis in diesem Sinn liegt dann vor, wenn der
bekl Gesellschafter seinen Ausschluss aus der
OG nur dann als berechtigt ansieht, wenn seine Ge-
genforderung – (hier der Abfindungsbetrag) – an-
erkannt wird.
3. Der Abfindungsanspruch entsteht erst mit dem
Ausscheiden aus der Gesellschaft; gegen den Aus-
schluss kann daher nicht ein Zug-um-Zug-Ein-
wand auf Auszahlung des Abfindungsanspruchs
erhoben werden.
OGH 29. 6. 2015, 6 Ob 49/15x JusGuide 2015/41/
14206 (OGH) = Rechtsnews 2015, 20366.

" § 38 UGB:
Vorrang sondergesetzlicher Vertragsübernahmebestim-
mungen

1. Nach § 38 Abs 6 UGB bleibt eine durch andere
Bestimmungen begründete Übernahme von
Rechtsverhältnissen durch den Erwerber unbe-
rührt.
2. Die hA leitet aus § 38 Abs 6 UGB einen Vor-
rang sondergesetzlicher Vertragsübernahme-
tatbestände ab, wenn sie – was idR der Fall ist –
nach ihrem Regelungszweck als sachnähere Vor-
schriften aufgefasst werden können.
OGH 2. 7. 2015, 7 Ob 91/15 f JusGuide 2015/42/
14229 (OGH).

" § 1489 ABGB:
Verjährungsrechtliche Trennung alternativ geltend ge-
machter Beratungsfehler

1. Die Verjährungsfrist des § 1489 ABGB beginnt
mit dem Zeitpunkt zu laufen, in dem dem Geschä-
digten der Schaden, die Person des Schädigers
und die Schadensursache bekannt geworden sind.
2. Die Verjährung bezieht sich auf den jeweils
geltend gemachten Anspruch, der – wie der
Streitgegenstand – durch die zu seiner Begründung
vorgebrachten Tatsachen konkretisiert wird.
3. Stützt der Kl sein Begehren alternativ auf ver-
schiedene Sachverhaltsvarianten wie bspw meh-
rere Beratungsfehler, die jeweils eigene Schadens-
folgen zeitigten, liegen in Wahrheit zwei oder meh-
rere Ansprüche vor, die auch verjährungsrechtlich
getrennt zu beurteilen sind; dh in diesem Falle be-
ginnt die kenntnisabhängige Verjährungsfrist für

jeden behaupteten Beratungsfehler gesondert
zu laufen.
OGH 17. 9. 2015, 3 Ob 112/15 i JusGuide 2015/43/
14240 (OGH) = Rechtsnews 20391.

" §§ 161 ff UGB; §§ 23, 155, 234 f ZPO:
Verlust der Parteifähigkeit einer klagenden KG

1. Es entspricht der hA, dass die KG eine rechts-
und damit parteifähige Personengesellschaft ist.
2. Eine solche verliert ihre Parteifähigkeit ebenso
wie Kapitalgesellschaften erst mit ihrer Vollbeen-
digung, welche wiederum einerseits die Vermö-
genslosigkeit, andererseits die Löschung der Gesell-
schaft im Firmenbuch voraussetzt.
3. Ein seitens der KG betriebener Aktivprozess, in
dem ein vermögenswerter Anspruch schlüssig gel-
tend gemacht wird, steht einer Vollbeendigung je-
denfalls entgegen.
4. Für den Fall, dass die KG behauptet, die Forde-
rung bereits vor Klagseinbringung an die Kom-
plementärgesellschaft abgetreten zu haben, ver-
liert die vermögenslose KG ihre Parteifähigkeit
dennoch erst mit der rechtskräftigen Löschung
im Firmenbuch.
5. Der Antrag auf Berichtigung der Parteibe-
zeichnung auf die Einzelrechtsnachfolgerin der
eingeklagten Forderung (die Komplementärge-
sellschaft) ist abzuweisen, da die „Richtigstellung“
der Parteienbezeichnung auf die im Zeitpunkt der
Vollbeendigung vorhandenen Gesellschafter eine
unzulässige Klagsänderung darstellen würde.
6. Ohne Gesamtrechtsnachfolge wird mit Voll-
beendigung der Prozess unterbrochen.
OGH 25. 9. 2015, 6 Ob 136/15 s Rechtsnews
20428.

" § 84 AktG; § 1489 ABGB:
Verjährung von Schadenersatzansprüchen gegen Vor-
standsmitglieder

1. Nach § 84 Abs 5 AktG verjährt ein Schadener-
satzanspruch aus der Verletzung von Pflichten
eines Vorstandsmitglieds in fünf Jahren.
2. Hingegen richtet sich die Verjährung nach der
30-jährigen Verjährungsfrist des § 1489 ABGB,
wenn es sich um einen auf § 153 StGB, §§ 1295
und 1311 ABGB gestützten deliktischen An-
spruch handelt.
OGH 1. 9. 2015, 6 Ob 3/15g JusGuide 2015/44/
14292 (OGH).

" §§ 1302, 1304 ABGB; § 84 AktG:
Zum Verschulden anderer Organmitglieder

1. Hat ein Organ einer Kapitalgesellschaft mehrere
Mitglieder, so kann ein schädigendes Mitglied
dem Schadenersatzanspruch der Gesellschaft das
Verschulden der anderen Mitglieder nicht als
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Mitverschulden iSd § 1304 ABGB entgegenhal-
ten.
2. Dies widerspräche vielmehr dem Sinn der in
§ 84 Abs 2 AktG und der für vorsätzliche Schädi-
gung in § 1302 ABGB normierten Solidarhaftung
der Täter.
OGH 1. 9. 2015, 6 Ob 3/15g.

" §§ 268 ff UGB:
Unrichtiger Bestätigungsvermerk: Ersatzpflicht des Ab-
schlussprüfers gegenüber Anlegern

1. Nach hA wirkt § 275 UGB über die Verantwort-
lichkeit des Abschlussprüfers als Schutzgesetz (nur)
zugunsten jener Gesellschaft, die ihn bestellt hat, je-
doch entfaltet der Vertrag zwischen dem Ab-
schlussprüfer und der geprüften Gesellschaft
auch Schutzwirkungen zugunsten Dritter, die
den Kreis der potenziellen Gläubiger der Gesell-
schaft umfassen.
2. Stellt der Abschlussprüfer schuldhaft einen un-
richtigen Bestätigungsvermerk aus, kann er Drit-
ten, die im Vertrauen auf dessen Verlässlichkeit dis-
poniert haben und dadurch einen Schaden erleiden,
ersatzpflichtig werden.
3. Das Vertrauen des Anlegers in einen uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk erfordert zwar
zumindest ein Bewusstsein seiner Existenz, aber
nicht zwingend die Kenntnis seines Inhalts. Ein
Kauf „im Vertrauen auf den Bestätigungsvermerk“
bedeutet auch nicht, dass dieser für die Auswahlent-
scheidung ausschlaggebend war, sondern nur, dass
er conditio sine qua non war.
4. Grundsätzlich gilt, dass ein unrichtiger positiver
Bestätigungsvermerk potenziellen Anlegern ein
verzerrtes Bild der Lage der Gesellschaft vermit-
telt und deren Risiko steigert.
OGH 29. 9. 2015, 8 Ob 93/14 f JusGuide 2015/44/
14290 (OGH) = JusGuide 2015/44/14291 (OGH).

" Art 6 MRK (Art 3 des 2. ZP EUAusliefÜb; § 33 Abs 3
ARHG):

Prüfung auf Auslieferungshindernisse = EvBl 2015/136
Durchführung eines Strafverfahrens in Abwesenheit
des Angekl – sofern diesem nicht mit hinreichender
Sicherheit die Möglichkeit gewährleistet ist, eine
neuerliche Verhandlung in seiner Anwesenheit zu
erreichen – ist mit dem durch Art 6 Abs 1 MRK ga-
rantierten Recht auf ein faires Verfahren vereinbar,
wenn der Angekl in unmissverständlicher Weise
auf sein Recht auf Teilnahme an der HV verzichtet
hat oder – eindeutige – konkrete Anhaltspunkte für
seine Absicht vorliegen, sich dem Strafverfahren
überhaupt durch Flucht zu entziehen. Ein wirksa-
mer Verzicht auf das Anwesenheitsrecht setzt aller-
dings die gerichtliche Verständigung des Angekl
von dem gegen ihn eingeleiteten Strafverfahren –

sowie, soweit möglich, auch vom Termin der HV

– voraus. Zudem darf dem Verteidiger des abwesen-
den Angekl nicht der Zugang zum Verfahren ver-
wehrt und dem Angekl ein Verzicht auf RM nicht
bloß aufgrund seines Verzichts auf die Teilnahme
am Verfahren unterstellt werden.
OGH 28. 4. 2015, 14 Os 28/15x (OLGWien 22 Bs
320/14 s; LGSt Wien 313 HR 75/13x).

" § 31 StGB (§ 28 Abs 1 StGB; §§ 289, 293 StPO):
Absorptionsprinzip nach Teilrechtskraft = EvBl 2015/
137

Das RMG kann auf ein nach der angefochtenen
Entscheidung gefälltes Urteil gem § 31 StGB nur
Bedacht nehmen, wenn die Tatzeit der mit diesem
abgesprochenen Straftat zur Gänze vor dem ange-
fochtenen Erk liegt.
OGH 7. 5. 2015, 12 Os 150/14x (LG Korneuburg
601 Hv 15/12z).

" § 20 Abs 3 StGB (§ 20a Abs 3 StGB):
Verfallsersatz nur durch Geldbetrag = EvBl-LS 2015/156

Wertersatz iSd § 20 Abs 3 StGB kann nur ein vom
Gericht zu bestimmender Geldbetrag, nicht aber
ein anderer (werthaltiger) Gegenstand (hier: ein
beim Angekl sichergestelltes Fahrzeug) sein, wenn-
gleich das Vorhandensein des Letzteren bei der Be-
urteilung nach § 20a Abs 3 StGB nicht außer Be-
tracht bleiben darf.
OGH 10. 6. 2015, 15 Os 55/15 z.

" § 28 StGB (§§ 164, 165 StGB):
Echte Konkurrenz von Hehlerei und Geldwäscherei =
EvBl 2015/143

Mangels Scheinkonkurrenz und fehlender Exklusi-
vität konkurrieren Hehlerei und Geldwäscherei
echt.
OGH 10. 6. 2015, 13 Os 4/15k (LGSt Wien 22 Hv
41/14d).

" 1. § 302 Abs 1 StGB (§ 21 Abs 1, §§ 33, 86 ff, 101
Abs 1 und 3, § 102 Abs 1, § 103 Abs 2 Z 3 StVG):

Strafvollzugszwecke = EvBl 2015/144
Justizwachebeamte haben die Einhaltung der Re-
geln des Strafvollzugs zu überwachen sowie die Ab-
schließung der Strafgefangenen und die Ordnung in
der Anstalt zu sichern. Im Rahmen dieser Aufgaben
haben sie etwa dafür zu sorgen, dass Strafgefangene
nur ordnungsgemäß überlassene Gegenstände in ih-
rem Gewahrsam haben und ihnen Gegenstände, bei
denen Missbrauchsgefahr besteht, abgenommen
werden. Teil der Abschließung von Strafgefangenen
ist auch das Verbot des Verkehrs mit der Außenwelt,
das nur in den ges geregelten Fällen durchbrochen
werden darf (zu Telefongesprächen vgl § 96a
StVG). Die Erfüllung dieser Aufgaben durch Justiz-
wachebeamte erfolgt im Rahmen der Hoheitsver-
waltung. Handlungen, die der unmittelbaren Erfül-
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lung dieser Vollziehungsaufgaben dienen, sind
Amtsgeschäfte iSd § 302 Abs 1 StGB.
OGH 8. 6. 2015, 17 Os 3/15 t (LG Krems 38 Hv
60/14k).

" 2. § 195 Abs 3 StPO (§§ 106, 281 Abs 1 Z 9 lit b
StPO):

Strafvollzugszwecke = EvBl 2015/144.
Die StA hat gem § 195 Abs 3 erster Satz StPO das
Verfahren (nur) dann fortzuführen, wenn sie den
Antrag für berechtigt hält. Sie ist daher – gleich
wie das Gericht, dessen Entscheidung sie lediglich
vorwegnimmt – an das Antragsvorbringen gebun-
den. Die Einhaltung dieser Voraussetzungen durch
die StA ist Gegenstand gerichtlicher Überprüfung,
und zwar im Ermittlungsverfahren im Wege des
Einspruchs (§ 106 StPO), bei der UAnfechtung un-
ter dem Aspekt eines prozessualen Verfolgungshin-
dernisses.
OGH 8. 6. 2015, 17 Os 3/15 t (LG Krems 38 Hv
60/14k).

" Art 4 des 7. ZP (§ 32 Abs 2 erster Satz StGB):
Vollzugsentscheidungen nicht Gegenstand von Grund-
rechtsbeschwerde und Erneuerungsantrag = EvBl-LS
2015/163

Art 4 des 7. ZP betrifft nicht das sog Doppelverwer-
tungsverbot bei der Strafzumessung iSd § 32 Abs 2
StGB, sondern normiert den Grundsatz ne bis in
idem. Danach ist die Verfolgung oder Anklage einer
zweiten „strafbaren Handlung“ verboten, wenn
diese auf identischen Tatsachen oder auf Tatsachen
beruht, die im Wesentlichen dieselben sind. Die
vereinzelt gebliebene Entscheidung des VwGH
3. 7. 2000, 96/10/0142, die für den Bereich der
Strafzumessung das Doppelverwertungsverbot aus
Art 4 des 7. ZP ableitete, findet weder in der zur Be-
gründung herangezogenen Literatur (Walther/Thie-
nel, Verwaltungsverfahrensgesetze II2 § 19 VStG
E 66 f) und den dort zit Entscheidungen des VwGH
noch in der Rsp des EGMR Deckung.
OGH 10. 6. 2015, 15 Os 47/15y.

" § 1295 Abs 1, § 1299 ABGB:
Grenzen des Umfanges der ärztlichen Aufklärungs-
pflicht

Der Klägerin wurde von ihrem Zahnarzt (nun der
Beklagte) ein Zahn gezogen und ein Implantat ein-
gesetzt. Der Beklagte klärte die Klägerin über mög-
liche Risiken – insb eine Nervenschädigung – auf,
und die Klägerin unterzeichnete daraufhin das Ein-
verständniserklärungsformular. Wegen anhaltender
Beschwerden aufgrund des Eindringens in den Ner-
venkanal musste das Implantat entfernt werden. Die
Klägerin begehrte daraufhin den Ersatz der Hei-
lungskosten und Schmerzengeld mit der Begrün-
dung, nicht auf die genaue prozentualeWahrschein-
lichkeit dieser Komplikation hingewiesen worden zu
sein.
Der OGH wies das Klagebegehren mit der Begrün-
dung ab, dass kein Aufklärungsfehler eines Arztes
darin besteht, dass dieser die Angabe genauer Pro-
zentzahlen über die Eintrittswahrscheinlichkeit der
einzelnen Risiken unterlässt.
OGH 30. 6. 2015, 10 Ob 40/15b Zak 2015/566,
316.

" § 231 ABGB:
Einbeziehung nicht ausgeschütteter Gewinne in die Un-
terhaltsbemessung

Als Unterhaltsbemessungsgrundlage ist der tatsäch-
lich verbliebene Reingewinn heranzuziehen, wie er
sich aus den realen Einnahmen nach Abzug realer
Betriebsausgaben sowie der Zahlungspflicht für ein-
kommen- und betriebsgebundene Steuern und öf-
fentliche Abgaben ergibt. Für selbständige Unter-
nehmer, die Unterhaltsschuldner sind, gilt jedoch
grundsätzlich, dass auch Rücklagen in die Unter-
haltsbemessungsgrundlage einzubeziehen sind. Der-
artige Rücklagen sind vermögensbildend und erhö-
hen den Wert des Unternehmens. Dies kann dann
nicht zu Lasten des Unterhaltsberechtigten gehen,
wenn keine unternehmerischen Gründe für eine
Rücklagenbildung sprechen. Maßgebend dafür sind
die Marktlage sowie eine realistische Zukunftsprog-
nose und die Frage nach Einhaltung des Maßstabs
eines pflichtbewussten Elternteils in der Lage des
Unterhaltspflichtigen.
OGH 17. 9. 2015, 1 Ob 180/15z Zak 2015/684,
395.

" § 1295 Abs 1 ABGB; § 411 ZPO:
Kein Schadenersatzanspruch des rechtskräftig Verur-
teilten gegen seinen Verteidiger

Die Bindungswirkung eines rechtskräftigen strafge-
richtlichen Urteils hat zur Folge, dass eine Überprü-
fung des aufrechten Schuldspruchs, dh der Um-
stände, die die Schuldfrage betreffen, und der recht-
lichen Subsumtion unter den zur Last gelegten Tat-
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bestand, in einem nachfolgenden Zivilverfahren
(hier: Schadenersatzprozess gegen den Verteidiger)
ausgeschlossen ist. Der Verurteilte kann sich in ei-
nem nachfolgenden Zivilverfahren daher nicht er-
folgreich darauf berufen, dass die Verurteilung
falsch sei. Für eine derartige Überprüfung eines
rechtskräftigen Strafurteils kann nur der Rechts-
schutz im Strafverfahren, allenfalls in Form einer
Wiederaufnahme, zur Verfügung stehen.
OGH 29. 9. 2015, 8 Ob 89/15v Zak 2015/694, 398.

" §§ 1304, 1325 ABGB:
Mitverschulden einesMotorradfahrers, der ohne Schutz-
kleidung fährt

Abgesehen von der Sturzhelm-Pflicht nach § 106
Abs 7 KFG besteht derzeit keine gesetzliche Norm,
die beim Motorradfahren das Tragen von Schutz-
kleidung vorschreibt. Nach Meinung des OGH
kann ein Mitverschulden eines Motorradfahrers an

einem fremdverschuldeten Unfall dann bejaht wer-
den, wenn sich ein allgemeines Bewusstsein der be-
teiligten Kreise in Österreich gebildet hat, dass auch
bei kurzen Überlandfahrten ein einsichtiger und
vernünftiger Motorradfahrer wegen der erhöhten
Eigengefährdung entsprechende Motorradschutz-
kleidung trägt. Dies sei bei lebensnaher Einschät-
zung dann zu bejahen, wenn ein Motorradfahrer
eine Fahrt antritt, bei welcher er auch hohe Ge-
schwindigkeiten (100 km/h bzw 130 km/h auf einer
Autobahn) erreichen wird. Im konkreten Fall bewer-
tete der OGH das „Motorradschutzbekleidungsmit-
verschulden“ mit einem Viertel; das Schmerzengeld
für jene Folgen, welche Schutzkleidung verhindert
hätte, wurde also um 25% gekürzt.
OGH 12. 10. 2015, 2 Ob 119/15m Zak 2015/695,
399.
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Änderungen (insgesamt 12 Novellen!) seit der Voraufl age sowie die Fortentwicklung von Judikatur 
und Lehre.

Neu: Ein neuer Teil – Vor § 79 – behandelt ausführlich alle Fragen, die sich im Zusammenhang 
mit der grenzüberschreitenden Vollstreckung stellen.
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Aktuelle EU-Vorhaben im Strafrecht
Die Richtlinie Unschuldsvermutung und Recht auf Anwesenheit
in der Verhandlung
Von StA Mag. Martina Klein, Wien. Die Autorin ist Staatsanwältin mit Dienstzuteilung zum Bundesministerium für
Justiz, Abteilungen Materielles Strafrecht und Strafverfahrensrecht.

Der Beitrag befasst sich mit den Verhandlungen zur Richtlinie Unschuldsvermutung und Recht auf Anwesenheit
im Strafverfahren, mit der der eingeschlagene Weg der Stärkung der Verfahrensrechte von Verdächtigen und
Beschuldigten fortgesetzt wird.

I. Die Stärkung der Verfahrensrechte
von Verdächtigen und
Beschuldigten in Strafverfahren

Seit dem Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon
widmet sich die EU kontinuierlich dem Ausbau der
Rechte von Verdächtigen und Beschuldigten im Straf-
verfahren. Die am 30. 11. 2009 vom Rat verabschie-
dete Entschließung über einen Fahrplan zur Stärkung
der Verfahrensrechte von Verdächtigen oder Beschul-
digten in Strafverfahren („Roadmap Procedural Rights“)
dient der Sicherstellung der Gewährleistung eines fai-
ren Strafverfahrens in allen Mitgliedstaaten der EU.
Dadurch soll das gegenseitige Vertrauen in der EU,
das Voraussetzung für die Anerkennung von Entschei-
dungen ist, gestärkt werden.1)

In Umsetzung des Fahrplans wurden bisher drei
Richtlinien erlassen, wobei die RL Dolmetsch2) und
die RL Rechtsbelehrung3) mit dem Strafprozessrechts-
änderungsgesetz 20134) innerstaatlich umgesetzt wur-
den. Teile der Richtlinie Rechtsbeistand5) sollen durch
einen derzeit im Gesetzgebungsverfahren befindlichen
Entwurf eines Strafprozessrechtsänderungsgesetzes
20156) umgesetzt werden. Die beiden weiteren Richtli-
nienvorschläge betreffend Prozesskostenhilfe7) und Ju-
gendstrafverfahren8) sind derzeit Gegenstand der Tri-
logverhandlungen zwischen Rat und Parlament.9)

II. Die Richtlinie Unschulds-
vermutung

1. Hintergrund

Im Stockholmer Programm vom 11. 12. 2009, mit
dem die Prioritäten der Europäischen Union in der
Justiz- und Innenpolitik für die Jahre 2010 bis 2014
festgelegt wurden, ersuchte der Europäische Rat die
Kommission, über die im Fahrplan Verfahrensrechte
angesprochenenMaßnahmen hinaus weitere Elemente
von Mindestverfahrensrechten von Verdächtigen und
Beschuldigten zu prüfen, etwa ob eine Regelung der
Unschuldsvermutung zur Förderung der besseren Zu-
sammenarbeit auf diesem Gebiet erforderlich ist.10)

Wenngleich die Unschuldsvermutung auf Ebene
der EU wie auch auf globaler Ebene bereits verankert
ist,11) kam die Kommission zum Ergebnis, dass eine
Maßnahme zu bestimmten Aspekten der Unschulds-
vermutung notwendig ist, um dieses Grundrecht zu
stärken.12)

2. Verhandlungsverlauf

Am 27. 11. 2013 veröffentlichte die Kommission daher
einen Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen
Parlaments und des Rates zur Stärkung bestimmter As-
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1) ABl C 2009/295, 1 ff (4. 12. 2009); Rom, Aktuelle EU-Vorhaben im
Strafrecht – Entwurf einer Richtlinie zur Prozesskostenhilfe („Legal
Aid“), AnwBl 2015, 333.

2) RL 2010/64/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v
20. 10. 2010 über das Recht auf Dolmetschleistungen und Überset-
zungen in Strafverfahren, ABl L 2010/280, 1 ff (26. 10. 2010).

3) RL 2012/13/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v
22. 5. 2012 über das Recht auf Belehrung und Unterrichtung in
Strafverfahren, ABl L 2012/142, 1 ff (1. 6. 2012).

4) BGBl I 2013/195.
5) RL 2013/48/EU des Europäischen Parlaments und des Rates v

22. 10. 2013 über das Recht auf Zugang zu einem Rechtsbeistand
in Strafverfahren und in Verfahren zur Vollstreckung des Europä-
ischen Haftbefehls sowie über das Recht auf Benachrichtigung eines
Dritten bei Freiheitsentzug und das Recht auf Kommunikation mit
Dritten und mit Konsularbehörden während des Freiheitsentzugs,
ABl L 2013/294, 1 ff (6. 11. 2013).

6) 171/ME 25. GP, vgl § 50 Abs 3, § 59 Abs 1 und 2, § 157 Abs 2,
§ 163 Abs 4, § 164 Abs 2, § 171 Abs 4 lit a und c und § 245 Abs 3
StPO.

7) Vorschlag einer RL des Europäischen Parlaments und des Rates über
vorläufige Prozesskostenhilfe für Verdächtige oder Beschuldigte, de-
nen die Freiheit entzogen ist, sowie über Prozesskostenhilfe in Ver-
fahren zur Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls, COM
(2013) 824 final – 2013/0409 (COD).

8) Vorschlag einer RL des Europäischen Parlaments und des Rates über
Verfahrensgarantien in Strafverfahren für verdächtige oder beschul-
digte Kinder, COM (2013) 822 final – 2013/0408 (COD).

9) Zum Gesetzgebungsprozess im Strafverfahren nach dem Vertrag
von Lissabon: Zeder, Erste Schritte nach dem Vertrag von Lissabon
(Teil 1), JSt 2010, 66 ff.

10) ABl C 2010/115, 1 ff (4. 5. 2010).
11) Vgl Art 48 der Charta der Grundrechte der EU, Art 6 Abs 2 der Eu-

ropäischen Menschenrechtskonvention, Art 11 Abs 1 der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte, Art 14 Abs 2 des Internationa-
len Pakts über bürgerliche und politische Rechte.

12) COM (2013) 821 final – 2013/0407 (COD), 3 [Pkt 8].
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pekte der Unschuldsvermutung und des Rechts auf
Anwesenheit in der Verhandlung in Strafverfahren.13)
Beim Rat der Innen- und Justizminister vom 4./5. 12.
2015 wurde eine Allgemeine Ausrichtung erzielt,14)
mit der der Rat in die Verhandlungen mit dem Euro-
päischen Parlament startete. Das Parlament nahm
ebenfalls Abänderungsanträge zum Kommissionsvor-
schlag an.15) Seither fanden zwischen Rat und Parla-
ment unter Beteiligung der Kommission fünf Triloge
statt, die zu einer politischen Einigung der gesetzge-
benden Körperschaften führten.16) Die formelle An-
nahme der Richtlinie stand bei Redaktionsschluss noch
aus. Die Nummerierung der Art und ErwGr wird sich
gegenüber der Fassung des Kompromisstexts DROI-
PEN 129 noch ändern, zumal während des Verhand-
lungsprozesses bei Einfügungen und Streichungen
noch keine Neunummerierungen erfolgten.

3. Rechtsgrundlage

Wie die bereits erlassenen Richtlinien 2010/64/EU,
2012/13/EUund2013/48/EUstützt sich auchdieRicht-
linie Unschuldsvermutung auf Art 82 Abs 2 AEUV,
konkret dessen lit b. Nach dieser Bestimmung können
das Europäische Parlament und der Rat gemäß dem or-
dentlichen Gesetzgebungsverfahren durch Richtlinien
Mindestvorschriften festlegen, soweit dies zurErleichte-
rung der gegenseitigen Anerkennung gerichtlicher Ur-
teile und Entscheidungen und der polizeilichen und jus-
tiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen mit grenzüber-
schreitender Dimension erforderlich ist.

4. Inhalt

Die wesentlichen Grundsätze der Richtlinie Un-
schuldsvermutung ergeben sich aus der Rsp des
EGMR, in der die Unschuldsvermutung präzisiert
und weiterentwickelt wurde:17)
" Keine öffentliche Bezugnahme auf die Schuld vor

einer rechtskräftigen Verurteilung;
" Beweislast bei der Strafverfolgungsbehörde;
" Recht, sich nicht selbst zu belasten;
" Aussageverweigerungsrecht.
Hingegen steht das ebenfalls in der Richtlinie behan-
delte Recht auf Anwesenheit in der Verhandlung
nicht unmittelbar mit der Unschuldsvermutung in Zu-
sammenhang. Die Kommission führte in der Begrün-
dung zum Richtlinienvorschlag aus, dass das Recht
auf Anwesenheit in der Verhandlung ein Teil des
Rechts auf ein faires Verfahren nach Art 6 EMRK sei
und die Stärkung dieses Rechts zur Stärkung des
Rechts auf ein faires Verfahren beitrage.18)

Die Richtlinie ist in vier Kapitel gegliedert. Das
erste Kapitel befasst sich mit dem Gegenstand und
dem Anwendungsbereich der Richtlinie. Der sachli-
che Anwendungsbereich bezieht sich auf das Straf-

verfahren („criminal proceedings“).Während in den bis-
herigen verfahrensrechtlichen Richtlinien jeweils eine
generelle Ausnahme vom Anwendungsbereich für sog
geringfügige Zuwiderhandlungen („minor offences“),
soweit die Sanktion in erster Instanz nicht von einem
Strafgericht verhängt wird, enthalten ist,19) sieht die
vorliegende Richtlinie Ausnahmebestimmungen für
„minor offences“ in einzelnen Artikeln vor. Zum Begriff
des Strafverfahrens hat sich der EuGH – soweit über-
blickbar – noch nicht geäußert. Nach der Rsp des
EGMR20) fallen darunter in Österreich auch das Fi-
nanzstrafverfahren und ein großer Teil des Verwal-
tungsstrafverfahrens. Zwar wird in ErwGr 6 der
Richtlinie dargelegt, dass Verwaltungsverfahren ein-
schließlich solcher, die zu Sanktionen führen, wie im
Wettbewerbs-, Handels-, Steuer- oder Finanzdienst-
leistungsbereich sowie Verkehrsvergehen nicht unter
diese Richtlinie fallen. Dass reine Verwaltungsverfah-
ren („administrative proceedings“) nicht unter den Be-
griff des Strafverfahrens fallen, ist ohnehin unstrittig.
Fraglich ist jedoch, ob der EuGH, der zwar bei der
Auslegung von Unionsrecht grundsätzlich auch auf
die ErwGr Bezug nimmt,21) im Fall des Falls jene Be-
reiche, die in Österreich im verwaltungsbehördlichen
Finanzstrafverfahren und Verwaltungsstrafverfahren
abgehandelt werden, vom Anwendungsbereich der
Richtlinie ausnehmen wird. Der persönliche Anwen-
dungsbereich der Richtlinie ist auf natürliche Perso-
nen beschränkt. Die Ausnahme der juristischen Person
vom Anwendungsbereich wird von der Kommission
im Richtlinienvorschlag damit begründet, dass nach
der Judikatur des EuGH das Bedürfnis natürlicher
und juristischer Personen nach Schutz durch die Un-
schuldsvermutung und das Niveau des ihnen gewähr-
ten Schutzes unterschiedlich sind.22) Auch nach den
Verhandlungen zwischen Rat und Parlament wurde
diese Ausnahme beibehalten. Der zeitliche Anwen-
dungsbereich der Richtlinie beginnt mit dem Zeit-
punkt, in dem eine Person der Begehung einer Straftat
oder angeblichen Straftat verdächtig ist oder beschul-
digt wird. Er endet mit Rechtskraft der Entscheidung
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13) COM (2013) 821 final – 2013/0407 (COD).
14) 15837/14 DROIPEN 142 COPEN 297 CODEC 2316.
15) DS 1128/15.
16) 13471/15 DROIPEN 129 COPEN 289 CODEC 1421.
17) EGMR 6. 12. 1988, 10588/83, 10589/83 und 10590/83, Barberà

ua; 10. 2. 1995, 15175/89, Allenet de Ribemont.
18) COM (2013) 821 final – 2013/0407 (COD), 5 [Pkt 15].
19) Vgl Art 1 Abs 3 der RL 2010/64/EU, Art 2 Abs 2 der RL 2012/13/EU

und Art 2 Abs 4 der RL 2013/48/EU.
20) Grabenwarter/Pabel, Europäische Menschenrechtskonvention5

(2012) § 24 Rz 17; EGMR 23. 11. 1976, 5100/71, Engel ua.
21) Zuletzt EuGH 15. 10. 2015, C-216/14, Covaci.
22) COM (2013) 821 final – 2013/0407 (COD), 6 [Pkt 26]; C-301/04 P,

Kommission/SGL Carbon, Slg 2006, I-5915; T-112/98, Mannes-
mannröhren-Werke/Kommission, Slg 2001, II-732.



über die Frage, ob die Person die betreffende Straftat
begangen hat.23)

Im zweiten Kapitel wird das Recht auf die Un-
schuldsvermutung näher ausgestaltet. Demnach gelten
Verdächtige oder Beschuldigte bis zum gesetzlichen
Beweis ihrer Schuld als unschuldig. Im Einklang mit
der Rsp des EGMR24) sind öffentliche Bezugnahmen
auf die Schuld in öffentlichen Erklärungen und Ge-
richtsentscheidungen, die sich nicht mit der Schuld-
frage befassen, unzulässig (Art 4). Dem Schutz der Un-
schuldsvermutung dient auch das Verbot, Beschuldigte
im Gericht oder in der Öffentlichkeit durch Maßnah-
men der Beschränkung der physischen Bewegungsfrei-
heit wie Handfesseln und Käfige als schuldig zu prä-
sentieren. Dieses Verbot richtet sich jedoch nicht ge-
gen den Einsatz derartiger Maßnahmen aus Sicher-
heitsgründen, zur Verhinderung einer Flucht oder
zur Verhinderung des Kontakts des Beschuldigten
mit dritten Personen (Opfern, Zeugen).25)

Aus dem Prinzip der Unschuldsvermutung folgt,
dass die Beweislast bei der Anklage liegt26) und jeder
Zweifel über die Schuld zugunsten des Verdächtigen
oder Beschuldigten zu werten ist (Art 5). Demgegen-
über hatte die Kommission in ihrem Richtlinienvor-
schlag noch ein Beweismaß dahingehend vorgesehen,
dass ein Freispruch bei begründeten Zweifeln an der
Schuld („reasonable doubt“) zu erfolgen habe.27) Weiters
wurde im Trilog die in Art 5 Abs 2 des Kommissions-
vorschlags enthaltene Regelung zur Zulässigkeit (wi-
derlegbarer) Vermutungen im operativen Teil der
Richtlinie gestrichen und in die ErwGr verschoben.28)

Die zentralen Rechte, die aus der Unschuldsvermu-
tung abgeleitet werden, sind das Recht, sich nicht
selbst zubelasten,unddasRecht,dieAussage zu ver-
weigern. In den Verhandlungen wurden die ursprüng-
lich in den Art 6 und 7 des Kommissionsvorschlags ent-
haltenen Bestimmungen in einem Artikel zusammen-
gefasst und das dort vorgesehene Beweisverwertungs-
verbot gestrichen. Weiters wurde in einem eigenen
Absatz klargestellt, dass bei geringfügigen Zuwider-
handlungen die Durchführung eines (teilweise) schrift-
lichen Verfahrens nicht gegen das Selbstbelastungsver-
bot und das Aussageverweigerungsrecht verstößt.29)

Das dritte Kapitel der Richtlinie beschäftigt sich mit
dem Recht auf Anwesenheit im Strafverfahren
(Art 8). Wenngleich dieses Recht als Grundsatz in der
Richtlinie festgeschriebenwird, werden aus verschiede-
nen Gründen (Prozessökonomie, Schutz der öffentli-
chenOrdnungund vonVerfahrensbeteiligten)Ausnah-
men zugelassen. In diesem Zusammenhang regelt die
Richtlinie einerseits dieVoraussetzungendesAbwesen-
heitsverfahrens (Var 1: rechtzeitige Information über
das Verfahren und die Rechtsfolgen der Abwesenheit;
Var 2: Vertretung bei der Verhandlung durch einen be-
auftragten Rechtsbeistand), andererseits aber auch die
Zulässigkeit des vorübergehendenAusschlusses des Be-

schuldigten von der Verhandlung durch das Gericht
(etwa im Rahmen der Sitzungspolizei oder während
der Vernehmung von Zeugen). Schließlich wird auch
klargestellt, dass das Recht auf Anwesenheit in der Ver-
handlung die Durchführung schriftlicher Verfahren
nicht hindert, was für das österreichische Recht insb
mit Blick auf das Mandatsverfahren (§ 491 StPO) und
das Rechtsmittelverfahren (§§ 285d, 285e, 470 StPO)
von Bedeutung ist. Liegen die Voraussetzungen für
die Durchführung der Verhandlung in Abwesenheit
nicht vor, hat der Betroffene das Recht auf einen neuen
Prozess oder ein anderes Rechtsmittel, das eine neue
Prüfung des Sachverhalts, einschließlich neuer Beweis-
mittel, ermöglicht und zur Aufhebung der ursprüngli-
chen Entscheidung führen kann (Art 9).

Das vierte Kapitel enthält neben den üblichen
Schlussbestimmungen (Datensammlung,Umsetzungs-
bericht der Kommission, Umsetzungsfrist) die Ver-
pflichtung, einenwirksamen Rechtsbehelf im Fall ei-
ner Verletzung der in dieser Richtlinie festgelegten
Rechte vorzusehen (Art 10).

5. Umsetzungsbedarf

Die Unschuldsvermutung ist in Österreich durch Art 6
Abs 2 EMRK bereits auf Verfassungsebene verankert.
Auf einfachgesetzlicher Ebene wird diese Bestimmung
durch § 8 StPO ergänzt. § 7b Abs 1 MedienG sieht ei-
nen Entschädigungsanspruch im Falle der Verletzung
der Unschuldsvermutung durch ein Medium vor.
Das Selbstbelastungsverbot ist in § 7 Abs 2 StPO, das
Aussageverweigerungsrecht in den § 157 Abs 1 Z 1,
§§ 159 und 164 Abs 1 StPO, der Anklagegrundsatz in
§ 4 StPO und der Zweifelsgrundsatz in § 14 sowie
§ 259 Z 3 StPO normiert. Auch das Abwesenheitsver-
fahren (§ 427 StPO) und das Mandatsverfahren (§ 491
StPO) sind im Einklang mit den Vorgaben der Richt-
linie ausgestaltet. Für den Bereich des gerichtlichen
Strafverfahrens ist daher davon auszugehen, dass auf-
grund der Richtlinie kein Umsetzungsbedarf besteht.
Gleiches gilt für das verwaltungsbehördliche Finanz-
strafverfahren. Aufgrund der weitreichenden Ausnah-
men für geringfügige Zuwiderhandlungen und der Zu-
lässigkeit schriftlicher Verfahren dürfte auch im Be-
reich des Verwaltungsstrafrechts kein Umsetzungsbe-
darf bestehen.
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Grundsätze der Strafverteidigung
Gibt es einen Reformbedarf im Lichte der neuen deutschen Thesen
zur Strafverteidigung?

Von RA MMag. Dr. Rupert Manhart, LL.M. (LSE). Der Autor ist Partner der Kanzlei Manhart Einsle Partner in Bregenz
und Mitglied des Arbeitskreises Strafrecht des ÖRAK, der Strafrechtskommission, der Vereinigung Österreichischer Straf-
verteidigerInnen, der österreichischen CCBE-Delegation sowie des CCBE Committee on Anti-Money Laundering.

Die 2015 veröffentlichten deutschen Thesen zur Strafverteidigung geben wertvolle Denkanstöße für die Re-
form der österreichischen Grundsätze der Strafverteidigung. Eine Revision der Grundsätze hat sich umfassend
mit den geänderten Herausforderungen und Rahmenbedingungen für die Strafverteidigung auseinanderzuset-
zen.

I. Vorbemerkungen
Im Jahr 2007 verständigten sich die Arbeitskreise Be-
rufsrecht und Strafrecht auf 13 Grundsätze der Straf-
verteidigung.1) Im Jahr 2015 verabschiedete der Straf-
rechtsausschuss der Bundesrechtsanwaltskammer die
zweite Auflage seiner Thesen zur Strafverteidigung,2)
deren Veröffentlichung zum Anlass genommen wird,
mit Blick auf die in den deutschen „Thesen“ einge-
führten Neuerungen und Überarbeitungen Anregun-
gen für eine Reform der österreichischen „Grund-
sätze“ aufzugreifen. Zu beachten ist, dass die deut-
schen Thesen zwar auf einer verwandten, im Detail
aber doch von der österreichischen sehr stark abwei-
chenden Rechtsordnung beruhen, sodass Thesen und
Grundsätze nicht direkt verglichen werden können.

Der gegenständliche Beitrag, der die verschriftlichte
Fassung eines anlässlich der Sitzung der Strafrechts-
kommission am 17. 10. 2015 gehaltenen Vortrags dar-
stellt, setzt sich zum Ziel, Anregungen aus den neuen
deutschen Thesen zu ziehen. Die daraus gezogenen
Schlüsse wie auch die getroffene Auswahl stellen eine
subjektive Entscheidung des Autors dar und geben
nicht die Ansicht der Strafrechtskommission oder des
Arbeitskreises Strafrecht wieder. Auch beschränken
sie sich auf jene Reformfragen, die durch die neuen
deutschen Thesen angeregt werden, ohne dabei jene
Defizite aus dem Blick zu verlieren, die bereits durch
Haumer3) und Soyer/Schumann4) aufgezeigt wurden.
Seit 2007 haben darüber hinaus zahlreiche rechtliche
und technische Neuerungen Einzug gehalten, die eine
Revision der Grundsätze der Strafverteidigung erfor-
derlich machen. In eine Revision der Grundsätze der
Strafverteidigung werden auch die im Jahr 2015 neu
gefassten Richtlinien für die Ausübung des Rechtsan-
waltsberufes (RL-BA)5) einfließen müssen.

Mit den Grundsätzen 2007 sollte den Kolleginnen
und Kollegen eine Orientierungshilfe zur Verfügung
gestellt werden und Position zu umstrittenen Fragen
bezogen werden.6) Die Wirkung der Grundsätze geht

jedoch darüber hinaus: Sie haben auch Signalwirkung
gegenüber Dritten, insb den Organen der Rechts-
pflege und den Klienten. Allerdings können durch der-
artige Grundsätze keine Rechtsnormen und auch kein
eigenständiger Sorgfaltsmaßstab geschaffen werden.

Bei den deutschen Thesen handelt es sich, anders als
bei den österreichischen Grundsätzen, um sehr detail-
liert ausformulierte Handlungsanweisungen, die stark
belehrende Züge aufweisen; nach Ansicht des Autors
kann es jedoch nicht Gegenstand der Grundsätze der
Strafverteidigung sein, Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälte zu lehren, wie sie ihr Verteidigungs-
mandat auszuüben haben.

Der Blickwinkel des gegenständlichen Beitrags ist
daher bewusst eng und subjektiv gehalten, doch kön-
nen einige Gedanken möglicherweise dennoch in eine
allfällige zukünftige Revision der Grundsätze der
Strafverteidigung einfließen.

II. Einzelne Thesen auf
dem Prüfstand

Im Folgenden werden einige der neuen oder durch-
greifend überarbeiteten deutschen Thesen aufgegrif-
fen und auf ihre Relevanz für Österreich untersucht.

15Österreichisches Anwaltsblatt 2016/01

Strafrechtskommission 2015

Grundsätze der Strafverteidigung
Autor: RA MMag. Dr. Rupert Manhart, LL.M. (LSE)

1) Arbeitsgruppe Strafrecht und Arbeitskreis Berufsrecht, Grundsätze
der Strafverteidigung, AnwBl 2007, 183–187.

2) Strafrechtsausschuss der Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK), The-
sen zur Strafverteidigung2, BRAK-Schriftenreihe XX (2015).

3) Haumer, Grundsätze der Strafverteidigung – Gibt es Verbesserungs-
bedarf? AnwBl 2013, 204–208.

4) Soyer/Schumann, Grundsätze der Strafverteidigung, Zugleich Über-
legungen zum Verhältnis zwischen Verteidiger und Beschuldigtem,
in FS für Helmut Fuchs (2014) 539–555.

5) Richtlinien für die Ausübung des Rechtsanwaltsberufes (RL-BA
2015), Beschluss der Vertreterversammlung v 26. 9. 2015.

6) Arbeitsgruppe Strafrecht und Arbeitskreis Berufsrecht, Grundsätze
183.

2016, 15



1. Beendigung des Mandats

These 7 [Beendigung des Wahlmandats]
(1) Der Verteidiger darf das Wahlmandat nicht zur Un-

zeit kündigen, es sei denn, dass wichtige Gründe vorliegen.
(2) [. . .]
(3) Bei der Anzeige der Mandatsbeendigung hat der Ver-

teidiger darauf zu achten, dass Nachteile für den (ehemali-
gen) Mandanten vermieden werden.

Der Rechtsanwalt ist nicht verpflichtet, ein Mandat
zu übernehmen, und muss keine Gründe für die Ableh-
nung eines Mandats angeben. Ferner kann er die Ver-
tretung jederzeit kündigen (§ 10 Abs 1, § 11 Abs 2
RAO). Die deutsche These 7 ist daher mit der österrei-
chischen Rechtslage nicht vereinbar.

Nichtsdestotrotz muss sich der Verteidiger bewusst
sein, dass die Kündigung eines Verteidigungsmandats
für den Mandanten mit erheblichen Konsequenzen
verbunden sein kann. Gerade bei umfangreichen und
langwierigen Akten ist der Aufwand eines neuen Ver-
teidigers, sich die erforderliche Aktenkenntnis zu ver-
schaffen, erheblich; auch der Mandant muss Zeit und
Ressourcen investieren, um einen neuen Verteidiger
zu informieren. Darüber hinaus könnte die Mandats-
kündigung Anlass für Schlussfolgerungen durch die
Strafverfolgungsbehörden und das Gericht auf Schuld
oder Unschuld des Mandanten geben. Obgleich das
Recht des Verteidigers, die Vertretung zu kündigen,
unabdingbar ist, sollte er dennoch bei der Entschei-
dung, ein Mandat zu beenden, diese Nachteile für
den Mandanten berücksichtigen.

Es wird daher vorgeschlagen, Grundsatz 3 wie folgt
zu ergänzen (Ergänzung hervorgehoben):

Vollmachtsauflösungen durch den Verteidiger sollten
nicht zur Unzeit erfolgen, sofern kein wichtiger Grund hier-
für vorliegt. Eine erfolgte Vollmachtsauflösung sollte in
jedem Fall dem Gericht bekanntgegeben werden. Bei
der Bekanntgabe der Vollmachtsauflösung ist darauf zu
achten, dass hierdurch keine Nachteile für den (ehemaligen)
Mandanten entstehen; es ist eine neutrale Formulierung zu
wählen.

2. Missbrauch prozessualer Gestaltungsrechte

Umfangreich überarbeitet wurden die Thesen zu
Wahrnehmung und Missbrauch prozessualer Gestal-
tungsrechte. Der zentrale Grundsatz lautet:

These 33 [Grundsatz]
Der Verteidiger ist in der Wahrnehmung prozessualer

Handlungsmöglichkeiten im Rahmen der allgemeinen Ge-
setze frei.

In Deutschland ist dieser Grundsatz von zentraler
Bedeutung, da die Rsp unter Hinweis auf ein „allge-
meines Missbrauchsverbot“ dem Verteidiger über die
gesetzlichen Grundlagen hinausgehende Beschrän-
kungen auferlegen möchte.7) In Österreich zieht die
Rsp die Beistands- und Schutzaufgabe des Verteidigers

und seine Befugnis, im Rahmen der vertrags-, straf-
und berufsrechtlichen Grenzen sämtliche prozessuale
Handlungsmöglichkeiten zugunsten des Mandanten
auszuschöpfen, bislang nicht in Zweifel. Grundsatz 9
schreibt diesen Freiraum ausdrücklich fest, sodass in-
sofern kein Reformbedarf besteht.

3. Materielle Wahrheitspflicht
im Rechtsmittelverfahren

These 40 [Art und Weise der Revisions- bzw Rechtsbe-
schwerdebegründung]

Auch im Revisions- oder Rechtsbeschwerdeverfahren un-
terliegt der Verteidiger der materiellen Wahrheitspflicht.
Unabhängig davon darf er die Begründung von Verfah-
rensrügen auf Verfahrenstatsachen stützen, die durch das
Hauptverhandlungsprotokoll als absolut bewiesen gelten.

Dieser Grundsatz ist aus österreichischer Sicht nur
verständlich, wenn man die Eigenarten des deutschen
Strafverfahrens kennt. So ist das Hauptverhandlungs-
protokoll weder einWort- noch ein Resümeeprotokoll
nach österreichischem Verständnis, sondern hält nur
die verfahrensrechtlichen Vorgänge fest. So kann sich
ein Protokoll über einen gesamten Verhandlungstag
auf wenige Seiten beschränken. Es gibt also in der Re-
gel keine gerichtlichen Aufzeichnungen über den In-
halt der Beweisaufnahme.

In Österreich hingegen werden Aussagen und Be-
weisaufnahmen wenigstens zusammenfassend proto-
kolliert. Das Rechtsmittelrecht kennt darüber hinaus
ein striktes System an Regeln, wie Fehler des Ermitt-
lungsverfahrens, des Gerichtsverfahrens und des Ur-
teils aufgegriffen werden können. Unrichtige Tatsa-
chenfeststellungen können nicht nur, sondern müssen
sogar im Rahmen dieser Regeln den Rechtsmittelaus-
führungen zugrunde gelegt werden. Die österreichi-
schen Grundsätze enthielten daher bislang keine Aus-
führungen zu Rechtsmitteln, welche Entscheidung
nach Ansicht des Autors nach wie vor richtig ist, sodass
kein Ergänzungsbedarf besteht.

4. Akteneinsicht und digitale Akten

These 48 [Grundsatz]
Der Verteidiger soll sich im Regelfall unverzüglich nach

der Anzeige seiner Beauftragung um Einsicht in die Akten
bemühen.

Die Begründung der These 48 ergänzt diesen
Grundsatz wie folgt: „Die Akteneinsichtsgewährung in
Form der Überlassung eines Datenträgers mit dem darauf
gespeicherten eins zu eins eingelesenen Aktenbestand ersetzt
nicht das Recht auf Einsicht in die Originalakten.“8) Be-
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deutsam ist weniger die These 48 selbst, als ihre Be-
gründung.

Mit der technischen Weiterentwicklung wird die
elektronische Akteneinsicht immer mehr der Regelfall.
Dennoch liegen nicht immer alle Aktenbestandteile, so
insb umfangreiche Ermittlungsakten bzw von der Kri-
minalpolizei in Papierform übermittelte Berichte samt
Beilagen, elektronisch vor. Darüber hinaus finden sich
im physischen Akt gelegentlich ergänzende Hinweise,
die Rückschlüsse auf das weitere Verfahren zulassen.
Letztlich können elektronisch übermittelte Akten auch
aus anderen Gründen fehlerhaft und unvollständig
sein. Es ist daher wichtig, trotz der Entwicklung hin
zu elektronischen Akten nicht auf die Einsicht in phy-
sische Akten zu verzichten.

Es wird daher folgende Ergänzung zu Grundsatz 6
vorgeschlagen: „Der Verteidiger ist gehalten, die Voll-
ständigkeit und Richtigkeit elektronisch überlassener Ak-
ten(bestandteile) besonders sorgfältig zu prüfen.“

These 50 [Herstellung von Kopien usw]
Über die Anfertigung von Ablichtungen, Abschriften

oder sonstigen Kopien einschließlich elektronischer Daten-
träger entscheidet der Verteidiger nach pflichtgemäßem Er-
messen.

Der Verteidiger kann davon ausgehen, dass sämtli-
che Aktenstücke für die Verteidigung von Bedeutung
sind. Gerade bei umfangreichen Akten ist es nicht ef-
fizient, wenn der Verteidiger vor Herstellung von Ko-
pien bei Gericht den gesamten Akt studiert, um die
Relevanz einzelner Aktenstücke für die Verteidigung
zu prüfen. Auch kann es sich erst im Laufe des Ver-
fahrens herausstellen, dass Aktenstücke von Bedeu-
tung sind. Es ist daher grundsätzlich empfehlenswert,
möglichst umfangreiche elektronische oder physische
Kopien herzustellen, mit denen gearbeitet werden
kann.

Damit in Konflikt steht das ökonomische Interesse
des Mandanten, da die Herstellung von Kopien Un-
summen verschlingen kann. Kopierkosten erreichen
bei umfangreichen Akten enorme Beträge, die der
Mandant zu tragen hätte. Der Verteidiger hat daher
diese ökonomischen Interessen mit dem Verteidi-
gungsinteresse an einer möglichst vollständigen Ak-
tenkopie abzuwägen. Bereits bei Mandatsanbahnung
sollte mit dem Mandanten besprochen werden, ob
und in welchem Umfang dieser in der Lage und bereit
ist, Kopierkosten zu tragen.

Es wird daher folgende weitere Ergänzung zu
Grundsatz 6 vorgeschlagen: „Der Verteidiger ist berech-
tigt, ohne vorhergehende Prüfung des gesamten Aktes Ab-
lichtungen und digitale Kopien auf Kosten des Mandanten
herstellen zu lassen, wobei er den vom Mandanten einge-
räumten finanziellen Rahmen für Vervielfältigungskosten
zu beachten hat.“

5. Verteidigerhonorar und Geldwäsche

These 72 [Verteidigervergütung und Geldwäsche]
Der Verteidiger darf für seine Tätigkeit weder vom

Mandanten noch von Dritten eine Vergütung annehmen,
wenn er positive Kenntnis davon hat, dass Zahlungsmittel
aus einer dem Katalog des § 261 Abs 1 Satz 2 StGB zuge-
hörigen Straftat stammen.

In Deutschland geht die Rsp davon aus, dass sich der
Verteidiger durch die Annahme eines Verteidigerho-
norars der Geldwäsche schuldig machen kann, wenn
er positive Kenntnis von der inkriminierten Herkunft
des Geldes hat.9) Als Indikatoren für die Bösgläubigkeit
des Verteidigers werden „konspirative Zahlungsmoda-
litäten“ und „hohe Bargeldbeträge“ gesehen, wobei
der Verteidiger keine Nachforschungen über die Her-
kunft des Geldes anstellen muss.10) Dieser Rsp kann
nicht gefolgt werden, da sie gegen Art 6 EMRK ver-
stößt.

Die deutsche Rsp gibt der Staatsanwaltschaft ein
probates Werkzeug in die Hand, um den Wahlvertei-
diger persönlich unter Druck zu setzen und aus dem
Verfahren zu entfernen; eine kurze Mitteilung an den
Verteidiger, dass „der Beschuldigte keine anderenMit-
tel als solche aus inkriminierten Quellen“ habe und
dass „er also kein Honorar vom Beschuldigten anneh-
men könne“ stellt den Verteidiger vor ein Dilemma:
Sofern das Honorar nicht von dritter Seite bezahlt
wird, steht er vor derWahl, wegen Geldwäscherei ver-
folgt zu werden oder den Beschuldigten kostenlos in
der Hoffnung auf einen Freispruch zu vertreten. Letz-
teres kann vom Verteidiger wohl nicht erwartet wer-
den.

Im Extremfall kann der Beschuldigte überhaupt
keinen Verteidiger finden, was dem Recht, sich selbst
zu verteidigen oder den Beistand eines Verteidigers
seiner Wahl zu erhalten (Art 6 Abs 3 lit c EMRK),
zuwiderläuft.11) Wenn der Beschuldigte nämlich –

trotz vorhandener Mittel – seinen Wahlverteidiger
nicht honorieren kann oder dieser nicht bereit ist,
aufgrund der Gefahr der Verfolgung wegen Geldwä-
scherei ein Honorar vom Beschuldigten anzunehmen,
müsste er einen Verfahrenshilfeantrag stellen. Um
Verfahrenshilfe zu erhalten, müsste er aber angeben,
dass er nur über aus Vortaten herrührende Vermö-
genswerte verfügt und deshalb seinen Verteidiger
nicht bezahlen kann; er wäre also gezwungen, sich
selbst zu belasten, nur um den Beistand eines Vertei-
digers zu erhalten.

Schließlich bestünde keine Waffengleichheit zwi-
schen Verteidigung und Strafverfolgung. Die Finan-
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zierung der Strafverfolgungsbehörden ist durch staatli-
che Mittel gesichert, wohingegen der Beschuldigte
nicht einmal die bei ihm vorhandenen Vermögens-
werte zu seiner Verteidigung einsetzen kann. Dazu
kommt, dass Vermögenswerte, die für die Begehung
einer mit Strafe bedrohten Handlung oder durch sie
erlangt wurden, für verfallen zu erklären sind (§§ 20
bis 20c StGB) und daher letztlich dem Staat zugute-
kommen, der diese Vermögenswerte zur Finanzierung
der Strafverfolgung verwenden kann.

Gem § 165 Abs 2 StGB könnte sich der Verteidiger
bei positiver Kenntnis durch Annahme eines Verteidi-
gerhonorars, dessen inkriminierte Herkunft er kennt,
zwar der Geldwäscherei schuldig machen, die An-
nahme von Verteidigerhonorar ist jedoch im Lichte
der vorstehenden Überlegungen gem Art 6 EMRK
gerechtfertigt. Art 6 EMRK stellt sohin einen Recht-
fertigungsgrund dar, durch den das Recht des Be-
schuldigten auf Wahl seines Verteidigers als zentrale
Rechtsschutzgarantie im Strafverfahren geschützt
wird.

Es ist daher erforderlich, dass die Grundsätze zu die-
ser rechtspolitisch brisanten Frage Stellung nehmen,
etwa wie folgt: „Die Annahme eines Verteidigerhonorars
ist zulässig, auch wenn es sich um durch kriminelle Hand-
lungen kontaminiertes Vermögen handelt oder handeln
könnte.“

6. Beteiligung von Unternehmen
in Strafverfahren

These 74 [Unternehmensbeistand in Strafsachen]
Ist das Unternehmen Verfalls- oder Einziehungsbeteilig-

ter bzw Adressat einer Verbandsgeldbuße, sind die Thesen
zur Strafverteidigung entsprechend für strafrechtliche Un-
ternehmensbeistände anwendbar.

Dieser Grundsatz bedarf meines Erachtens als
Selbstverständlichkeit keiner besonderen Erwähnung.
Allerdings kommt es in der Praxis immer wieder vor,
dass der Verteidiger gleichzeitig den Verband und
Verbandsangehörige, zB Mitglieder des Leitungsor-
gans eines Unternehmens, vertritt oder zumindest die-
ser Wunsch an ihn herangetragen wird. Auch ist es
durchaus üblich, ja es kann arbeitsrechtlich aufgrund
der Beistandspflicht des Arbeitgebers sogar geboten
sein, dass das Honorar des Verteidigers des Unterneh-
mensangehörigen durch das Unternehmen bezahlt
wird. Diese Konstellationen können häufig zu Interes-
senkonflikten führen.

Es wird daher vorgeschlagen, den Grundsatz 5 wie
folgt zu ergänzen: „Im Fall strafrechtlicher Ermittlungen
gegen einen Verband hat der Verteidiger Interessenkonflikte
zwischen dem Verband und Verbandsmitgliedern besonders
sorgfältig zu prüfen; er hat derartige Interessenkonflikte zu
vermeiden.“

7. Unternehmensinterne Ermittlungen

These 75 [Verteidigung bei unternehmensinternen Ermitt-
lungen]

Bei sog unternehmensinternen Ermittlungen (internal
investigations) schützt der Verteidiger seinen Mandanten
vor Nachteilen, die durch Nichtbeachtung der gesetzlichen
Vorschriften und anerkannter Standards entstehen können.

Unternehmensinterne Ermittlungen sind besonders
problematisch in Bezug auf den Konflikt zwischen ar-
beitsrechtlichen Pflichten des Dienstnehmers und dem
Selbstbelastungsverbot. Interne Ermittlungen dienen
häufig (auch) der Schaffung von Beweisen für die Straf-
verfolgungsbehörden. Die Vertraulichkeit interner Er-
mittlungsergebnisse kann im Regelfall gegenüber
Staatsanwaltschaft und Gericht nicht gewahrt werden,
sondern es können die Behörden auf diese Ermitt-
lungsergebnisse sogar durch Zwangsmaßnahmen zu-
greifen. Darüber hinaus werden Verteidiger auch bei
unternehmensinternen Ermittlungen in der Regel
vom Unternehmen bezahlt. Schließlich kann es sein,
dass die Rechtsanwältin bzw der Rechtsanwalt nicht
nur die Funktion des Verteidigers, sondern auch die
des Ermittlers übernimmt.

Es ist daher erforderlich, einen Grundsatz mit
Handlungsanleitungen für Ermittler und Verteidiger
in unternehmensinternen Ermittlungen auszuarbeiten,
der die angeschnittenen Problemfelder zumindest ins
Bewusstsein ruft. Der Grundsatz könnte etwa wie folgt
formuliert werden: „Bei unternehmensinternen Ermitt-
lungen hat der Verteidiger das Spannungsfeld zwischen ar-
beitsrechtlichen Verpflichtungen und dem Selbstbelastungs-
verbot zu beachten. Da interne Ermittlungsergebnisse in
der Regel den Strafverfolgungsbehörden zugänglich sind,
überwiegen die Verteidigungsinteressen. Auch als Ermittler
hat der Rechtsanwalt die gesetzlichen Grenzen zu beachten.“

III. Zusammenfassung
Das Strafverfahren ist einem steten Wandel unterwor-
fen. Rechtliche, gesellschaftliche und technische Ände-
rungen verlangen eine stete Anpassung auch der Straf-
verteidigung. Um der Evolution der Strafverteidigung
Rechnung zu tragen, ist auch eine Überarbeitung der
Grundsätze der Strafverteidigung unabdingbar.

Die reformierten deutschen Thesen zur Strafvertei-
digung enthalten hierfür wertvolle Denkanstöße. Die
Revision der Grundsätze hat jedoch über diese Denk-
anstöße hinauszugehen und muss sich umfassend mit
den Herausforderungen und Rahmenbedingungen
für die Strafverteidigung auseinandersetzen. Einige
der Herausforderungen, der sich die Strafverteidigung
zu stellen hat, sind die stete Beschneidung des Hand-
lungsspielraums des Verteidigers, die fortschreitende
Digitalisierung auch der Gerichtsakten, die Bekämp-
fung der Geldwäscherei und die Tendenz zur Einbe-
ziehung von Verbänden in die Strafverfolgung.
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Bemerkenswertes aus der Judikatur des OGH
in Strafsachen seit 2014
Von Dr. Eckart Ratz, Wien. Der Autor ist Präsident des OGH, Herausgeber und Autor der Wiener Kommentare zu StGB
und StPO, verantwortlich für den strafrechtlichen Teil des Evidenzblatts der Rechtsmittelentscheidungen der ÖJZ und Ho-
norarprofessor für Strafrecht und Strafprozessrecht der Universität Wien.

Zusammenstellung wichtiger Aussagen in der Rechtsprechung des OGH aus 2013 und 2014, insb unter dem Ge-
sichtspunkt der Praxisrelevanz aus Verteidigersicht.

I. Einleitung
Ich habe für meinen Überblick über die wichtigsten
Entscheidungen des OGH in Strafsachen wie gewohnt
auf die für das EvBl der ÖJZ getroffene Auswahl zu-
rückgegriffen. Die Tatsache, dass in jedem Heft vier
Entscheidungen vorgestellt werden, stellt sicher, dass
die Leserin und der Leser auf knappem Raum über alle
wichtigen Entwicklungen im Straf- und Medien-
recht auf dem Laufenden gehalten und mithilfe von
Hinweisen Zusammenhänge hergestellt werden kön-
nen. Die Rechtssätze und Hinweise des EvBl bis Heft
18/2014 bilden den Inhalt der nachfolgenden Judika-
turübersicht. Zwischen Rechtssätzen als Entschei-
dungsinhalt und Hinweis (aus Anlass der Entscheidun-
gen) wird nicht unterschieden.

II. Materielles Recht
" 15 Os 60/14h EvBl 2014/150: § 153d StGB und

§ 156 StGB sind unrechtsgeprägte Sonderde-
likte. Wenn Dienstgeber (§ 153d StGB) oder
Schuldner (§ 156 StGB) daher die Tat nicht unmit-
telbar ausführen oder sonst in bestimmterWeise da-
ran mitwirken, kommt es nicht zu strafbarer Beteili-
gung. Angesichts der Einstufung von § 153d StGB
als „unrechtsbezogenes Sonderdelikt“ kommt es
nur dann zu strafbarer Beteiligung, wenn derDienst-
geber „die Tat unmittelbar ausführt oder in be-
stimmterWeise daran mitwirkt“ (§ 14 Abs 1 zweiter
Satz StGB). Nach der Entscheidung wirken nur
Dienstgeber in bestimmter Weise an der Tat mit,
die bereits „die Anmeldung der Dienstnehmer dolos
vorgenommen“ haben.

" 17 Os 1/14x EvBl 2014/159: Besteht der vorgewor-
fene Befugnismissbrauch in der Anwendung von
Verfahrensregeln – hier über die interne Willens-
bildung eines Kollegialorgans – ist die Frage, ob die-
ses Verhalten § 302 Abs 1 StGB zu subsumieren ist,
anhand des Gegenstands des am Ende dieses Ver-
fahrens stehenden Rechtsakts (hier: des Gemeinde-
ratsB) zu beantworten.

" 17 Os 36/14v EvBl 2014/160: Ob eineOrganstraf-
verfügung formgerecht (schriftlich) oder mündlich

erlassen wurde, ist unter dem Aspekt von Miss-
brauch der Amtsgewalt bedeutungslos. Der Fachse-
nat für strafbare Verletzungen der Amtspflicht, Kor-
ruption und verwandte strafbare Handlungen bestä-
tigt damit seine zu 17 Os 2/13 t EvBl 2013/70 einge-
leitete Rsp zu Missbrauch der Amtsgewalt durch
Organstrafverfügung. Zu 17 Os 2/13 t hatte er aus-
gesprochen, dass das Motiv, das eingehobene Geld
nicht abzuführen, bei rechtsgültiger Organstrafver-
fügung Befugnismissbrauch nicht begründet. Hier
ging es darum, dass Formmängel eine Organstraf-
verfügung unter dem Aspekt von Strafbarkeit nach
§ 302 StGB nicht wirkungslos machen.

" 14 Os 71/14m EvBl 2015/7: Eine schriftliche Lüge
ist nur tatbildlich nach § 293 StGB, wenn ihr ein
über die bloße Behauptung des Vorliegens der
dem jeweiligen Verfahren zugrunde liegenden An-
spruchsvoraussetzungen oder das bloße Vorbringen
des eigenen Verfahrensstandpunkts hinausgehender
Beweiswert zukommt. Diesen Kriterien entsprechen
unwahre schriftliche Erklärungen von Verfahrens-
parteien, die der Sache nach nicht über unrichtige
Vorbringen oder Behauptungen hinausgehen, nicht,
mögen sie auch als „Erklärungen an Eides statt“ titu-
liert oder von der abschließenden Bekräftigung ge-
tragen sein, dass die getätigten Angaben „richtig
und vollständig“ gemacht wurden.

" 17 Os 30/14m EvBl-LS 2015/15: Bilden in ver-
schiedenen Staaten gesetzte Ausführungshand-
lungen eine tatbestandliche Handlungseinheit,
genügt es, wenn die Tat nur nach einem der in Be-
tracht kommenden Tatortgesetze mit Strafe bedroht
ist, weil § 65 Abs 1 StGB ansonsten den paradoxen
Fall von Straflosigkeit trotz Vorliegens beiderseiti-
ger Strafbarkeit regeln würde. Die demGesetz somit
zugrunde liegende Bevorzugung strengeren Rechts
schlägt auch auf die Günstigkeitsklausel nach § 65
Abs 2 StGB durch. Demnach darf der Täter bei
der Bestimmung der Strafe (nur) nicht ungünstiger
gestellt werden als nach dem strengeren (imVerhält-
nis zu ö Recht dennoch günstigeren) Tatortrecht.
Den Strafrahmen determinierende Umstände, wel-
che nicht zugleich die rechtliche Kategorie, welcher
subsumiert wurde (§ 260 Abs 1 Z 2 StPO), bestim-
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men, sind Gegenstand von § 281 Abs 1 Z 11 erster
Fall StPO. Dazu gehören jedenfalls §§ 28, 30, 31,
36, 39a StGB, die mangels anders lautender Rege-
lungen auch im Nebenstrafrecht gelten (Art I Abs 1
StRAG). Da § 65 Abs 2, § 278d Abs 1 letzter Satz,
§ 286 Abs 1 zweiter Satz, § 287 Abs 1 zweiter Satz
StGB nicht Gegenstand der rechtlichen Unterstel-
lung (§ 260 Abs 1 Z 2 StPO) sind, vielmehr bloß
die Strafbefugnis determinieren, sind auch sie Ge-
genstand dieses NG. Gleiches gilt für § 5 Z 2 bis 4
JGG.

" 15 Os 105/14a EvBl 2015/20: § 22a Abs 5 ADBG
2007 normiert wie § 28a Abs 4 Z 3 SMG einen –

mit § 29 StGB vergleichbaren – Zusammenrech-
nungsgrundsatz sui generis, wobei – anders als
in § 29 StGB, aber wie in § 28a Abs 4 Z 3 SMG –

der vom Gesetzgeber verwendete Begriff „Straftat“
auch eine Mehrzahl solcher Taten umfasst.

" 12 Os 72/14a EvBl 2015/21: Bei § 107b StGB
wird durch die – ohne größere zeitliche Unterbre-
chung – fortgesetzten tatbestandlichen Vorgangs-
weisen iSd § 107b Abs 2 StGB lediglich eine straf-
bare Handlung verwirklicht. Dies gilt auch bei Tat-
handlungen gegenüber einem zunächst unmündi-
gen Opfer, welche vom Täter nach Erreichen der
Mündigkeit des betroffenen Kindes fortgeführt
werden. Für § 107b Abs 3 Z 1 erster Fall StGB
ist maßgeblich, dass die mehrfachen tatbestandli-
chen Handlungen iSd § 107b Abs 2 StGB bereits
vor Erreichen des 14. Lebensjahres des Opfers ei-
ner fortgesetzten, also längere Zeit andauernden,
Gewaltausübung entsprechen.

" 15 Os 113/14b EvBl-LS 2015/31: Beschädigung
einer Alarmanlage ist keine typische „Begleittat“
von Einbruchdiebstahl.

" 15 Os 129/14 f, 130/14b EvBl 2015/42: Hat das Ge-
richt eine bereits erteilte Weisung während ihres
Geltungszeitraums geändert, ohne das ihr zuGrunde
liegende Ge- oder Verbot wesentlich zu verändern
(wie dies etwa bei der Anpassung von Behandlungs-
oder Kontrollintervallen der Fall ist), und kommt
der Rechtsbrecher der Weisung weder unter den
bis dahin geltenden noch unter den geänderten Be-
dingungen nach, so erfüllt – dem Zweck des § 53
Abs 2 erster Fall StGB entsprechend – bereits eine
zur ursprünglichenWeisung erteilte förmlicheMah-
nung die Widerrufsvoraussetzung.
Die dieAnordnung einer freiheitsentziehenden vor-
beugenden Maßnahme rechtfertigende Gefähr-
lichkeit besteht in der Befürchtung, der Rechts-
brecher werde sonst
– unter dem Einfluss seiner geistigen oder seeli-

schen Abartigkeit (irgend-)eine mit Strafe be-
drohte Handlung mit schweren Folgen (§ 21
StGB) oder

– iZm seiner Gewöhnung an berauschende Mittel
oder Suchtmittel (irgend-)eine mit Strafe be-
drohte Handlung mit schweren Folgen oder
doch mit Strafe bedrohte Handlungen mit (je-
weils) nicht bloß leichten Folgen (§ 22 StGB)
oder

– wegen seines Hanges zu (irgendwelchen) strafba-
ren Handlungen der in § 23 Abs 1 Z 1 StGB ge-
nannten Art oder weil er seinen Lebensunterhalt
überwiegend durch solche strafbaren Handlun-
gen zu gewinnen pflegt, weiterhin solche strafba-
ren Handlungen mit (jeweils) schweren Folgen
begehen.

Zur Erreichung des Zwecks des Maßnahmenvollzugs,
maW des Zwecks der Maßnahme iSd § 25 Abs 1
zweiter Satz StGB, genügt es, wenn ungeachtet des
Fortbestands der die Anordnung der Maßnahme
rechtfertigenden Gefährlichkeit diese extra muros
hintangehalten werden kann. Die Gefährlichkeit,
auf die § 47 Abs 2 StGB abstellt, besteht dann nicht
mehr und der Vollzug der Maßnahme ist nicht mehr
notwendig (vgl § 24 Abs 2 zweiter Satz, § 25 Abs 3
StGB). Ansonsten aber besteht die – so verstandene –

Gefährlichkeit, gegen die sich die vorbeugende Maß-
nahme richtet, noch.

Falls sich in einer der nachstehenden Alternativen
der Fortbestand der Gefährlichkeit (iSd jeweiligen
Unterbringungsvoraussetzung) manifestiert, ohne
dass die Maßnahme substituierbar wäre, ist derWi-
derruf zwingend. Auf die Behandlungsaussichten
durch den Vollzug der Maßnahme kommt es – außer
bei § 22 StGB – nicht an. Die noch bestehende Ge-
fährlichkeit kann sich daraus ergeben, dass der Rechts-
brecher

– wegen einer während der Probezeit begangenen
(oder einer solchen nach § 53 Abs 1 letzter Satz
StGB gleichstehenden) strafbaren Handlung
verurteilt wurde (§ 53 Abs 1 erster Satz StGB)
oder

– während des vom Gericht bestimmten Zeitrau-
mes eine Weisung trotz förmlicher Mahnung
mutwillig nicht befolgte (§ 53 Abs 2 erster Fall
StGB) oder

– sich beharrlich dem Einfluss des Bewährungs-
helfers entzog (§ 53 Abs 2 zweiter Fall StGB).

Die Gefährlichkeit muss sich aus zumindest einer die-
ser Alternativen ergeben; der Umstand muss also
symptomatisch für den Fortbestand der Gefährlichkeit
sein. Nicht verlangt ist, dass die Befürchtung daraus al-
lein abgeleitet werden kann (13 Os 49/00 EvBl 2000/
204). Ein geistig abnormer Rechtsbrecher, dem aus
Gründen, die mit der zu behandelnden Störung zusam-
menhängen, die Therapiebereitschaft fehlt, handelt
„mutwillig“, weil mutwillig nichts anderes als vorsätz-
lich bedeutet (§ 5 Abs 1 StGB).
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Zur Sicherstellung der Alternativen des § 53 Abs 2
StGB hat es das Gericht bei der Entscheidung über die
bedingte Nachsicht oder Entlassung oder auch danach
(§ 51 Abs 4 StGB) in der Hand, erforderlichenfalls mit
Hilfe eines SV (§ 163 iVm § 17 Abs 1 Z 2 StVG),
durch sachgerechte Weisungen und die Anord-
nung der Bewährungshilfe ein breit gefächertes
Kontrollsystem zu schaffen, um prompt auf Verände-
rungen in der Symptomatik des Probanden reagieren
zu können. Es ist so in der Lage, schon sehr rasch nach
unbedingter Anordnung der Maßnahme die stationäre
Behandlung geistig abnormer Rechtsbrecher in eine
ambulante zu überführen (§ 47 Abs 2 StGB). Daher
sollte auch beim Widerruf bedingter Nachsicht oder
Entlassung kein zu strenger Maßstab angelegt wer-
den (vgl 13 Os 49/00 EvBl 2000/204). Auch mehrfache
bedingte Entlassung und deren Widerruf ist zulässig.
§ 51 Abs 3 erster Satz StGB gestattet mit – nicht wi-
derruflicher – Zustimmung des Rechtsbrechers auch
die Weisung zu stationärer psychiatrischer Behand-
lung unter bestimmten, genau zu definierenden Vo-
raussetzungen (SSt 60/58). Vor der Entscheidung über
eine bedingte Nachsicht oder Entlassung ist die Zu-
stimmung jedenfalls ohne Weiteres zu erlangen. An-
ordnung der Bewährungshilfe ist einer Sachwalterbe-
stellung idR vorzuziehen.

Anders als beim gefährlichen Rückfallstäter steht da-
her die Widerrufsvoraussetzung neuerlicher Delin-
quenz beim geistig abnormen und beim entwöhnungs-
bedürftigen Rechtsbrecher keineswegs im Vorder-
grund. Um etwa einen geistig Abnormen unter An-
staltsbedingungen erneut medikamentös oder
therapeutisch „einzustellen“, kommt Widerruf auch
dann in Betracht, wenn Grund zur Hoffnung besteht,
ihn in absehbarer Zeit wieder bedingt entlassen zu
können, was umso leichter möglich ist, als § 47 Abs 2
StGB nur ein Absinken der Befürchtung unter das
Maß hoher Wahrscheinlichkeit oder die Substituier-
barkeit der Maßnahme unter dem Gesichtspunkt der
Notwendigkeit ihres Vollzugs verlangt.
" 14 Os 140/14 s EvBl 2015/49: Eine konkrete Ge-

meingefährdung von Personen setzt voraus, dass
die größere Zahl von Menschen gleichzeitig in den
Gefahrenradius gerät, eine kumulative Verletzungs-
möglichkeit vorliegt und der Vorsatz die konkrete
Gemeingefährdung, das heißt die Herbeiführung ei-
nes solchen Sachverhalts, umfasst. Eine bloß sukzes-
sive Gefährdung genügt demnach nicht.

" 11 Os 152/14h EvBl-LS 2015/56: Beischlaf von
halbbürtigen Geschwistern begründet Blut-
schande nach § 211 Abs 3 StGB.

" 17 Os 40/14g, 41/14d EvBl 2015/56: Unbefugte
Abfrage zur Überprüfung von bereits Be-
kanntem ist Gegenstand von Missbrauch der Amts-
gewalt. Von allg Verfügbarkeit in einer öffVerhand-
lung vorgekommener Daten kann ohne qualifizierte

Berichterstattung in Massenmedien oder im Inter-
net nicht die Rede sein. Hätte sich der Vorsatz der
ihre Befugnis zur Abfrage elektronisch gespeicherter
Daten für private Zwecke missbrauchenden Angekl
nur auf allg zugängliche Daten bezogen, wäre kein
konkretes Recht berührt und sie wären mangels
Schädigungsvorsatzes freizusprechen gewesen
(17 Os 1/12v EvBl 2012/136).

" 13 Os 119/14w, 120/14 t EvBl-LS 2015/64: Das
Geburtenbuch dient der Beurkundung der Le-
bendgeburt eines Kindes (§ 1 PStG idF BGBl
1983/60 iVm § 19 PStG idF BGBl 1995/25). Ge-
burtsurkunden stellen einen Auszug aus demGebur-
tenbuch dar (§ 31 Abs 1 und 2 Z 1 PStG idF BGBl I
2005/100). Die inhaltliche Richtigkeit des Vater-
schaftsanerkenntnisses liegt außerhalb des Errich-
tungszwecks des Geburtenbuchs. § 228 StGB dient
dem Schutz inl öffUrkunden sowie inl öff Beglaubi-
gungszeichen vor unrichtiger Beurkundung. Beur-
kundet werden die den Zweck der Errichtung bil-
denden Tatsachen, die den jeweils maßgebenden
Vorschriften zu entnehmen sind („errichtungsbezo-
gener Wahrheitsschutz“), wie der OGH sagt. An-
dere Tatumstände, auch wenn sie Inhalt der Ur-
kunde werden, werden demnach nicht „beurkun-
det“, womit das Tatobjekt (die Urkunde) zu deren
Beweis untauglich ist (§ 15 Abs 3 letzter Fall StGB).

" 17 Os 49/14 f EvBl-LS 2015/72: Anders als diese
amtlichen Wertzeichen dienen Parkkleber („Park-
pickerl“) gem § 4 der PauschalierungsVO gerade
nicht der (pauschalen) Entrichtung der Parkometer-
abgabe, sondern dürfen (nach Abs 2) „von der Beh
erst nach erfolgter Abgabenentrichtung ausgehän-
digt werden“ (vgl demgegenüber § 11 Abs 1 Bun-
desstraßen‑MautG 2002, demzufolge die zeitabhän-
gige Maut vor der Benützung von Mautstrecken
„durch Anbringen einer Mautvignette am Fahrzeug
zu entrichten“ ist). Er fungiert demnach „als Hilfs-
mittel zur Kontrolle der Abgabenentrichtung“ (§ 5
Abs 1 PauschalierungsVO). Dem Parkkleber kommt
demnach keine Zahlungs‑, sondern ausschließlich
Erklärungsfunktion zu (er bescheinigt die pauschale
Entrichtung der Parkometerabgabe). Parkkleber –

so der Fachsenat für strafbare Verletzungen der
Amtspflicht, Korruption und verwandte strafbare
Handlungen – sind daher weder amtliche Wertzei-
chen noch – schon begrifflich nicht in Betracht kom-
mende – amtliche Stempelabdrücke nach § 238
Abs 3 StGB. Sie sind vielmehr als (verkürzte) öffUr-
kunde zu qualifizieren. Anderslautende Kommen-
tarmeinungen, die für eine Qualifizierung als amtli-
che Wertzeichen einträten, stellten ausschließlich
auf die Dokumentationsfunktion von Wertzeichen
ab, vernachlässigten jedoch, dass Parkkleber deren
sonstige charakteristische Eigenschaften gerade
nicht erfüllten.
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" 17 Os 47/14m EvBl 2015/71: Räumt das Gesetz ei-
nem Beamten Befugnis ein und verpflichtet es ihn zu
einem bestimmten Handeln, schreibt es also vor, in
welcher Weise der Beamte diese Befugnis (aktiv)
auszuüben hat, kann ein tatbildlicher (also vorsätzli-
cher) Fehlgebrauch gerade auch in der Nichterfül-
lung dieser Handlungspflichten liegen (§ 302
StGB).

" 14 Os 139/14v EvBl-LS 2015/80: Der Umstand,
dass sich jemand bei der physischen Kontaktauf-
nahme auf seiner eigenen Liegenschaft befindet,
steht dem Tatbildmerkmal des widerrechtlichen
Aufsuchens der räumlichen Nähe einer Person
nicht entgegen (§ 107a StGB).

" 17 Os 43/14y EvBl 2015/78: § 152 GewO setzt zwar
implizit die grundsätzliche Zulässigkeit einer sol-
chen gewerblichen Tätigkeit voraus, womit der Ge-
setzgeber erkennen lässt, dass in bestimmten Fallka-
tegorien ein die Betroffeneninteressen überwiegen-
des berechtigtes Interesse dieser Gewerbetreiben-
den (und deren Kunden) an der Verwendung
(insb der Sammlung, Aufbewahrung und Weiter-
gabe) bonitätsrelevanter Daten gegeben ist. Eine
von § 8 Abs 1 Z 1 DSG verlangte ausdrückliche
ges Ermächtigung zum Ermitteln derartiger Daten
enthält § 152 GewO hingegen gerade nicht. Ein
aus einer Gewerbeberechtigung (grundsätzlich) ab-
leitbarer, legitimer Zweck einer Datenverarbeitung
iSd § 7 Abs 1 DSG sagt noch nichts darüber aus,
ob ein darauf gestützter konkreter Eingriff in das
Grundrecht auf Datenschutz zulässig ist, also
schutzwürdige Geheimhaltungsinteressen (im Ein-
zelfall) nicht verletzt. Dies ist anhand der Erlaubnis-
tatbestände des § 8 Abs 1 (und § 1 Abs 1 zweiter
Satz) DSG zu prüfen.

" 17 Os 11/14 t EvBl-LS 2015/87: Wer kein Übel an-
kündigt, den Vorteil also für davon unbeeinflusstes
Verhalten fordert, kommt mangels (bloß vorteils-
kausaler) Pflichtwidrigkeit des (mit der Forderung
verknüpften) Amtsgeschäfts nicht als Täter von Be-
stechlichkeit nach § 304 StGB, sondern bloß von
Vorteilsannahme nach § 305 StGB in Betracht.
Der Fachsenat stellt klar, dass ein ohne den gefor-
derten Vorteil ganz und gar gleich erledigtes Amts-
geschäft nicht dadurch pflichtwidrig wird, dass der
Vorteil iS kumulativer Kausalität hinzutritt.

" 15 Os 13/15y EvBl-LS 2015/96: Da die demVerfall
unterliegenden Vermögens‑ und Ersatzwerte (§ 20
Abs 1 und 2 StGB) sowie derWertersatz (§ 20 Abs 3
StGB) nur dem tatsächlichen Empfänger mittels
Verfall abgenommen werden dürfen, scheidet Soli-
darhaftung aus. Sind Vermögenswerte mehreren
Personen zugekommen, ist bei jedem Empfänger
nur der dem jeweils tatsächlich rechtswidrig erlang-
ten Vermögenswert entsprechende Betrag für ver-
fallen zu erklären.

" 15 Os 21/15 z EvBl 2015/100: Das Suchtgift Ca-
thinon und der psychotrope Stoff Cathin sind be-
reits mit dem Abernten (= mechanische Trennung
der Zweigspitzen und Blätter von der lebenden
Kath‑Pflanze) als erzeugt (gewonnen) iSd § 27
Abs 1 Z 1, § 28a Abs 1, § 30 Abs 1, § 31a Abs 1
SMG anzusehen, sodass sie in dieser Gestalt Ge-
genstand der weiteren Begehungsformen der ge-
nannten strafbaren Handlungen sein können. Auch
abgeerntete cathinon‑ und cathinhältige Bestand-
teile von „Kath-Stauden“ unterliegen den Be-
schränkungen des SMG.

" 12 Os 153/14p, 154/14k, 155/14g EvBl 2015/101:
§ 148a StGB ist gegenüber § 10 ZuKG still-
schweigend subsidiär, und zwar mit der Konse-
quenz, dass nur gewerbsmäßiges Handeln strafbar
ist, dass private Nutzer straffrei bleiben (§ 10 Abs 3
ZuKG) und der Täter nur auf Verlangen des in sei-
nen Rechten verletzten Diensteanbieters zu verfol-
gen ist (§ 10 Abs 5 ZuKG).

" 17 Os 51/14z EvBl 2015/102: Indem § 1 Abs 3 RLV
(bloß) eine Verpflichtung von Organen des öff Si-
cherheitsdienstes normiert, unter den dort genann-
ten Voraussetzungen und Bedingungen auch außer-
halb des Dienstes einzuschreiten, ergibt sich daraus
kein unter dem Aspekt des Schädigungsvorsatzes re-
levanter Anspruch des Staates, ein Einschreiten bei
Nichtvorliegen der Voraussetzungen zu unterlassen.
DieRLV verleiht kein subjektives Recht auf Ein-
haltung. Vorsätzliche Verletzung ist daher nicht
Rechtsschädigung iSd § 302 Abs 1 StGB.

" 15 Os 3/15b EvBl-LS 2015/115: Anknüpfungs-
punkt des nach § 61 zweiter Satz StGB vorzuneh-
menden Günstigkeitsvergleichs ist die Tat, also der
im U festgestellte Lebenssachverhalt. Dabei ist der
Günstigkeitsvergleich im Fall der Realkonkurrenz
für jede Tat gesondert vorzunehmen; im Fall der
Idealkonkurrenz ist der zu beurteilende Lebenssach-
verhalt entweder dem Urteilszeit- oder dem Tat-
zeitrecht zu unterstellen.

" 17 Os 53/14v, 54/14 s EvBl-LS 2015/116: Parteien
eines Verwaltungsverfahrens haben kein subjek-
tives Recht auf Führung und Entscheidung durch
unbefangene Organwalter. Als Bezugspunkt des
Rechtsschädigungsvorsatzes beim Missbrauch der
Amtsgewalt kommt aber ein für die Partei nachteili-
ges Ergebnis in Frage. In den Entscheidungsgrün-
den betont der OGH, dass im Anwendungsbereich
des Art 6 Abs 1 EMRK, dessen Garantie Tribunale
erfasse, eine Verletzung des Parteienrechts auf Ent-
scheidung durch ein unparteiisches Organ auch bei
bloßem Anschein von Befangenheit, und zwar ohne
Prüfung eines Einflusses auf das Verfahrensergeb-
nis, anerkannt werde. Umgekehrt werde bei Verwal-
tungsBeh der Verfahrenseffizienz „ein besonderer
Stellenwert eingeräumt“.
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" 17 Os 45/14 t EvBl 2015/109: Die Tätigkeit eines
Gemeindebeamten im Rahmen der Kassen- und
Buchführung ist, soweit sie die Durchführung des
Voranschlags dokumentieren und damit die Grund-
lagen für die Prüfung des Budgetvollzugs sicherstel-
len soll, schlichte Hoheitsverwaltung, also Han-
deln „in Vollziehung der Gesetze“. Rechtlicher An-
knüpfungspunkt ist nicht der dieser Tätigkeit zu-
grunde liegende einzelne (wirtschaftliche) Vorgang
(also etwa eine Auszahlung, welche der Privatwirt-
schaftsverwaltung angehören kann), sondern der
Voranschlag als Hoheitsakt und das Verfahren zur
Gebarungsprüfung. Einzelne Buchungsvorgänge
sind „Amtsgeschäfte“, weil sie der unmittelbaren Er-
füllung dieser Vollziehungsaufgaben der Gemeinde
dienen.

III. Verfahrensrecht
" 14 Os 77/14a EvBl 2014/149: Stellt sich eine als

nichtig geltend gemachte prozessleitende Vfg
beim Vergleich mit den erkennbar herangezoge-
nen Sachverhaltsannahmen als rechtsrichtig dar,
überprüft der OGH den zugrunde gelegten Sach-
verhalt ohne darauf bezogene Anfechtung nicht.
Ohne erkennbar herangezogene Sachverhaltsgrund-
lage ist der Bezugspunkt für die rechtsrichtige Lö-
sung der Verfahrensfrage aber derjenige Sachver-
halt, der im Zeitpunkt der Vfg gegeben war und
wird, auf diesen Zeitpunkt bezogen, vom OGH in
freier Beweiswürdigung festgestellt (§ 285 f StPO).
Die Entscheidung zeigt, dass „freie Beweiswürdi-
gung“ zur Schuldfrage und „freie Beweiswürdigung“
zu Verfahrensfragen strikt zu unterscheiden sind.

" 13 Os 71/14m EvBl-LS 2014/184: Nach § 489
Abs 1, § 281 Abs 1 Z 1a StPO (Verteidigerzwang
vor ER) nichtig ist ein Urteil nur, wenn die darin
festgestellten Tatsachen die von § 61 Abs 1 Z 5
StPO angesprochene Strafdrohung begründen. So-
weit nur der Ankläger, nicht aber das Gericht imUr-
teil, von derartigen Sachverhaltsannahmen ausgeht,
wird zwar das Gesetz verletzt, aber kein NG ge-
setzt.

" 12 Os 97/14b EvBl-LS 2015/23: Wird der Unter-
bringungsantrag dem ges Vertreter nicht zuge-
stellt, beginnt die Vorbereitungsfrist des § 221
Abs 2 StPO weder für den Verteidiger noch für
den Betroffenen. Nach der Rsp beginnt die Vorbe-
reitungsfrist nicht vor Rechtswirksamkeit der An-
klage zu laufen (§ 215 Abs 6 StPO; 14 Os 20/10p
EvBl-LS 2010/114). Diese Fälle stellen als Verlet-
zung des § 221 Abs 2 erster Satz StPO mithin einen
aus § 281 Abs 1 Z 3 StPO mit Nichtigkeit bedroh-
ten Verfahrensmangel dar (13 Ns 61/09p EvBl-LS
2010/30). Unter Berufung auf Schroll/Schillhammer,

Rechtsmittel in Strafsachen2 Rz 118 (aM Murschetz,
WK-StPO § 431 Rz 4, 11 f, die die Entscheidung
nicht erwähnt) dehnt der Senat 12 die erwähnte
Nichtigkeit aus Z 3 § 281 Abs 1 StPO auf mangels
Zustellung des Unterbringungsantrags nicht rechts-
wirksame Unterbringungsanträge – erga omnes –

aus. Die Verweisung an das ErstG „zur Zustellung
des Antrags der StA auf Unterbringung [. . .] an
den ges Vertreter des Betroffenen“ anstatt zu einer
neuen HV – wie es das Gesetz ohne Ausnahme vor-
sieht (§ 288 Abs 1 Z 1, § 433 Abs 1 StPO: „ordnet
der OGH eine neue HV an und verweist“) –, kann
nicht bedeuten, dass mit nunmehr auch dem ges
Vertreter gegenüber rechtswirksam gewordenem
Unterbringungsantrag (§ 215 Abs 6 StPO) das ge-
fällte Urteil wieder auflebt (vgl § 478 Abs 3 StPO
idF vor BGBl I 1999/55).

" 14 Os 97/14 t EvBl-LS 2015/48: Dem von einer
noch nicht rk Zurückweisung seiner Anschluss-
erklärung Betroffenen stehen weiterhin die in
§ 67 Abs 6 StPO normierten Rechte zu. Erhebt er
rechtzeitig Beschwerde oder wird das U innerhalb
der 14‑tägigen Beschwerdefrist verkündet, ist er im
Fall eines Schuldspruchs wegen der Tat(en), auf
die sich der PBAnschluss stützt, zur Bekämpfung
des U mittels Berufung berechtigt, als wäre er mit
seinen Ansprüchen auf den Zivilrechtsweg verwie-
sen worden. Das BerufungsG hat auch die noch
nicht rk entschiedene Frage der Parteistellung des
PB zu prüfen und (bei deren Vorliegen) einen eigen-
ständigen Ausspruch über dessen Ansprüche zu tref-
fen. Über die Beschwerde gegen die Zurückweisung
der Anschlusserklärung ist nach UFällung nicht
mehr zu entscheiden. Eine trotzdem erfolgte Ent-
scheidung wäre unwirksam. Eine im Zeitpunkt der
UVerkündung bereits rk Zurückweisung des PBAn-
schlusses entfaltet hingegen Bindungswirkung. Für
die Legitimation zur Ergreifung einer NB gem
§ 282 Abs 2 StPO gilt Entsprechendes.

" 13 Os 69/14 t, 70/14 i EvBl 2015/55: § 196 Abs 1
zweiter Satz StPO ist so auszulegen, dass dem Besch
(neben der Stellungnahme der StA) auch der Antrag
auf Fortführung zur Äußerung zuzustellen ist. Aus
§ 195 Abs 1 Z 2 StPO kann lediglich in einem die
Erheblichkeitsschwelle erreichenden Umfang unter
der Bedingung und nach Maßgabe einzeln und be-
stimmt bezeichneter Beweismittel die Beweiswürdi-
gung der StA als geradezu unvertretbare themati-
siert werden. Gravierende Verstöße gegen die
Pflicht zu amtswegiger Wahrheitsforschung hat
der Fortführungswerber ähnlich einer Aufklärungs-
rüge – jedoch ohne das Erfordernis der Hinderung
an der rechtzeitigen Beantragung der Beweisauf-
nahme – geltend zu machen. Er hat darzulegen, dass
die StA die Voraussetzungen der Einstellung nach
§ 190 Z 2 StPO falsch beurteilt hat, weil sie die Auf-
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nahme – konkret zu bezeichnender – aktenkundiger
(erheblicher) Beweise unterließ, obwohl durch diese
eine weitere (relevante) Klärung des Sachverhalts
möglich gewesen wäre und zu einer Intensivierung
des Tatverdachts hätte führen können.

" 15 Os 131/14z EvBl 2015/70: Da § 165 StPO nicht
unter Nichtigkeitssanktion steht, liegt auch dann
keine nichtige Beweisaufnahme im Ermittlungsver-
fahren vor, wenn der Besch unbelehrt ohne Vertei-
diger an der kontradiktorischen Vernehmung
teilgenommen hat. Mit ausdrücklicher Nichtigkeit
bedrohter Verstoß gegen § 252 Abs 1 Z 2a StPO
(§ 281 Abs 1 Z 3 StPO) scheidet ebenso aus wie
Nichtigkeit nach § 281 Abs 1 Z 4 StPO infolge Ab-
weisung des in der HV gestellten Antrags, die Ton-
oder Bildaufnahme zu unterlassen.
Aus Anlass dieser Entscheidung wurde iZm der
SVFrage auf folgenden Umstand hingewiesen:
13 Os 150/09x EvBl 2010/63 zufolge kann „der
Angekl in Strafverfahren mit Verteidigerzwang in
der HV (§ 61 Abs 1 Z 4 und 5), wenn das Beweisver-
fahren durch kontradiktorische Vernehmung im Er-
mittlungsverfahren gleichsam vorweggenommen
wird, aus § 281 Abs 1 Z 4 StPO allerdings mit Erfolg
geltend machen, dass er nicht rechtzeitig, ausdrück-
lich und in einer für ihn verständlichen Weise auf
den Wert, den ein zur kontradiktorischen Verneh-
mung beigezogener geschulter Rechtsbeistand dar-
stellt, und das Recht hingewiesen wurde, mit Blick
auf (den angesichts der Vorschriften der § 281 Abs 1
Z 1a, § 345 Abs 1 Z 2, § 489 Abs 1 erster Satz StPO
zwanglos zu bejahenden Grund des) § 61 Abs 2 Z 4
StPO nachMaßgabe der sonstigen Voraussetzungen
die Beigebung eines Verfahrenshilfeverteidigers zu
verlangen. Der reklamierte Schutzzweck wäre bei
derartiger Antragstellung deutlich erkennbar; dessen
rechtliche Ableitung wird vom Gesetz nicht ver-
langt.“ Just darauf hatte der Angekl hier verzichtet.
Unter dem Aspekt eines Verlangens nach gericht-
licher Aufnahme des SVBeweises wird diese Rsp
für nicht durch einen Verteidiger vertretene Besch
ebenfalls schlagend. Wurde der Besch demnach
nichtmit demnötigenNachdruck auf die Sinnhaftig-
keit von (fristgerechter) Konsultation eines Verteidi-
gers zur Beurteilung dieser Frage belehrt, kann der
Antrag auf Beiziehung eines weiteren SV in der HV
zu erfolgreicher Anfechtung aus dem Grund des
§ 281 Abs 1 Z 4 StPO führen.

" 14 Os 149/14 i EvBl 2015/91: Auch wenn ein Pri-
vatGA zum Akt genommen wird, kann nur ein Be-
fund und nicht ein daraus gezogener Schluss eines
Privatgutachters zu erheblichen Bedenken iS von
§ 281 Abs 1 Z 5a StPO Anlass geben. Da nämlich
das Ziehen von Schlüssen in der HV gerichtlich bei-
gezogenen Gutachtern vorbehalten ist, das Verfah-
rensrecht solcherart nur diese als SV begreift, sind

vernommene Privatgutachter nichts anderes als
Zeugen, deren subjektive Meinungen, Ansichten,
Wertungen, Schlussfolgerungen, rechtliche Beur-
teilungen und ähnliche intellektuelle Vorgänge aber
grundsätzlich nicht Gegenstand einer Zeugenaus-
sage sein können.
Die Entscheidungmacht klar, dass sich durch diemit
demStPÄG2014 BGBl I 2014/71 erfolgteNeurege-
lung des SVBeweises – samt Klarstellung, dass ein
GA, auf welches sich die Gegenäußerung (§ 244
Abs 3 StPO) der Verteidigung beruft, Bestandteil
der Akten ist – an der rechtlichenEinstufung vonPri-
vatGAnichts geändert hat. Die Beiziehung eines Pri-
vatgutachters ist dem Gesetz fremd. Denn die Aus-
wahl der SV kommt für die HV ausschließlich dem
Gericht zu (§ 126 Abs 3 erster Satz StPO). Wird
ein PrivatGA zum Akt genommen, kann nur dessen
Befund zu erheblichen Bedenken iSd § 281 Abs 1
Z 5a StPO Anlass geben. Da nämlich das Ziehen
von Schlüssen in der HV gerichtlich beigezogenen
Gutachtern vorbehalten ist, das Verfahrensrecht sol-
cherart nur diese als SV begreift, sind vernommene
Privatgutachter nichts anderes als Zeugen. Die Rsp
zum sog PrivatSV erfuhr durch die seit 1. 1.
2008 geltendeGesetzeslage keineÄnderung,wo-
mit auchweiterhin dasGutachten eines solchen nicht
als Beweismittel taugt. Die Schlüsse eines PrivatGA
können zwar das ErstG zu amtswegiger Klärung ver-
anlassen. Ob das ErstG sich aber dazu entschließt, ist
Sache freier Beweiswürdigung und unterliegt keiner
Rechtskontrolle. Genug daran, dass der „Privatgut-
achter“ nach § 249 Abs 3 StPO – aus § 281 Abs 1
Z 4 StPOmit Nichtigkeit bewehrt – das GA des bei-
gezogenen SV durch sachgerechte Fragen prüfen
kann. Dagegen kommt die Gegenäußerung (§ 222
Abs 3, § 244 Abs 3 StPO) nicht als Beweismittel –
und damit erörterungsbedürftig – iSd § 13 Abs 3,
§ 258 Abs 1 StPO in der HV vor. Da nicht Beweis-
mittel, bezieht sich auch § 252 Abs 2 StPO nicht da-
rauf. Nach § 222 Abs 3 StPO oder auf andere Weise
dem Gericht zur Kenntnis gelangte PrivatGA brau-
chen daher nicht iSd § 252 Abs 2 StPO verlesen zu
werden. Geschieht es doch, kommt deren Befund
rechtsförmig – und damit erörterungsbedürftig –

nach § 13 Abs 3, § 258 Abs 1 StPO in der HV vor,
Schlussfolgerungen dagegen nur, soweit sie (just auf-
grund des PrivatGA) als gerichtsnotorisch akzeptiert
werden.Die in § 126 Abs 1 erster Satz StPOgenann-
ten „Organe“, besonderen Einrichtungen und bei
„StrafverfolgungsBeh“ „dauernd angestellten Perso-
nen“ sind weder Zeugen noch SV iSd StPO, sodass
das bedingteVerlesungsverbot des § 252Abs 1 StPO
weder für den Bericht über deren sinnliche Wahr-
nehmungen noch deren Schlussfolgerungen greift.
Ihre Befunde sind Gegenstand von Verlesung nach
§ 252 Abs 2 StPO, Schlussfolgerungen (zB im alltäg-
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lichen Fall einer Bewertung von Stoffen als Suchtgift
durch Bedienstete eines kriminaltechnischen Labors
derKriminalPol) nur, soweit sie als gerichtsnotorisch
akzeptiert werden.

" 15 Os 143/14 i EvBl-LS 2015/63: Eine mit Nich-
tigkeit bedrohte Beweiserhebung kann als Ver-
wertungsverbot aus § 281 Abs 1 Z 5 vierter Fall
oder Z 5a StPO nur aufgegriffen werden, wenn
der Bf an der Geltendmachung der Verletzung
oder Vernachlässigung der betreffenden Vor-
schrift als Verfahrensmangel (§ 281 Abs 1 Z 2
bis 4 StPO) gehindert ist.
Ob eine verbotswidrige Beweiserhebung, die mit ei-
nem Beweisverwertungsverbot einhergeht, mit Ver-
fahrensrüge (§ 281 Abs 1 Z 2 bis 4 StPO), also auf-
grund ihrer Eigenschaft als Beweiserhebungsverbot
oder mit Mängel- oder Tatsachenrüge (§ 281 Abs 1
Z 5 vierter Fall, Z 5a StPO) und damit infolge ihrer
(zweiten) Rechtsnatur als Verwertungsverbot mit
NB geltend zu machen ist, bestimmt sich nach der
Systematik der NG. Indem die StPO die mangel-
hafte Beachtung besonders gravierender Beweisver-
bote ausdrücklich als Verfahrensmangel einordnet
(Z 2, 3) und der JAB zum StPÄG 1993 (16) anmerkt,
der Schutz von Grundrechten, insb des Art 6
EMRK, sei bewusst in die neu gefasste Z 4 aufge-
nommen worden, weil diese „nicht einen absoluten,
sondern einen NG beinhaltet, dessen Wahrneh-
mung einen entsprechenden Antrag oder Wider-
spruch in der HV voraussetzt, sodass es in keinem
Fall zu einer für das erkennende Gericht nicht ab-
sehbaren Nichtigkeit kommen kann“, lässt sie eine
im System der NG liegende Entscheidung des Ge-
setzes erkennen, Beweisverbote, wo immer möglich,
als Verfahrensverstöße und nur ganz ausnahmsweise
als Verwertungsverbote rechtsmittelfähig zu ma-
chen. Diese Einordnung ist wohl auch vor demHin-
tergrund zu sehen, dass geschworenengerichtliche
Urteile mangels einer die Schuldfrage betreffenden
Begründungspflicht wegen eines Begründungsman-
gels gar nicht anfechtbar sind. Unter Hinweis auf
den Motivenbericht hebt bereits S. Mayer (Com-
mentar § 281 Rz 89) hervor, das Gesetz verzichte
bewusst darauf, „Normen aufzustellen, welche den
Richter bei der Würdigung der geführten Beweise
leiten sollen und zugleich Anhaltspunkte für die spä-
tere Würdigung des inneren Wertes dieses Urteils
bilden“. Daher müsse es „einen umso größeren
Wert darauf legen, durch achtsame Ordnung der
Verhandlung dafür zu sorgen, dass mindestens sol-
che Beweismittel von der Einflussnahme auf den er-
kennenden Richter ausgeschlossen bleiben, welche
schon nach äußeren Merkmalen als unzulässig er-
kennbar sind“. Durch die vom OGH judizierte Sub-
sidiarität von Begründungsmängeln und Tatsachen-
rüge gegenüber Verfahrensfehlern wird sicherge-

stellt, dass schon das Vorkommen eines verbotenen
Beweismittels in der HVNichtigkeit bewirkt. Damit
wird verhindert, dass Gerichte sich in den Entschei-
dungsgründen angesichts vorliegender Kontrollbe-
weise mit Erfolg darauf berufen, das verbotene Be-
weismittel habe die Entscheidung ohnehin nicht in
erheblichem Maß beeinflusst. Denn formal ein-
wandfrei begründen lässt sich eine Beweiswürdi-
gung angesichts vorliegender Kontrollbeweise bei
einigem Geschick der Urteilsverfasser allemal.

" 12 Os 93/14 i, 94/14m EvBl-LS 2015/103: „Funk-
zellenauswertung“ ist ausdrücklich ges vorgesehen
und verstößt damit nicht gegen § 5 Abs 1 StPO.

" 14 Os 145/14a EvBl 2015/122: Entgegen § 271
Abs 6 letzter Satz StPO unterlassene Zustellung
des HVProt ändert nichts an der RMAusführungs-
frist des § 285 Abs 1 StPO. Gegen Verletzung von
Verteidigungsrechten steht ein Antrag auf Wieder-
einsetzung offen.
Strukturelle Befangenheit von Sachverständigen
(§ 126 Abs 4 dritter Satz StPO [idF vor StRÄG
2015]) ist ein speziell geregelter Fall (auch bloß)
objektiver Befangenheit (§ 126 Abs 4 erster Satz
StPO).
Erkundungsbeweisführung als solche stellt schon
deshalb keine objektive Befangenheit dar, weil sie
im Stadium des Ermittlungsverfahrens kaum zu ver-
meiden ist (just idS § 104 Abs 1 erster Satz StPO idF
BGBl I 2014/71). In der Entscheidung des VfGH ist
denn auch nur von Erkundungsbeweisführung
„im Auftrag der StA“ die Rede (§ 103 Abs 2 StPO),
die vor BGBl I 2014/71 ua dadurch grundrechtswid-
rig (Art 6 Abs 3 lit d zweiter Fall EMRK) bevorzugt
war.
Der JA (203 BlgNR 25. GP 3) hatte zur grundlegen-
den Umgestaltung der Rahmenbedingungen des
SVBeweises im Ermittlungsverfahren durch BGBl I
2014/1 betont, der JA wolle damit (Hervorhebung
durch den Autor) „dem Besch ganz iSd durch Art 6
Abs 3 lit d EMRK garantierten Rechts, die La-
dung und Vernehmung der Entlastungszeugen un-
ter denselben Bedingungen wie die der Belastungs-
zeugen zu erwirken [. . .], das Recht einräumen die
Bestellung im Rahmen gerichtlicher Beweisauf-
nahme beantragen zu können“. Und weiter: „Durch
diese vorgeschlagene Änderung wäre auch sicher-
gestellt, dass die Vorschrift des § 126 Abs 4 drit-
ter Satz StPO keiner Relativierung nachMaßgabe
der von 12 Os 90/13x und 11 Os 51/13d angestell-
ten Überlegungen mehr zugänglich ist.“ Der JA
war also der Auffassung, dass § 126 Abs 4 dritter
Satz StPO im vor BGBl I 2014/71 geltenden ges
Umfeld verfassungsrechtlich bedenklich war,
nach Maßgabe der mit BGBl I 2014/71 neu geregel-
ten § 104 Abs 1, § 126 Abs 3 und 5 StPO aber nicht
mehr ist. Daher ändert die Streichung derWorte
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„Sachverständigen oder“ durch das StRÄG 2015
nichts am Inhalt des § 126 Abs 4 dritter Satz
StPO. Sie ist bloß Ausdruck beklagenswert unbe-
holfener Gesetzestechnik bei gleichzeitig fehlendem
Regelungswillen des Gesetzgebers.1)

" 14 Os 128/14a, 129/14y, 26/15b EvBl 2015/108:
Der Einspruch wegen Rechtsverletzung eröffnet
ein Rechtsschutzverfahren, in welches auf der einen
Seite der Einspruchswerber eingebunden ist, auf der
anderen Seite jene StrafverfolgungsBeh, der die be-
hauptete Rechtsverletzung zuzurechnen ist, also je-
denfalls die StA (als Leiterin des Ermittlungsverfah-
rens), allenfalls (nach § 106 Abs 3 letzter Satz, § 107
Abs 2 zweiter Satz StPO) auch die KriminalPol. An-
dere (sonst) am Strafverfahren beteiligte Personen
nehmen am Verfahren über den Einspruch nicht
teil.

" 13 Os 2/14 i EvBl-LS 2015/123: Fragen ausl
Rechts sind nicht Gegenstand von Beweisauf-
nahme und Tatsachenfeststellungen und scheiden
demnach als Bezugspunkt einer Mängelrüge aus.
Zufolge des verfahrensrechtlichen Grundsatzes
„iura novit curia“ sind Rechtsfragen kein Gegen-
stand der Beweisaufnahme und damit der Z 4 und
5 des § 281 Abs 1 StPO. Inhalt und Geltung ges
Vorschriften (auch des Auslands, einschließlich ge-
setzgeberischer Akte der EU) sowie sonstiger im
BGBl kundgemachter Rechtsakte sind daher kein
Beweisthema. Für bloße Verkehrsnormen und sog
VerwaltungsVO (vgl Art 20 Abs 1 B-VG) gilt dies
nicht. Auch das Verhalten sog Maßfiguren ist eine
Rechtsfrage, maWTeil des Obersatzes des Syllogis-
mus der Rechtsfolgebestimmung und demnach kein
Gegenstand des Beweisverfahrens (13 Os 134/10w
EvBl 2011/108).

" 12 Os 4/15b EvBl 2015/116: Unter (ausdrücklicher)
Nichtigkeitssanktion steht nur ein Verstoß gegen
den Grundsatz der Öffentlichkeit (§ 228 Abs 1
StPO), nicht jedoch ein Verstoß gegen das Verbot
von Film- und Fotoaufnahmen von Verhandlun-
gen (§ 228 Abs 4 StPO).
In geschworenengerichtlichen Urteilen ent-
spricht die von § 342 dritter Satz StPO verlangte
Wiedergabe des Wahrspruchs, also der an die Ge-
schworenen gestellten Fragen und der Antworten
der Geschworenen, der Feststellung der entschei-
denden Tatsachen. Diese – und nicht die Tatbe-
schreibung des § 260 Abs 1 Z 1 StPO – stellt das tat-
sächliche Korrelat zur rechtlichen Unterstellung
nach § 260 Abs 1 Z 2 StPO dar. Abweichungen
vom – allein entscheidenden – tatsächlichen Inhalt
des Wahrspruchs bei dessen Wiedergabe im U sind
allerdings ohne Nichtigkeitsrelevanz.
Feststellungsmängel, die im schöffengerichtlichen
Verfahren Gegenstand der Rechts- oder Subsum-
tionsrüge sind, werden als Mängel der Fragestellung

(§ 345 Abs 1 Z 6 StPO) oder der Antwort der Ge-
schworenen (§ 345 Abs 1 Z 9 StPO), mit übrigens
unterschiedlichen verfahrensrechtlichen Implikatio-
nen, speziell vertypt, was deren amtswegige Wahr-
nehmung nach § 290 Abs 1 zweiter Satz (erster Fall),
§ 344 zweiter Satz StPO hindert. Der OGH hält als
Ausgleich dafür in analoger Anwendung des § 362
StPO ao Wiederaufnahme für zulässig.
Rechtsfehler mangels Feststellungen können mit
Z 11 lit a StPO (Tatbestandsmäßigkeit – mit Aus-
nahme negativer Tatbestandsvoraussetzungen –

und objektive Strafbarkeitsbedingungen) und Z 12
des § 345 Abs 1 StPO aber durchaus erfasst und
demnach auch zumGegenstand amtswegigerWahr-
nehmung nach § 290 Abs 1 zweiter Satz (erster Fall),
§ 344 zweiter Satz StPO werden.

IV. Grundrechtsschutz im Speziellen
" 12 Os 53/14g EvBl 2014/142: Soweit sich ein vom

Erneuerungswerber behaupteter Nachteil nicht
„durch eine Neudurchführung des Verfahrens gem
§ 363a Abs 1 StPO ausgleichen“ lässt, kommt Er-
neuerung nicht in Frage. Die vom Senat 12 ange-
nommene Unzulässigkeit von Erneuerung ohne
erneuertes Verfahren weicht von bisheriger
Rsp ab: Erneuerung ohne erneuertes Verfahren ist
von der Rsp bereits anerkannt worden, ohne dass
die Entscheidung darauf eingeht (vgl auch die Diffe-
renzierung, welche § 292 fünfter bis siebter Satz
StPO bei der Erledigung einer NBzWdG vorneh-
men). Das in § 363b Abs 3 zweiter Satz StPO er-
wähnte Verbot der reformatio in peius kommt bei
Erneuerung ohne erneuertes Verfahren nicht ins
Spiel. So wurde Erneuerung wegen Verletzung der
Unschuldsvermutung in einem EinstellungsB für
zulässig erklärt (14 Os 25/09x EvBl-LS 2009/104 =
RIS-Justiz RS0122228 [T 5]). 13 Os 16/09 s EvBl
2009/77 hatte auf die Bindungswirkung bloßer An-
erkennung einer Grundrechtsverletzung für ein
nachfolgendes Amtshaftungsverfahren hingewiesen,
auf welchem Weg die Opfereigenschaft gegenüber
dem EGMR iSd Art 34 EMRK beseitigt werden
könne (iglS EGMR 19. 10. 2009, 43521/06, Verlags-
gruppe News GmbH gg Österreich: Die Opfereigen-
schaft wird beseitigt, wenn die Verletzung anerkannt
und „eine Möglichkeit zur Schadensgutmachung für
die“ von der Beschwerdeführung betroffenen Um-
stände geboten wird. Dabei kommt es nur darauf
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an, dass eine Ersatzmöglichkeit nach innerstaat-
lichem Recht gegeben, und nicht, ob das Verfahren
tatsächlich bereits anhängig ist). Zulässigkeit von
Erneuerung ohne erneuertes Verfahren wurde wei-
ters bejaht von 14 Os 75/09z, 96/09p, 97/09k, 98/
09g, 99/09d, 100/09a, 101/09y EvBl 2009/162
und 11 Os 198/09 s EvBl 2011/21. Auf Verletzung
des Beschleunigungsgebots gegründeten Erneue-
rungsanträgen vor dem Urteil des erkennenden Ge-
richts steht die Subsidiarität des Rechtsbehelfs ent-
gegen (13 Os 44/12p). 12 Os 14/01 (RIS-Justiz
RS0116662) hatte just auf diese Differenzierung
mit denWorten hingewiesen: „Der in einer unange-
messenen Verfahrensdauer liegende Nachteil eines
Angekl lässt sich im Stadium des noch nicht rk abge-
schlossenen Verfahrens hingegen allein, wie auch in
concreto vom EGMR gefordert (Newsletter 00/6/
8), durch eine rasche Prozessbeendigung unter Be-
achtung des Milderungsgrundes des § 34 Abs 2
StGB ausgleichen, während eine Neudurchführung
des Strafverfahrens die angesprochene Verfahrens-
garantie des Art 6 Abs 1 EMRK geradezu konterka-
rieren würde.“

" 17 Os 13/14m, 14/14h, 32/14 f, 33/14b EvBl-LS
2014/164: Liegt das vom Erneuerungswerber kriti-
sierte Urteil auf der Linie stRsp, stellt der OGH
diese bei der Behandlung von Erneuerungsanträgen
(ohne Befassung des EGMR) nicht in Frage. Er ist
nicht dazu aufgerufen, strittige rechtliche Ausle-
gungsfragen zu beantworten. Beschränkt sich im
Verfahren über eine NB oder eine Berufung wegen
vorliegender NG die Kompetenz des RMG auf eine
Richtigkeitskontrolle des erstinstanzlichen Urteils,
kann es nur darauf ankommen, welches Recht im
Entscheidungszeitpunkt erster Instanz anzuwen-
den war. Art 7 EMRK enthält zwar nach der Rsp
des EGMR (17. 9. 2009, 10249/03, Scoppola gg Ita-
lien [Große Kammer], Newsletter 2009, 260) nicht
nur das Verbot rückwirkender Anwendung strenge-
rer Strafgesetze, sondern auch implizit das Prinzip
der Rückwirkung milderer Strafgesetze. Bestehen
Unterschiede zwischen dem zur Zeit der Tatbege-
hung geltenden Recht und späteren Strafgesetzen,
die vor dem rk Urteil (Rz 109: „before a final judg-
ment is rendered“, während in der Rz 108 von „to
expect a trial court to apply“ und „conviction“ als
Bezugspunkt die Rede ist) erlassen werden, müssen
die Gerichte demnach jenes Gesetz anwenden, des-
sen Bestimmungen am günstigsten für den Angekl
sind (RIS-Justiz RS0127423). Was mit „final judg-
ment“ gemeint ist, ist vertragsautonom auszulegen,
verlangt aber kaum, dass Umstände, die außerhalb
des (nach Art 2 Abs 1 zweiter Satz 7. ZPEMRK
dem Vertragsstaat überlassenen) RMKalküls gele-
gen sind, (erst) vom RMG aufgegriffen werden
müssen.

" 14 Os 123/14 s EvBl-LS 2015/55: Gegen eine in der
HV erfolgte –mit einem Eingriff in das Grundrecht
auf pers Freiheit nach Art 5 EMRK verbundene –

Verhängung von Beugehaft (§ 154 Abs 2 iVm
§ 248 Abs 1 erster Satz, § 93 Abs 2 und 4 StPO)
steht dem Betroffenen kein Instanzenzug offen (§ 1
Abs 1 GRBG), vielmehr grundsätzlich unmittelbar
dagegen gerichtete Grundrechtsbeschwerde an den
OGH. Aus deren fehlendem Strafcharakter – so be-
tont die Entscheidung weiter – folgt, dass eine An-
wendung von Beugehaft nicht mehr in Frage
kommt, sobald der Betroffene seine Pflicht erfüllt
hat oder die Voraussetzungen für ihre Verhängung
aus anderen Gründen nicht mehr vorliegen. Davon
ist im Falle der (unberechtigten) Aussageverweige-
rung jedenfalls dann auszugehen, wenn die Aussage,
die erzwungen werden soll – etwa im Hinblick auf
andere Beweismittel – entbehrlich ist oder das Ver-
fahren beendet wird; im Hauptverfahren demnach
auch dann, wenn – wie hier – das Beweisverfahren
geschlossen und ein – wenn auch nicht rk – Urteil
gefällt wurde, weil die Zeugenaussage danach nicht
mehr mit Wirksamkeit für das Verfahren erster Ins-
tanz abgelegt werden kann (vgl § 258 Abs 1 StPO)
und damit der legitime Zweck einer Aussageerzwin-
gung weggefallen ist.

" 11 Os 14/15 s, 15/15p EvBl-LS 2015/104: Unterlas-
sene Belehrung des Festgenommenen über die
Möglichkeit der Verständigung seiner konsulari-
schen Vertretung verletzt das Grundrecht auf pers
Freiheit, weil diese Bestimmung (ebenso wie jene
nach § 171 Abs 4 Z 2 lit a StPO) ihrem Zweck nach
(auch) die Unterstützung des Verhafteten bei allfäl-
ligen Bemühungen um (rasche) Freilassung im Auge
hat.
Der Bf war unmittelbar im Anschluss an eine in der
JA Salzburg vollzogene Strafhaft aufgrund einer ge-
richtlich bewilligten Festnahmeanordnung der StA
Innsbruck durch die Justizwache festgenommen,
„weiter angehalten“ und der JA Innsbruck überstellt
worden, wo „über ihn aufgrund eines Antrags der
StA Innsbruck mit B des LG Innsbruck die UHaft
verhängt wurde. Der OGH hat einer Grundrechts-
beschwerde gegen Festnahmeanordnung und
-durchführung im vorstehend ersichtlichen Umfang
Folge gegeben. Soweit das OLG „eine Verletzung
im Grundrecht auf pers Freiheit durch Verletzung
der § 18 Abs 2 und 3, § 101 Abs 4 zweiter Satz,
§ 102 Abs 1 erster Satz, § 171 Abs 1 StPO festge-
stellt“ hatte, „weil der Vollzug einer gerichtlich be-
willigten Festnahmeanordnung nach dem Gesetz
ausschließlich der KriminalPol zukomme (vgl impli-
zit schon 14 Os 150/01)“, lautete die Antwort des
OGH wie folgt: „In seinen Ausführungen an das
OLG betreffend die (zuvor gerichtlich bewilligte)
Festnahme vom 18. 12. 2014 hatte sich der Besch
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gegen die (auf Anordnung der StA erfolgte) Durch-
führung derselben durch die Justizwache anstatt
durch die (an sich zuständige) KriminalPol be-
schwert, was vom BeschwerdeG bereits als Grund-
rechtsverletzung anerkannt worden ist. Nunmehr
in der Grundrechtsbeschwerde aufgestellte Behaup-
tungen, durch Justizwacheorgane sei überhaupt nie
eine Festnahme vorgenommen worden, sind unter
dem Aspekt der (hier fehlenden) Ausschöpfung des
Instanzenzugs unbeachtlich.“ Zur Frage, ob das Ge-
setz Besch (§ 48 Abs 2 StPO) ein subjektives Recht
auf Durchführung von Anordnungen (just)
durch die KriminalPol zugesteht, hat der Senat 11
keine Entscheidung getroffen. Sein Hinweis auf die
Anerkennung eines solchen Rechts durch das OLG
bringt nur den Mangel der für inhaltliche Erledi-
gung der Grundrechtsbeschwerde erforderlichen
Beschwer zum Ausdruck. Aus dem in 14 Os 150/01
enthaltenen Satz („Auch die allenfalls geübte Praxis,
Justizwachebeamte mit der Effektuierung der [Ver-
wahrungs-]Haft zu betrauen, ändert nichts an der zi-
tierten, vom Gesetz vorgesehenen Kompetenz der
SicherheitsBeh zur Festnahme vom Gericht zur
Verhaftung ausgeschriebener Personen.“) dürfte
nicht einmal eine Pflicht von StA oder Gericht
(§ 210 Abs 3 StPO), ausschließlich SicherheitsBeh
mit der Durchführung zu betrauen, gefolgert wer-
den; daher auch nicht ein davon abhängiges Recht
des Besch (§ 48 Abs 2 StPO) auf Durchführung
durch SicherheitsBeh (§ 18 Abs 2 StPO).

" 14 Os 37/15w EvBl 2015/123: Die Behauptung ei-
ner Verletzung des Art 5 EMRK kann nicht zum
Gegenstand eines Erneuerungsantrags nach § 363a
StPO gemacht werden, weil dieser nur ein subsidiä-
rer Rechtsbehelf ist und das GRBG die Befugnis zur
Anfechtung wegen Verletzung des Grundrechts auf
pers Freiheit abschließend regelt, einen Grund-
rechtsschutz durch den OGH in Betreff des Voll-
zugs von Freiheitsstrafen wegen gerichtlich straf-
barer Handlungen aber nicht vorsieht. Ein Aus-
schluss des Erneuerungsantrags durch § 1 Abs 2
GRBG kommt jedoch nur in Hinblick auf die Gel-
tendmachung von Verletzungen des Art 5 EMRK
in Betracht.
Gerichtsentscheidungen zum „Vollzug von Frei-
heitsstrafen und vorbeugenden Maßnahmen wegen
gerichtlich strafbarer Handlungen“ hat der OGH
unter dem Aspekt von Erneuerung nach § 363a
StPO (ohne Anrufung des EGMR) bislang nicht ge-
prüft. § 1 Abs 2 GRBG wurde insoweit – anders als
für StrafU als primärem Bezugspunkt von „Wieder-
aufnahme und Erneuerung des Strafverfahrens“
nach dem 16. HptSt der StPO – ersichtlich als ge-
zielt abschließende Regelung gesehen (vgl ua „in Be-
treff der Bedingungen [des Vollzugs] von Freiheits-
entzug“: 14 Os 21/09h, 15 Os 165/10v [SSt 2010/

79], 11 Os 87/11w [SSt 2011/44]; zum Strafauf-
schub nach § 39 Abs 1 StVG: 11 Os 14/11k; zu
„ausschließlich auf den Vollzug einer Freiheits-
strafe“ bezogenen Verletzungen der „Art 5, 3, 6
und 13 EMRK“: 11 Os 86/11y). Hier akzeptiert
der OGH behauptete Versäumnisse einer strafge-
richtlichen Entscheidung über den Aufschub des
Strafvollzugs als Anlass für Erneuerung (vgl § 2
Abs 1 GRBG zum Prüfungsgegenstand zulässiger
Grundrechtsbeschwerden).

" 13 Os 27/15 t, 30/15h EvBl 2015/115: Eine Erklä-
rung der Zulässigkeit der Auslieferung setzt als Er-
gebnis der Prüfung das Nichtvorliegen von Ausliefe-
rungshindernissen voraus. Den Ausspruch über die
Zulässigkeit der Auslieferung an die Bedingung
zu knüpfen, dass sich der ersuchende Staat in Bezug
auf die betroffene Person in Zukunft konventions-
konform verhält, widerspricht § 33 Abs 1 und 3
ARHG iVm Art 3 und 6 EMRK.
DieHöchstfrist der UHaft berechnet sich „bis zum
Beginn der HV“ (§ 178 Abs 1 StPO), diejenige der
Auslieferungshaft bis zur Entscheidung des BMJ
über Bewilligung oder Ablehnung der Auslieferung
(§ 29 Abs 6 ARHG). Der Senat 13 setzt die beiden
Endpunkte gleich und begründet dies mit RIS-Justiz
RS0098035, dessen Wiedergabe bei Kirchbacher/
Rami, WK-StPO § 178 Rz 7, und mit § 29 Abs 1
zweiter Satz ARHG, wonach auf die Auslieferungs-
haft, „soweit sich aus den Bestimmungen dieses
BG nichts anderes ergibt“, die Bestimmungen über
die UHaft sinngemäß anzuwenden sind. Das Gesetz
begreift die Zeit zwischen Aufruf (§ 239 erster Satz
StPO) und Entscheidung in der Sache als HVSta-
dium, sodass selbst Verweisung „zu neuer Verhand-
lung nach den §§ 288 und 292“ StPO nichts am be-
reits erreichten Prozessstadium ändert (§ 293 Abs 1
StPO). Nach dem vom Senat 13 zur Begründung
seiner Überlegungen zur Höchstdauer herangezo-
genen Rechtssatz galt bei der (vor 2008 zulässigen)
„echten Rückleitung an den Untersuchungsrichter“
das Gegenteil. Dadurch trat nämlich „das Verfah-
ren“ in das Stadium des Vorverfahrens zurück – so
wie es im Fall von Wiederaufnahme (§ 358 Abs 2
erster Satz, § 362 Abs 4 StPO [außer dem Fall des
§ 360 StPO]) „in den Stand des Ermittlungsverfah-
rens“ tritt: Die (von Anklageerhebung abhängige)
Gerichtskompetenz wird beseitigt (vgl erneut
§ 293 Abs 1 StPO).
Erneuerung des Strafverfahrens bedeutet Beseiti-
gung im Umfang der Erneuerung aus rechtlichen,
Wiederaufnahme Beseitigung aus tatsächlichen
Gründen (vgl die aus der Zusammenfassung im
16. HptSt der StPO und in Art 4 7. ZPEMRK er-
sichtliche gemeinsameGattung). Anders als imStraf-
verfahren das Stadium der HV, wird das Stadium der
EntscheidungdesBMJüberBewilligung oderAbleh-
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nung der Auslieferung (bei aufrechtem Ersuchen)
nach dem Plan des Gesetzes stets erreicht, sodass
aus der (nicht geregelten) Beseitigung dieser Ent-
scheidung für sich allein nicht auf durch eineHöchst-
frist nicht mehr begrenzte Auslieferungshaft ge-
schlossen werden könnte. Andere Gründe teilt die
Entscheidung nicht mit. Da die Auslieferungshaft
nicht Gegenstand der Entscheidung über NBzWdG
und Erneuerungsantrag war, kann die Bemerkung
zum Weiterbestand des Bezugspunkts der Höchst-
frist (trotz infolge Erneuerung beseitigter Entschei-
dung des BMJ) allerdings nur als unverbindlicher
Hinweis an die (gem§ 1StAGvondenGerichten un-
abhängige) StA und den (vollends unabhängigen;

Art 87 Abs 1 B-VG) ER verstanden werden (vgl
zum Problem zuletzt Rami,ÖJZ 2015, 205, 354).

V. Nachtrag zum Grundrechtsschutz
" Nachträglich ist auf folgende für Verteidiger beson-

ders wichtige Entscheidung des EGMR vom 29. 10.
2015 (Nr 58842/09, ATV PRIVATFERNSEH-
GMBH gg Österreich) hinzuweisen. Darnach ist
zur Rechtswegausschöpfung iSd Art 35 Abs 1 EMRK
vor Beschwerdeführung beim EGMR ein Er-
neuerungsantrag beim OGH nach § 363a StPO
erforderlich.
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Umsetzung der Berufsqualifikationsanerkennungs-
Richtlinie

In Art 5 und 6 der Gerichtsgebührennovelle 2015
(GGN 2015)1) sind Änderungen der RAO und des

EIRAG enthalten. Zu realisieren war – die bis zum
18. 1. 2016 umzusetzende – RL 2013/55/EU zur Än-
derung der RL 2005/36/EG über die Anerkennung
von Berufsqualifikationen.2)

Die wichtigste sich ergebende Änderung betrifft den
neu in die RL 2005/36/EG eingefügten Art 55a zur
Anerkennung von Berufspraktika. Hier sind bei Beru-
fen, bei denen der Abschluss eines Berufspraktikums
Voraussetzung für den Zugang zu einem reglementier-
ten Beruf ist, im Ausland absolvierte Berufspraktika
unter bestimmten Voraussetzungen anzuerkennen.
Dabei kann aber im nationalen Recht die Dauer des
Teils des Berufspraktikums, der im Ausland absolviert
werden kann, auf einen angemessenen Zeitraum be-
grenzt werden.

Bisher sah auch bereits § 2 Abs 3 Z 2 RAO3) vor,
dass auf die Dauer der praktischen Verwendung, die
nicht zwingend bei Gericht, einer Staatsanwaltschaft
oder einem Rechtsanwalt im Inland zu verbringen
ist, auch Zeiten einer – gewissen Anforderungen ent-
sprechenden – praktischen Verwendung im Ausland
anzurechnen sind, sofern diese Tätigkeit für die Aus-
übung der Rechtsanwaltschaft dienlich gewesen ist.
Die Vorgaben des Art 55a der geänderten RL 2005/
36/EG wären insofern an sich bereits erfüllt gewesen.

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag
(ÖRAK) hat dessen ungeachtet die Änderung der RL
2005/36/EG zum Anlass genommen, sich mit der
Thematik der Anerkennung von praktischen Verwen-
dungszeiten im Grundsätzlichen auseinanderzusetzen.
In den Gremien des ÖRAK wurde ein Vorschlag erar-
beitet, dem vom Bundesministerium für Justiz in der
Novelle Rechnung getragen wurde. Diese sieht vor,
dass die Möglichkeit der Anrechnung von praktischen
rechtsberuflichen Tätigkeiten auf die sog „Ersatzzeit“
der praktischen Ausbildung des Rechtsanwaltsanwär-
ters insgesamt erweitert wird, und zwar unabhängig,
ob die betreffende praktische rechtsberufliche Tätig-
keit im In- oder im Ausland absolviert wurde sowie
ohne gesetzliche Beschränkung auf bestimmte Perso-
nen oder Stellen, bei der die Praxis absolviert werden
muss. Erforderlich ist aber natürlich, dass die ausge-
übte Tätigkeit für die Ausübung des Berufs eines
Rechtsanwaltes dienlich war und die für die Ausbil-
dung verantwortliche Person hinreichend qualifiziert
ist.

Damit für die Betroffenen eine entsprechende Plan-
barkeit ihrer praktischen Ausbildung gewährleistet

werden kann, sieht die Novelle die Erlassung von Leit-
linien durch den Ausschuss der Rechtsanwaltskammer
vor, unter welchen Voraussetzungen und in welchem
Ausmaß solche praktischen Verwendungen angerech-
net werden. Damit soll gleichzeitig auch den Anforde-
rungen von Art 55a Abs 2 Satz 2 der geänderten RL
2005/36/EG entsprochen werden, wonach der Aus-
schuss der Rechtsanwaltskammer als zuständige Be-
hörde Leitlinien zur Organisation und Anerkennung
von in einem anderen Mitgliedstaat oder einem Dritt-
land absolvierten Berufspraktika zu erlassen hat.

In den Leitlinien haben insb auch Angaben enthal-
ten zu sein, welche Anforderungen von jener Stelle
oder Person, bei der die praktische Verwendung absol-
viert oder von der diese überwacht wird, zu erfüllen
und in welcher Form die erforderlichen Nachweise
über Art und Inhalt der praktischen Verwendung zu
erbringen sind. Die Leitlinien sind auf der Website
der Rechtsanwaltskammer zu veröffentlichen und dort
dauerhaft bereitzustellen.

Weiters hat sich die Notwendigkeit für gesetzliche
Anpassungen iZm der Umsetzung des geänderten
Art 57 der RL 2005/36/EG – wonach bestimmte In-
formationen betreffend den Beruf des Rechtsanwalts
elektronisch zugänglich und verfügbar sein müssen –

und des neuen Art 57a RL 2005/36/EG – betreffend
die Sicherstellung der elektronischen Abwicklung der
unter die RL 2005/36/EG fallenden Verfahren und
Formalitäten – ergeben. Ferner bedurfte es in Art 6
der Novelle einer Klarstellung iZm möglichen Anfra-
gen an die für die Durchführung der Eignungsprüfung
nach den §§ 24ff EIRAG zuständige Rechtsanwalts-
prüfungskommission imWeg des „Internal Market In-
formation Systems (IMI)“. Ein darüber hinausgehen-
der, aus der RL 2013/55/EU resultierender unmittel-
barer Umsetzungsbedarf im Bereich der Rechtsan-
wälte war nicht gegeben.

Mag. Alexander Dittenberger
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Mag. Alexander

Dittenberger

1) Zu Redaktionsschluss lag noch keine Veröffentlichung im Bundesge-
setzblatt vor. Die Änderungen treten mit 1. 1. 2016 in Kraft. § 2
Abs 3 Z 2 RAO ist auf praktische Verwendungen anzuwenden, die
nach dem 31. 12. 2015 begonnen worden sind.

2) RL 2013/55/EU zur Änderung der RL 2005/36/EG über die Anerken-
nung von Berufsqualifikationen und der VO (EU) 1024/2012 über
die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarktinfor-
mationssystems („IMI-Verordnung“), ABl L 354 vom 28. 12. 2013
S 132, in der Fassung der Berichtigung ABl L 268 vom 15. 10.
2015 S 35.

3) IdF BGBl I 2014/40.



Anwaltsakademie
Terminübersicht Jänner 2016 bis März 2016

Jänner 2016

11. und 18. 1. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
1. Persönliche Einkommensteuer (ESt)
Seminarnummer: 20160111/8

18. 1. INNSBRUCK
Update
Steuerreform 2015/2016 und Bankenpaket
Seminarnummer: 20160118/6

22. und 23. 1. LINZ
Update
Rechtsentwicklung im Liegenschafts- und Wohn-
recht
Seminarnummer: 20160122/3

22. und 23. 1. WIEN
Basic
Steuern und Abgaben
Seminarnummer: 20160122/8

22. und 23. 1. WIEN
Basic
Verwaltungsverfahren und verwaltungsgerichtliches
Verfahren Teil I: AVG, VStG
Seminarnummer: 20160122A/8

25. 1. GRAZ
Update
Steuerreform 2015/2016 und Bankenpaket
Seminarnummer: 20160125/5

26. 1. WIEN
Update
Novellierung des Verbraucherrechts (VRUG)
Seminarnummer: 20160126/8

29. und 30. 1. GRAZ
Basic
Arbeits- und Sozialrecht
Seminarnummer: 20160129/5

29. und 30. 1. INNSBRUCK
Basic
Exekutionsrecht intensiv
Seminarnummer: 20160129/6

29. und 30. 1. ST. GEORGEN i.A.
Special
Arbeitsrecht
Seminarnummer: 20160129/3

29. und 30. 1. WIEN
Special
Verkehrsunfallanalyse
Seminarnummer: 20160129/8

29. und 30. 1. WIEN
Special
Mietrecht
Seminarnummer: 20160129A/8

Februar 2016

3. 2. INNSBRUCK
Infopill
Fremdenrecht: Asylverfahren in Zeiten des Um-
bruchs
Seminarnummer: 20160203/6

5. und 6. 2. LINZ
Basic
Verkehrsunfall
Seminarnummer: 20160205/3

9. und 16. 2. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
2. Unternehmenssteuerrecht
Seminarnummer: 20160209/8

12. und 13. 2. WIEN
Basic
Strafverfahren I
Seminarnummer: 20160212/8

15. 2. WIEN
Privatissimum
Aktuelle Judikatur des OLG zu Kostenfragen
Seminarnummer: 20160215/8

18. bis 20. 2. WIEN
Basic
Zivilverfahren
Seminarnummer: 20160218/8

19. und 20. 2. INNSBRUCK
Special
Mietrecht
Seminarnummer: 20160219/6

19. und 26. 2. WIEN
Special
Insolvenzrecht
Seminarnummer: 20160219/8
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25. und 26. 2. WIEN
Special
Intellectual Property
Seminarnummer: 20160225/8

26. 2. ATTERSEE
Special
Leistungsstörungsrecht
Seminarnummer: 20160226/3

26. und 27. 2. GRAZ
Special
Verfahren vor den Höchstgerichten des öffentlichen
Rechts
Seminarnummer: 20160226/5

29. 2. GRAZ
Privatissimum
Achtung: Verjährung! Wichtiges für die Advokatur
Seminarnummer: 20160229/5

März 2016

1. 3. WIEN
Seminarreihe Steuerrecht:
3. Internationales Steuerrecht
Seminarnummer: 20160301/8

2. 3. WIEN
Privatissimum
Anlegerrecht
Seminarnummer: 20160302/8

3. 3. GRAZ
Basic
Bauvertrag und Bauprozess
Seminarnummer: 20160303/5

3. bis 5. 3. IGLS
Key qualifications
Außergerichtliche Streitbeilegung: Mediation und
Kommunikation/Vom Konflikt zum Konsens
Seminarnummer: 20160303/6

4. 3. WIEN
Special
Versicherungsvertragsrecht
Seminarnummer: 20160304A/8

4. und 5. 3. WIEN
Basic
Strafprozess interaktiv
Seminarnummer: 20160304/8

7. 3. WIEN
Update
Rechtsentwicklung im Recht der Kapitalgesellschaf-
ten
Seminarnummer: 20160307/8

10. und 11. 3. FELDKIRCH
Special
Schriftsätze im Zivilprozess
Seminarnummer: 20160310/7

10. und 11. 3. WIEN
Awake
Train the trainer: Vorträge halten, Seminare leiten –

Expertentipps für Profis
Seminarnummer: 20160310/8

10. und 11. 3. WIEN
Special
Einführung in das Umgründungsrecht
Seminarnummer: 20160310B/8

10. bis 12. 3. WIEN
Basic
Europäisches Wirtschaftsrecht
Seminarnummer: 20160310A/8

11. und 12. 3. ST. GEORGEN i.A.
Basic
Europarecht in der anwaltlichen Praxis
Seminarnummer: 20160311/3

14. 3. WIEN
Special
Professionelle Schriftsätze an den Verfassungsge-
richtshof
Seminarnummer: 20160314/8

18. 3. WIEN
Update
Zivilprozess (mit Lugano-Abkommen/Brüssel-Ver-
ordnungen), Exekution und Insolvenz
Seminarnummer: 20160318A/8

18. und 19. 3. GRAZ
Special
Gesellschaftsrecht II
Seminarnummer: 20160318/5

18. und 19. 3. WIEN
Special
Kapitalmarktrecht
Seminarnummer: 20160318/8

31. 3. bis 2. 4. IGLS
Basic
Zivilverfahren
Seminarnummer: 20160331/6

31. 3. bis 2. 4. WIEN
Special
Die französische Rechtssprache
Seminarnummer: 20160331/8
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Steuerreform 2015/2016 und Bankenpaket

Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Zur Finanzierung der Einkommenstarifsenkung im
Rahmen des Steuerreformgesetzes 2015/2016 hat der
Gesetzgeber unterschiedliche, steuerliche Änderungen
unter den Begriffen „Bekämpfung von Steuer- und So-
zialbetrug“, „Solidaritätspaket“ sowie „Strukturmaß-
nahmen“ vorgesehen.
Die Änderungen betreffen unterschiedliche Themen-
gebiete, unter anderem:
1. Die derzeit bestehende Wahlmöglichkeit bei Aus-
schüttungen des Bilanzgewinns diese als (steuerpflich-
tige) Gewinnausschüttung oder als (steuerneutrale)
Einlagenrückzahlung soll eingeschränkt werden;
2. Im Rahmen der Besteuerung von Grundstücksver-
äußerungen soll der Steuersatz erhöht und der Infla-
tionsabschlag abgeschafft werden;
3. Die Grunderwerbsteuer soll ab dem 1. 1. 2016 neu
gestaltet werden;
4. Der Gebäudeabschreibungssatz soll reduziert wer-
den;
5. Bei kapitalistischen Mitunternehmerschaften soll
eine Verlustverrechnungsbremse eingezogen werden;
6. Verluste bei Einnahmen- und Ausgaben-Rechnern

sollen zukünftig zeitlich unbegrenzt vorgetragen wer-
den können;
7. Es soll eine Belegerteilungs- und Registrierkassen-
pflicht geben;
8. Die Strafbarkeit bei fahrlässigen Verkürzungsdelik-
ten soll erst bei grober Fahrlässigkeit eintreten;
9. Schließlich soll das Bankgeheimnis bei abgaben-
rechtlichen Prüfungen durchbrochen werden können.
Im Seminar sollen die für Rechtsanwälte (und Rechts-
anwaltsanwärter) relevanten Änderungen anhand von
Praxisbeispielen dargestellt und erläutert werden.
Planung: MMag. Dr. Daniel Varro, LL.M.
Referenten: MMag. Dr. Daniel Varro, LL.M., Post-
Doc-Universitätsassistent an der Universität Wien
Dr. Andrei Bodis, Bundesministerium für Finanzen –

Abteilung VI/6 Einkommen- und Körperschaftsteuer
Termine:
Montag, 18. 1. 2016, 16.30/20.00 Uhr, in Innsbruck
Veranstaltungsort: Hilton Innsbruck
Seminarnummer: 20160118/6
oder
Montag, 25. 1. 2016, 12.00/15.30 Uhr, in Graz
Veranstaltungsort: Hotel Wiesler
Seminarnummer: 20160125/5
= jeweils 1 Halbtag

Rechtsentwicklung im Liegenschafts- und Wohnrecht

Update
Warum Sie teilnehmen sollten:
Gegenstand des Seminars ist die wesentliche Recht-
sprechung im Liegenschafts-Vertragsrecht, im Miet-
recht, im WE-Recht, im Bauträgervertragsrecht, im
Grundbuchsrecht und im Grundverkehrsrecht der
letzten Zeit, vor allem im letzten Jahr vor dem Semi-
nar. Aus nachstehendenGründen verdient das Seminar
diesmal Ihr besonderes Interesse:
Herr Univ.-Prof. Dr. Kletečka wird die aktuelle
Rechtsprechung und Entwicklungen zum Woh-
nungseigentumsrecht und Allgemeinen Liegen-
schaftsvertragsrecht behandeln.
Herr Univ.-Prof. Dr. Vonkilch wird aktuelle Ent-
wicklungen in der miet- und bestandvertraglichen
Judikatur behandeln sowie über den Stand der Miet-
rechtsreform berichten.
Herr HR d OGHUniv.-Prof. Dr. Kodek, LL.M., He-
rausgeber des neuen Kommentars zum Grundbuchs-
recht, wird am Samstag zu den Themen „Grund-
buchsrecht, besonderes Liegenschaftsvertrags-
recht“ referieren.

Dieses Seminar unterstützt alle Kolleginnen und
Kollegen, die trotz unerlässlicher Spezialisierun-
gen als Allrounder in einem übergreifenden Infor-
mationsstand auf dem Laufenden bleiben wollen.
Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die
Teilnehmerzahl auf 80 Personen beschränkt ist.
Planung: Dr. Walter Müller, RA in Linz
Referenten: (in zeitlicher Reihenfolge)
Univ.-Prof. Dr. Andreas Kletečka, Universität Salzburg
– Fachbereich Privatrecht
Univ.-Prof. Dr. Andreas Vonkilch, Universität Inns-
bruck – Institut für Zivilrecht, Of Counsel bei Schaf-
fer-Sternad Rechtsanwälte
Univ.-Prof. Dr. Georg Kodek, LL.M. (Northwestern
University School of Law), Hofrat des Obersten Ge-
richtshofes, Wirtschaftsuniversität Wien – Institut
für Zivil- und Unternehmensrecht
Termin: Freitag, 22. 1. 2016 bis Samstag, 23. 1. 2016
= 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Linz, Courtyard by Marriott
Seminarnummer: 20160122/3
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Steuern und Abgaben

Basic
Warum Sie teilnehmen sollten:
Dieses Basisseminar führt in die Grundbegriffe des Ab-
gabenrechts ein. Insbesondere werden jene Steuerbe-
reiche beleuchtet, die für den Anwalt von Bedeutung
sind, sei es als Parteienvertreter, sei es als Vertragsver-
fasser oder auch als Steuerzahler.
Planung: Dr. Norbert Nagele, RA in Linz

Referenten: Dr. Christian Huber, Wirtschaftsprüfer
und Steuerberater in Linz
Mag. Manfred Schima, Steuerberater in Gmunden
Termin: Freitag, 22. 1. 2016 bis Samstag, 23. 1. 2016
= 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Wien, C3 Convention Center
Seminarnummer: 20160122/8

Mietrecht

Special
Warum Sie teilnehmen sollten:
Das Seminar soll den unterschiedlichen Funktionen
und Stadien, in welchen der Rechtsanwalt mit miet-
rechtlichen Fragen konfrontiert wird, Rechnung tra-
gen.
Die behandelten Themen ermöglichen es sowohl dem
Vertragsverfasser, künftige Konflikte und unliebsame
Überraschungen zu vermeiden, als auch dem Vertreter
des Vermieters oder des Mieters, die Interessen seiner
Partei auf Basis einer vorgefundenen Vertragslage op-
timal wahrzunehmen. Besonderes Augenmerk wird da-
rauf gerichtet, dem Teilnehmer die zahlreichen und
teils verwirrenden Abgrenzungen, wie etwa zwischen
der fehlenden, teilweisen oder gänzlichen Anwendbar-
keit des MRG zu vermitteln.

Ziel des Seminars ist es, die wesentlichen Fragen des
Mietrechts bei Begründung, während der Dauer und
bei Beendigung des Mietverhältnisses zu besprechen.
Dabei wird sowohl das materielle Recht als auch das
Prozessrecht erörtert.
Der Seminarstoffwird sowohl durch Vortrag der Refe-
renten als auch durch Bearbeitung kurzer praktischer
Fälle unter Mitwirkung der Seminarteilnehmer be-
sprochen.
Planung: Dr. Joachim Tschütscher
Referenten: Dr. Joachim Tschütscher, RA in Innsbruck
Dr. Peter Wiesinger, Richter des BG Innsbruck
Termin: Freitag, 19. 2. 2016 bis Samstag, 20. 2. 2016
= 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Innsbruck, Villa Blanka
Seminarnummer: 20160219/6

Leistungsstörungsrecht

Special
Warum Sie teilnehmen sollten:
Ziel des Seminares ist die praxisrelevante Aufbereitung
des gesamten Gewährleistungsrechts anhand von Bei-
spielen aus der allerneuesten Judikatur. Weiters gibt
es Tipps und Tricks aus der Praxis für einen erfolgrei-
chen Gewährleistungsprozess.
Planung: Dr. Walter Müller, RA in Linz

Referentinnen: Hon.-Prof. Dr. Irene Welser, RA in
Wien
Univ.-Prof. Dr. Brigitta Zöchling-Jud, Universität
Wien – Institut für Zivilrecht
Termin: Freitag, 26. 2. 2016 = 2 Halbtage
Veranstaltungsort: Attersee, Hotel Seegasthof
Oberndorfer
Seminarnummer: 20160226/3
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Verfahren vor den Höchstgerichten des öffentlichen Rechts

Special
Warum Sie teilnehmen sollten:
Mit 1. 1. 2014 wurde die „Verwaltungsgerichtsbarkeit
1. Instanz“ eingeführt. Damit ist eine grundlegende
Neugestaltung des verwaltungsrechtlichen Rechts-
schutzes einhergegangen, die insbesondere auch Aus-
wirkungen auf das Verfahren vor dem Verwaltungsge-
richtshof („Revisionsmodell“) hat. Das Seminar be-
zweckt eine übersichtliche Darstellung der Verfahren
vor den Höchstgerichten des öffentlichen Rechts. An-
hand von Beispielen aus der Praxis sollen die Berufsan-
wärter auf die besonderen Problemstellungen und die
vielen „Fallstricke“ dieser Verfahren hingewiesen wer-
den.

Das Sponsoring für dieses Seminar übernimmt die
Steiermärkische Sparkasse.
Planung: Univ.-Lektor Walter Schwartz, RA in Wien
Referenten: Univ.-Lektor Walter Schwartz, RA in
Wien
Dr. Wolfgang Fasching, Hofrat des VwGH
Termin: Freitag, 26. 2. 2016 bis Samstag, 27. 2. 2016
= 3 Halbtage
Veranstaltungsort: Graz, Steiermärkische Sparkasse
Seminarnummer: 20160226/5

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr
nach ihrer Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“
den Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwär-
ter Gültigkeit hat. Der Veranstaltungstermin dieser
vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis zum Ab-
lauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der An-
meldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunk-
tes beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen
Rechtsanwälte nach ihrer Eintragung eine finanzielle
Unterstützung erhalten, sich nach ihrer Ausbildung
weiterhin fortzubilden.

Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Tel: (01) 710 57 22-0 oder Fax: (01) 710 57 22-20
oder E-Mail: office@awak.at
Zusätzlich haben Sie unterwww.awak.atGelegenheit,
sich zu informieren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich
schriftlich Gültigkeit haben!



Der interdisziplinäre Ansatz und der Teamaspekt im Collaborative Law Verfahren

Das Collaborative Law Verfahren ist ein außergericht-
liches Konfliktlösungsmodell, in dem jede Partei von
ihrem/ihrer eigenen parteilichen und besonders ge-
schulten Rechtsanwalt/Rechtsanwältin (Collaborative
Lawyer) vertreten wird. Die Konfliktregelung erfolgt
im Team und zwar unter Beachtung mediativer Ele-
mente und unter Anwendung besonderer Kommuni-
kations- und Konfliktlösungstechniken. Bei Bedarf
werden von den Beteiligten weitere Experten und Ex-
pertinnen beigezogen, die von den Konfliktparteien
beauftragt werden.

Das Modell unterliegt bestimmten Regelungen und
Voraussetzungen und enthält ua die unverzichtbaren
Elemente des Vertretungsverbots der Collaborative
Lawyer in einem allfällig nachfolgenden Gerichtsver-
fahren und der Verschwiegenheitspflicht sämtlicher
beteiligten Experten und Expertinnen.

Wesentliche Elemente dieses alternativen außerge-
richtlichen Konfliktregelungsmodells sind zudem der
interdisziplinäre Ansatz und der Teamaspekt, die in
zweifacher Hinsicht bestehen: Collaborative Lawyer/
Collaborative Practitioner schließen sich in Praxis-
gruppen/zu Pools zusammen und die einzelnen Kon-
fliktfälle werden in Teams bearbeitet. Das für einen
konkreten Fall zusammengesetzte Collaborative Law
Team besteht oft aus Mitgliedern einer Praxisgruppe,
kann aber auch durch Mitglieder anderer Praxisgrup-
pen oder durch andere geschulte Experten und Exper-
tinnen ergänzt sein.

Beide Aspekte dienen der nachhaltigen Konfliktlö-
sung, die nur durch einen sorgfältig und umfassend
erarbeiteten Konsens und nicht durch einen allseitig
nur erduldeten Kompromiss erzielt wird. Nur der
Konsens bietet den höchstenNutzen. Effizienz, Rasch-
heit und Kostenersparnis ergänzen die Vorteile dieses
Modells zur Konfliktlösung.

Die Praxisgruppen/die Pools

Collaborative Practitioner, also Collaborative Lawyer,
Sachverständige, Coaches, Steuerberater und Steuerbe-
raterinnen, Wirtschaftstreuhänder und Wirtschaftst-
reuhänderinnen, Kommunikationsexperten und Kom-
munikationsexpertinnen und anderen Spezialisten und
Spezialistinnen aus den verschiedensten Berufsgruppen
schließen sich zu Praxisgruppen zusammen. Es wird
hiermit ein Pool aus Experten und Expertinnen gebil-
det, die sich in regelmäßiger Frequenz treffen und sich
in ihren Arbeitsweisen, ihren Zugängen, ihren Unter-
schiedlichkeiten und auch ihrenGemeinsamkeiten ken-
nenlernen. In diesen Gruppen wird ein reger Erfah-
rungsaustausch, eine gemeinsame Fortentwicklung

und Intervision betrieben. Man lernt voneinander und
miteinander. Es wird die interdisziplinäre Kommunika-
tion geübt und praktiziert, es werden interdisziplinäre
Bande geknüpft. In einem konkreten Konfliktfall wird
auf diese Ressourcen, auf den Pool an Experten zurück-
gegriffen.Dies bringt denVorteil derKenntnis, welcher
Experte für den konkreten Konfliktfall und die konkre-
ten Parteien am geeignetsten ist.

Die Praxisgruppen präsentieren sich der Öffentlich-
keit gemeinsam, zB über Websites oder Folder. In Ös-
terreich bestehen schon einige dieser Teams, nicht nur
in Wien, sondern auch in Niederösterreich und Ober-
österreich. Weitere befinden sich in Gründung.

Das Collaborative Law Team/das Fallteam

Voraussetzung eines konkreten Collaborative Law
Verfahrens ist, wie bereits eingangs geschildert, dass
beide Parteien von einem Collaborative Lawyer ver-
treten sind. Diese sind mediativ, in soft skills wie
Selbsterfahrung und in der Kommunikation speziell
geschult und wissen, dass der Teamaspekt bereits beim
ersten Gespräch des Collaborative Lawyer mit seiner/
ihrer Partei und auch beim Erstkontakt mit dem „geg-
nerischen“ Collaborative Lawyer zu berücksichtigen
ist. Von Beginn an steht die Konsensorientierung im
Vordergrund, das Ziehen am gemeinsamen Strang.
Es werden keine anwaltlichen Aufforderungsschreiben
verfasst und es gibt keine Drohgebärden. Es findet ge-
zielte Teamarbeit, ein Austausch über Verhaltensre-
geln und das Vorgehen, eine Abstimmung von Verfah-
rensschritten, ein Einfühlen und eine Beachtung der
Gesamtsituation der Unternehmen, eine Bedachtsam-
keit auf die Persönlichkeiten der Beteiligten und durch
verschiedenste Maßnahmen ein Vertrauensaufbau
statt.

Gemeinsam und unter Einbeziehung der Parteien
wird das Experten- und Expertinnenteam zusammen-
gestellt und je nach Bedarf später ergänzt. Welche
Sachfragen sind zu klären? Welche Sachverhalte zu
objektivieren? Welche technischen, rechtlichen,
steuerlichen Fragen stellen sich? Wird aufgrund des
Spannungsverhältnisses oder der Konfliktstufe ein
Kommunikationsexperte benötigt? Ein zusätzlicher
Mediator? Ein Coach? Es kann jeder nur denkbare Ex-
perte beigezogen werden, der die Lösung des Konflik-
tes unterstützen kann. Die Experten und Expertinnen
sind in der Regel neutral, ebenfalls mediativ geschult
und auch im Collaborative Law Verfahren versiert
und in dieser speziellen Teamleistung und Teambezie-
hung erfahren.
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Beauftragung der Experten und Expertinnen

Die Experten und Expertinnen werden von den Par-
teien gemeinsam beauftragt. Sind sie Berater, so wird
auch vertraglich festgehalten, dass eine einseitige Ver-
tretung oder Beratung einer der Parteien in dieser An-
gelegenheit nicht möglich ist. Die Beauftragung ent-
hält einen Verzicht auf die Verschwiegenheit innerhalb
des Collaborative Law Teams, der der notwendigen
und dem Verfahren immanenten Offenheit Rechnung
trägt, sowie eine Verpflichtung zur Verschwiegenheit
außerhalb des Teams. Die Parteien verpflichten sich,
die Experten und Expertinnen im Falle eines nachfol-
genden Gerichtsverfahrens (also wenn das Collabora-
tive Law Verfahren scheitert) nicht als Zeugen zu nen-
nen und sie nicht von der Verschwiegenheit zu entbin-
den. Die Experten und Expertinnen verpflichten sich
zu schweigen und nicht als Sachverständige in einem
Verfahren tätig zu werden.

Innerhalb des Teams soll es – wie gesagt – einen re-
gen Informationsaustausch gegenüber jedem geben,
daher die Entbindung aller Teammitglieder von der
Verschwiegenheit im Team. Sitzungen finden in jenen
Konstellationen statt, die gerade für das Stadium des
Lösungsprozesses nützlich sind.

Der Collaborative Lawyer selbst befindet sich sys-
temimmanent im Spannungsfeld zwischen der Partei-
lichkeit und der Mitgliedschaft in dem konkreten Col-
laborative Law (Practice) Team. So ist von ihm/ihr
auch bei der rechtlichen Beratung das gemeinsame
Ziel des Konsenses nie aus dem Auge zu verlieren
und die Interessen und Bedürfnisse des Konfliktpart-
ners in das Gespräch mit einzubeziehen.

Die Teambildung

Bei der Teambildung ist die Sachkompetenz der Ex-
perten und Expertinnen nicht das allein ausschlagge-
bende Kriterium. Wichtig sind außerdem die entspre-
chende Schulung imModell, die erforderliche konsen-
suale und mediative Haltung, wie sich die Personen in
das Team einfügen, wie sie in der Kommunikation zu
den Parteien und deren Anforderungen passen. Die
Chemie zwischen den Teammitgliedern muss stim-
men.

Für die Teambildung ist daher ausreichend Zeit zu
nehmen, um die richtigen Experten und Expertinnen
ins Team zu holen. Können sie aus der eigenen Praxis-
gruppe, dem eigenen Pool herangezogen werden, so ist
der Findungsprozess erleichtert und der Arbeitsbeginn
sofort vertrauensvoll, da die Phase des vorsichtigen
Abtastens – zumindest im Verhältnis zu den Poolmit-
gliedern – verkürzt ist. Durch den immerwährenden
Austausch der Poolmitglieder ist bereits ein Ver-
trauensverhältnis entstanden und die Verlässlichkeit
gegeben, was durch die rasche konstruktive Zusam-

menarbeit wiederum direkt den Parteien zugute-
kommt. Zu „Fremden“ ist die Ausformung der Rolle
natürlich auch erst zu finden. Je mehr Teammitglieder
aus dem Pool, umso einfacher das Hineingleiten in
eine konstruktive Kommunikation.

Treten innerhalb des Teams Konflikte auf, sind
diese natürlich sofort zu beheben. Ist dies durch die
Teammitglieder allein nicht möglich, so kann und soll
Hilfe von dritter Seite – etwa durch einen Coach oder
einen Mediator/eine Mediatorin – in Anspruch ge-
nommen werden.

Wesentlich ist, dass das Team als solches sowohl von
den beteiligten Konfliktparteien als auch von den be-
teiligten Experten und Expertinnen als solches emp-
funden wird. Nur durch das Teamempfinden und die
wohlwollende lösungsorientierte Zusammenarbeit
kommt es zu einer Erhöhung der kreativen Energie
in der Lösungsfindung – das Collaborative Law Team
wird flexibel und ideenreich.

Klärungen im Team

Im Team gilt es zu klären, wer mit wem interagiert.
Wer nimmt an welchen Sitzungen teil? Wie werden
die Zeitabläufe, die Inputs koordiniert? Wie werden
Wissen und Kenntnisse transportiert und wann an
wen? Wie können die Talente, Fähigkeiten und As-
pekte jedes einzelnen Teammitglieds optimal genutzt
werden? Welchen Herausforderungen begegnen wir
in unserer Unterschiedlichkeit als Persönlichkeiten
und in unseren Professionen und wie können sie ge-
meistert werden? Welchen Einfluss hat der/die ein-
zelne Experte/Expertin auf die Konfliktlösung und
die Funktion des Teams?

Vorteile der Interprofessionalität und
des Teamaspekts

Die „Werkzeuge“ des Collaborative Law Verfahrens
sowie die Offenlegung der relevanten Sachverhalte,
die Ergebnisoffenheit, die Zukunftsgerichtetheit, die
Nichtbeachtung und Nichtwertung der reinen Schuld-
frage führen zu einer Collaborative Law Haltung, die
die Teammitglieder und die Parteien flexibler macht.
Flexibler im Suchen nach Lösungswegen, in der Dees-
kalation und in der Kreativität, den Gang zu Gericht
zu vermeiden und eine sinnvolle Lösung für alle Betei-
ligten zu suchen. Durch die Einbeziehung der Exper-
ten und Expertinnen ist es dem Collaborative Lawyer
möglich, auch andere als rechtliche Aspekte des Kon-
fliktes in den Lösungsweg einfließen zu lassen. Lebens-
sachverhalte lassen sich erweitern, Horizonte durch
neue Blickwinkel öffnen, die auch außerhalb des ei-
gentlichen Konfliktes liegen können. Lösungen wer-
den gefunden, die zu Beginn nicht vorstellbar waren.
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Unser Gehirn, als sozial geprägtes Organ, begrenzt
uns meist unter ungünstigen Bedingungen und führt
in verfestigte und völlig automatische Reaktionsmus-
ter. Die Eskalation eines Konflikts lässt sich so kaum
vermeiden, wobei es oft zu einem Übergleiten von ei-
ner in die nächste Eskalationsstufe kommt, ohne dass
dies den Beteiligten bewusst wird.

Unter positiven und unterstützenden Bedingungen,
wie sie das Collaborative Law Verfahren schafft, ist un-
ser „soziales“Gehirn hingegen in der Lage, unendliche
Gestaltungsmöglichkeiten und Potenziale zu entwi-
ckeln. Die Kenntnis von diversen Gesetzmäßigkeiten,
die die Neurobiologie, die Soziologie und andereWis-
senschaften bieten, kann für die Begleitung von Verän-
derungsprozessen, die im Rahmen dieser Verfahren
stattfinden, wichtig sein, um Parteien in ihrem Kon-
fliktverhalten, ihren Mustern und Systemen verstehen
zu können, unnötige Komplikationen zu vermeiden
und ideenreiche Lösungsmöglichkeiten zu erschaffen.

Durch die Fachkompetenz der einzelnen Experten
und Expertinnen, die gemeinsame Aufgabenstellung
und die Herausforderung der Konfliktsituation wird
ein Zusammenhalten der Teammitglieder bewirkt.
Das Team fühlt sich für den ganzen Arbeitsgang ver-
antwortlich und liefert in seiner Gesamtheit die
Grundlage für eine Lösung der Parteien. Die Experten
und Expertinnen bringen sich jeweils dort ein, wo eine
entsprechende Strukturierung erforderlich ist und in
dem Feld, in dem sie ausgebildet sind.

Bei üblichen Vergleichsverhandlungen ist meist
konstruktiv nur ein Kompromiss, ein Mittelweg zwi-
schen den einzelnen Positionen der Parteien ange-
dacht, bei dem jede Partei der anderen Partei irgend-
welche Zugeständnisse macht. Vorschläge und Gegen-
vorschläge werden dabei – wie ein Regler auf einer ge-
dachten Linie – bewegt. Je nachdem, wo sich die

Verhandlungen gerade befinden, ist die angebotene
Lösung eher bei der Position der einen, oder bei der
Position der anderen Partei. Eine kreative zusätzliche
Wertschöpfung aus dem Konflikt ist hierdurch jedoch
kaum möglich, wodurch auch der Anreiz zu einer Ko-
operation der Konfliktparteien wegfällt. Jedes Zuge-
ständnis einer Partei führt nämlich unweigerlich zu de-
ren eigenem Verlust. Zugeständnisse werden in Ver-
gleichsverhandlungen daher oft nur aus reinem Prag-
matismus – der Vermeidung des Prozesskostenrisikos
etwa – gemacht.

Beim Collaborative Law Verfahren hingegen wird
stets ein Konsens, eine Win-win-Lösung angestrebt.
Eine für alle tragfähige, nachhaltige und lebbare Lö-
sung für die Zukunft, bei der zudemnoch sämtliche Be-
ziehungen aufrechtbleiben, was zB bei untrennbaren
Unternehmenskooperationen oder Unternehmens-
konflikten im Familienverband wesentlich ist. Die Ge-
schäftsbeziehungen der Konfliktparteien können durch
dieses Konfliktlösungsverfahren erhalten werden. Der
durch die Offenheit des gesamten Teams und der Par-
teien erst mögliche Synergieeffekt der vollständigen
Kooperation der Parteien und des Teams machen ei-
nen freien kreativen Prozess und solche Lösungen
möglich. Die gelebte Kooperation sämtlicher Beteilig-
ter, die Interdisziplinarität, die dadurch eröffneten
Möglichkeiten und damit erzielbaren Ergebnisse un-
terscheiden daher dieses Modell wesentlich von den
üblichen (gerichtlichen) Vergleichsverhandlungen zur
Lösung von Konflikten.

Dr. Karin Gmeiner,
Präsidentin der AVM,

Anwaltliche Vereinigung für Mediation
und kooperatives Verhandeln
1010 Wien, Wollzeile 1–3

E-Mail: office@avm-mediation.at
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Rückblick: Plenarversammlung der
OÖ Rechtsanwaltskammer am 29. 10. 2015

D ie Oberösterreichische Rechtsanwaltskammer
hatte ihre diesjährige Plenarversammlung am

29. 10. 2015 im Gästehaus der voestalpine in Linz.
Bereits ab 14.30 Uhr haben insgesamt fast 100 Kol-

leginnen und Kollegen an den angebotenen kostenlo-
sen Seminaren von Top-Referenten teilgenommen:
" Univ.-Prof. Dr. Hubert Hinterhofer (Universität

Salzburg) zum Thema „StGB 2015“
" Univ.-Prof. Dr. Dietmar Aigner (JKU Linz) zum

Thema „Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung aus
der Sicht des Sachverständigen“

" Dr. Verena Trenkwalder, LL.M., Präsidentin der
Kammer der Wirtschaftstreuhänder, zum Thema
„Aktuelles aus dem Steuerrecht – für Rechtsanwälte rele-
vante Neuerungen durch das SteuerreformG 2015 insbe-
sondere Grunderwerbsteuer, Bankenpaket und Einlagen-
rückzahlung“

Um 18.00 Uhr ist die Vollversammlung in Anwesen-
heit von 157 Rechtsanwälten und Rechtsanwältinnen
sowie 47 Konzipienten und Konzipientinnen eröffnet
worden. Zudem hat es eine Rückmeldung von 68 abge-
gebenen Stimmen durch Briefabstimmung gegeben.

Nach der alljährlichenGedenkminute für die im ver-
gangenen Jahr verstorbenen Kollegen folgte der um-
fangreiche Tätigkeitsbericht des Ausschusses. Vor al-
lem auf die Aussetzung der Ersten Anwaltlichen Aus-
kunftmit 1. 11. 2015 sowie auf eineVielzahl vonbereits
umgesetzten Aktivitäten im Bereich Öffentlichkeitsar-
beit ist hingewiesen worden. Dr. Christian Slana, Präsi-
dent des Disziplinarrates, hat seinen Tätigkeitsbericht
dem Plenum vorgestellt und die Neuerungen im Be-
reich der RL-BA veranschaulicht.

Die vom Ausschuss der OÖ Rechtsanwaltskammer
vorgeschlagenen Änderungen der Geschäftsordnung,

der Beitragsordnung 2016, der Umlagenordnung
2016, der Leistungsordnung 2016 sowie die Änderun-
gen in der Satzung der Versorgungseinrichtung Teil B
sind mit den jeweils erforderlichen Quoren beschlos-
sen worden. Nach einem Kurzreferat von Dr. Klaus
Oberndorfer hat die Vollversammlung den Rechnungs-
abschluss 2014 sowie den Voranschlag für 2016 geneh-
migt und dem Ausschuss die Entlastung erteilt.

Im Rahmen der Wahlen sind neu- bzw wiederge-
wählt worden: Dr. Georg Schwab, Wels, als Präsi-
dent-Stellvertreter der OÖ Rechtsanwaltskammer,
Dr. Walter Breitwieser, Wels, Mag. Ursula Schilcheg-
ger-Silber, Wels, Mag. Gudrun Pixner, Traunkirchen,
Mag. Werner Landl, Vöcklabruck, als Ausschuss-Mit-
glieder aus dem Stand der RA, Mag. Rainer Hochstöger,
Linz, als Ausschuss-Mitglied aus dem Stand der RAA,
Dr. Peter Riedelsberger, Linz, Dr. Josef Hofer, Wels,
Dr. Peter Bründl, Schärding, Dr. Dieter Gallistl, Linz,
Dr. Gerhard Gfrerer, Linz, Dr. Tanja Gottschling,
Wels, Dr. Peter Lindinger, Linz, Dr. Sebastian Mairho-
fer, Linz, Dr. Eckhard Pitzl, Linz, Dr. Julius Bitter,
Kirchdorf, als Disziplinarratsmitglieder aus dem
Stand der RA, Mag. Katharina Prammer, Sattledt, als
Disziplinarratsmitglied aus dem Stand der RAA,
Dr. Klaus Holter, Grieskirchen, als Rechnungsprüfer
und Dr. Alexander Koch, Linz, als Rechnungsprüfer-
Stellvertreter.

Zum Abschluss der diesjährigen Plenarversammlung
haben die Teilnehmer die Gelegenheit zum regen Ge-
dankenaustausch genutzt.

RA Dr. Franz Mittendorfer
Präsident der Oberösterreichischen Rechtsanwaltskammer

XXII. Symposion Pannonischer Juristen
vom 17. bis 19. 9. 2015 in Stegersbach

Recht/Schutz des Kindes und Jugendlicher
in den einzelnen Teilnehmerländern –

internationale Entwicklungen

Z unächst gilt es, die Überschrift bzw die Bezeich-
nung zu diesem traditionsreichen Treffen „Pan-

nonischer Juristen“ mit dem Wort „Symposion“ her-

vorzuheben: Dieses altgriechische Wort, welches
zum spätlateinischen „Symposium“ wurde, steht sinn-
gemäß für „gemeinsames, geselliges Beisammensein“
und ist erst später als Bezeichnung für „wissenschaftli-
che Konferenzen“ zum Symposium geworden.

Die hier besprochene Veranstaltung ist iS der Be-
zeichnung beides gewesen: Eine sehr wissenschaftli-
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che Konferenz, verbunden mit gemeinsamen geselli-
gen Zusammentreffen aus den „pannonischen Juris-
tenkreisen“:

Gleich drei Justizminister, nämlich aus den Nach-
barländern Slowenien und Ungarn und der österrei-
chische Justizminister, ehrten die Veranstaltung mit
ihrer Anwesenheit: Schon der erste Abend stand
im Zeichen nicht nur der Geselligkeit und der Tra-
dition (nochmals: es handelte sich um das 22. Tref-
fen), sondern war durch eine Besonderheit ausge-
zeichnet: Der Präsident des Oberlandesgerichtes
Wien hat aus Anlass einer musikalischen Darbietung
am Donnerstag (17. 9. 2015) abends im Veranstal-
tungshotel „Balance Resort Stegersbach“ zum Mik-
rofon gegriffen und eine hervorragende Gesangsdar-
bietung gegeben.

Die Begrüßung der Teilnehmer selbst erfolgte mit
großer Freundlichkeit durch den Präsidenten der Bur-
genländischen Juristischen Gesellschaft, HR Dr. Ro-
bert Tauber.

Grußworte kamen nicht nur vom Gastgeber-Bür-
germeister der Gemeinde Stegersbach, Heinz Peter
Krammer, auch der Landeshauptmann des Burgenlan-
des ließ Grußworte ausrichten. Der ungarische Justiz-
minister, Univ.-Prof. Dr. László Trócsányi, sowie sein
Kollege aus Slowenien, Dr. Goran Klemenčič, hielten
die Eröffnungsansprachen. Der österreichische Justiz-
minister, Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Brandstetter, der
dem Burgenland familiär sehr verbunden ist, eröffnete
das Symposion offiziell und bat anschließend zu einem
Empfang.

Der erste Arbeitstag (Freitag, 18. 9. 2015) zum Pro-
grammthema „Recht/Schutz des Kindes und Jugendli-
cher“ stand unter der Moderation des Präsidenten des
Landesgerichtes Eisenstadt, Dr. Karl Mitterhöfer. Die
in jeweils halbstündigen Abständen vorgetragenen
Themen der Referentinnen und Referenten aus den

drei Ländern wurden in einer hervorragenden Simul-
tanübersetzung mit aufschlussreichen, unterstützen-
den Handouts professionell mehrsprachig vorgetra-
gen. So hat Richterin Mag. Erlebach über die „Neuen
Instrumente im Kindschaftsrecht“ referiert, die Do-
zentin an der Wissenschaftsuniversität Budapest,
Dr. Szeibert, über die „Durchsetzung der Kinderrechte
im neuen ungarischen Zivilgesetzbuch“; die Oberste
Richterin des slowenischen Höchstgerichtes, Dr. Ma-
teja Končina Peternel, zeigte aus der Sicht ihres Landes
die „Position eines Kindes in den Zivilverfahren“ auf,
während der Abteilungsleiter der Sektion Strafrecht
im BMJ, Hon.-Prof. Dr. Fritz Zeder, über die „Neuen
Mindeststandards für Jugendstrafverfahren in der EU“

referierte.

In der anschließenden Diskussion wurden die Themen
vertieft, am Nachmittag fand unter Vorsitz und Mode-
ration von Dr. Magyar Karoly die Themenbearbeitung
„Kinder- und Jugendschutz im ungarischen Recht, pri-
mär im Strafrecht“ durch die Referentin Dr. Anna
Szabó statt, gefolgt von der Ombudsfrau für Men-
schenrechte, Vlasta Nussdorfer, zur Frage „Kind im La-
byrinth der Strafverfahren; wie es ist und wie es sein
sollte“.
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Der intensive Referats- und Diskussionstag fand sei-
nen Ausklang bei einer erlesenen Weinverkostung im
Hotel mit anschließendem Empfang der Justizminister
der Republik Ungarn und der Republik Slowenien.

Hier kam dann auch die Geselligkeit in einem be-
sonders netten Lokal zu ihrem Recht, sodass manche

Diskussionsrunde bis in die späteren Stunden beisam-
men blieb.

Am Samstag, dem Abschlusstag des Symposions,
wurde unter dem Vorsitz der genannten drei Modera-
torinnen und Moderatoren durch den Vizepräsidenten
des Obersten Gerichtshofes Budapest, Dr. István
Kónya, über ein bewegendes Thema referiert, nämlich
„Tötung von Kindern in der Urteilspraxis“.

Mit einer Zusammenfassung und Diskussion zu den
Vorträgen der beiden Tage fand diese interessante und
wichtige Tagung ihren lukullischen Abschluss bei ei-
nem gemeinsamen Mittagessen.

Eine hervorragend präsentierte, sehr lehrreiche, ge-
sellige, internationale Veranstaltung mit großer Tradi-
tion. Es war ein Vergnügen, daran teilgenommen zu
haben.

RAA HR Dr. Ingeborg Kristen,
Präs. d. LG Wr. Neustadt i.R.

15th Annual Conference on European Tort Law
(ACET)

V on 31. 3. bis 2. 4. 2016 findet die vom Institut für
Europäisches Schadenersatzrecht (ESR) und dem

Europäischen Zentrum für Schadenersatz- und Versi-
cherungsrecht (ECTIL) veranstaltete Annual Confe-
rence on European Tort Law zum 15. Mal in Wien
statt. Die Konferenz, die in englischer Sprache abge-
halten wird, informiert über die wichtigsten Entwick-
lungen des Schadenersatzrechts in Europa im Be-
richtsjahr 2015.

Die Veranstaltung beginnt am Donnerstagabend
(31. 3. 2016) mit einem Eröffnungsvortrag von Cathe-
rine M. Sharkey (New York University) und einem an-
schließenden Empfang im österreichischen Justizmi-
nisterium.

Am Freitag (1. 4. 2016) berichten Experten aus den
meisten Rechtsordnungen der Europäischen Union
sowie aus Norwegen und der Schweiz über die ak-
tuellsten schadenersatzrechtlichen Tendenzen in ih-
rem Heimatland. Ein kurzer rechtsvergleichender
Überblick und eine Darstellung der Entwicklungen
auf europäischer Ebene stehen ebenfalls auf dem Pro-
gramm.

Die Konferenz wird schließlich am Samstagvormit-
tag (2. 4. 2016) mit weiteren schadenersatzrechtlichen
Vorträgen fortgesetzt, die heuer dem Spezialthema
„Liability for Unknown Risks“ gewidmet sind. In einer
modernen Industriegesellschaft stellt sich verstärkt die

Problematik von Risiken, deren Existenz und Umfang
sich nicht hinreichend abschätzen lassen. Daraus resul-
tiert die bislang ungelöste Frage, wie das Schadener-
satzrecht auf diese Situation reagieren soll: Haftungs-
ausschluss für Entwicklungsrisiken oder Einstands-
pflicht für die Schaffung nicht hinreichend abschätzba-
rer Gefahrensituationen? Martin Hogg (Edinburgh),
Dirk Looschelders (Düsseldorf), Pedro del Olmo García
(Madrid) und Louis Visscher (Rotterdam) werden das
Thema aus verschiedenen Perspektiven analysieren.

Im Anschluss an die Veranstaltung werden die er-
weiterten Länderberichte im Yearbook „European
Tort Law 2015“ veröffentlicht. Überarbeitete Fas-
sungen der Spezialberichte erscheinen als Sonderheft
des Journal of European Tort Law.

Konferenzbeitrag: E 500,– (inklusive eines Exemp-
lars des Yearbook 2015)

Frühbucherbonus bis 1. 2. 2016: E 400,–
Fördernde Mitglieder: E 250,– (inklusive eines

Exemplars des Yearbook 2015)
Frühbucherbonus bis 1. 2. 2016: E 200,–
Universitätsangehörige, Richter,
Berufsanwärter: E 80,– (nur Konferenz; Kosten für

Yearbook zusätzl ca E 85,–)
Frühbucherbonus bis 1. 2. 2016: E 70,–
Juristen in Ausbildung:E 40,– (nur Konferenz; Kos-

ten für Yearbook zusätzl ca E 85,–)
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Frühbucherbonus bis 1. 2. 2016: E 35,–
Die Konferenzbeiträge inkludieren Konferenzmate-

rialien, Abendempfang mit Buffet am Donnerstag,
Mittagsbuffet am Freitag und Erfrischungen während
der Konferenz.

Weitere Informationen und Anmeldung:
European Centre of Tort and Insurance Law (EC-

TIL)
Reichsratsstraße 17/2, A-1010 Wien, Österreich

Tel: (0043 1) 4277 29650; Fax: (0043 1) 4277 29670
E-Mail: ectil@ectil.org
www.ectil.org
Institute for European Tort Law (ETL)
Reichsratsstraße 17/2, A-1010 Wien, Österreich
Tel: (0043 1) 4277 29651; Fax: (0043 1) 4277 29670
E-Mail: etl@oeaw.ac.at
www.etl.oeaw.ac.at
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Die volkswirtschaftliche Bedeutung der Freizeit- und Tourismuswirtschaft wird in Österreich dramatisch 

unterschätzt. Österreich ist in Europa das Gastgeberland Nummer 1! Ein Drittel seiner Arbeitsplätze hängt 

von der Freizeit- und Tourismuswirtschaft zumindest indirekt ab. Peter Zellmann und Sonja Mayrhofer 

vom Institut für Freizeit- und Tourismusforschung in Wien analysieren in ihrem neuen Buch

• die Entwicklung der Gästezahlen und

• die Bedürfnisse der Gäste aus allen Herkunftsländern ebenso wie

• die Reisegewohnheiten der Inländer und

• die Gästewünsche im Allgemeinen.

„Die Urlaubsrepublik“ zeigt die Zusammenhänge auf und gibt wichtige Hinweise für die Zukunft – 
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Disziplinarrecht

§ 1 erster und zweiter Fall, § 16 Abs 1 Z 2 DSt – Schuldgehalt des disziplinären Verhaltens und Be-
messung der Disziplinarstrafe

Leitet ein RA eine vom Mandanten verfasste anonyme Sachverhaltsdarstellung mit dem Vorwurf der
Korruption und des Kokainmissbrauchs ungelesen an die Strafverfolgungsbehörde weiter, so stellt
dies eine schwerwiegende Berufspflichtenverletzung und Beeinträchtigung des Standesansehens
dar; ein schriftlicher Verweis reicht in diesem Fall als Disziplinarstrafe nicht aus.

OGH 9. 9. 2015, 24 Os 1/15z

Sachverhalt:

Mit dem angefochtenen Erkenntnis wurde ***** der
Disziplinarvergehen der Berufspflichtenverletzung
und der Beeinträchtigung von Ehre und Ansehen des
Standes (§ 1 erster und zweiter Fall DSt) schuldig er-
kannt.

Danach hat er am 8. 5. 2013 „namens seiner Man-
dantschaft, die aus nachvollziehbaren Gründen nicht
genannt werden möchte“, eine durch diese verfasste
Sachverhaltsdarstellung gegen den *****Landesrat
***** ohne inhaltliche Prüfung an die Zentrale Staats-
anwaltschaft zur Verfolgung von Wirtschaftsstrafsa-
chen und Korruption übermittelt, in der gegen den
Genannten Vorwürfe der Korruption und des Kokain-
missbrauchs erhoben wurden.

Der Disziplinarrat verhängte über den Beschuldig-
ten gem § 16 Abs 1 Z 1 DSt die Disziplinarstrafe des
schriftlichen Verweises und wertete dabei die diszipli-
narrechtliche Unbescholtenheit, das „faktische“ Ge-
ständnis und das Alter des Beschuldigten als mildernd,
als erschwerend hingegen keinen Umstand.

Dagegen erhob der Kammeranwalt Berufung wegen
Strafe, beantragte die Verhängung einer Geldbuße
und war damit erfolgreich.

Aus den Gründen:
Zutreffend führt die Berufung aus, dass das Alter des
Beschuldigten keinen Milderungsgrund darstellt,
stand dieser doch zum Tatzeitpunkt bereits im 52. Le-
bensjahr und war seit mehr als sechs Jahren in die Liste
der Rechtsanwälte der ***** Rechtsanwaltskammer
eingetragen.

Die Erstattung von Anzeigen durch einen Rechtsan-
walt hat nach stRsp eine sorgfältige und kritische Prü-
fung des Sachverhalts zur Voraussetzung (RIS-Justiz
RS0056158). Nichts anderes gilt, wenn ein Rechtsan-
walt – wie hier – eine von einem Mandanten verfasste
anonyme Sachverhaltsdarstellung ungelesen und un-
geprüft an die Strafverfolgungsbehörde weiterleitet.
Bei Erstattung einer Strafanzeige ohne gewissenhafte
Prüfung des Sachverhalts ist grundsätzlich von einer
schwerwiegenden Berufspflichtenverletzung und einer
empfindlichen Beeinträchtigung des Standesansehens
auszugehen, weshalb in einem solchen Fall die gesetz-
liche Mindeststrafe eines schriftlichen Verweises nicht
sachgerecht ist (vgl RIS-Justiz RS0056158 [T 7]).

Demnach war eine Geldbuße (§ 16 Abs 1 Z 2 DSt)
zu verhängen, die mit E 1.000,– Tatunrecht und Tä-
terschuld entspricht und auch die Einkommens- und
Vermögensverhältnisse des Beschuldigten hinreichend
berücksichtigt (§ 16 Abs 6 DSt).

Hahnkamper

Gebühren- und Steuerrecht

§ 34 EStG 1988 – Unterhaltszahlungen an mittellose Eltern und andere nahe Angehörige

1. Die vom Gesetzgeber in § 34 Abs 7 EStG 1988 gewählte Umschreibung schließt die Anerkennung
laufender Unterhaltszahlungen von Kindern an mittellose Eltern und sonstige nahe Angehörige von
einer steuerlichen Absetzbarkeit nach § 34 EStG 1988 aus.

2. Nach § 34 Abs 7 Z 4 EStG 1988 bleiben Unterhaltsleistungen aber jedenfalls insoweit abziehbar,
als sie zur Deckung von Aufwendungen gewährt werden, die beim Unterhaltspflichtigen selbst eine
außergewöhnliche Belastung darstellen würden, wozu insb Krankheits- oder Pflegekosten zählen.

VwGH 1. 9. 2015, 2012/15/0117

Sachverhalt:
Der Bf machte im Rahmen der Arbeitnehmerveranla-
gungen 2007 bis 2009 außergewöhnliche Belastungen
in der Höhe von je E 6.600,– geltend. Über Vorhalt

des FAgab er bekannt, er sei laut ABGB für seineEltern
sorgepflichtig, soweit sie nicht in der Lage seien, den
notwendigen Lebensunterhalt selbst zu finanzieren.
Diese Verpflichtung bestehe aus moralischer Sicht.
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Seine Eltern hätten im Jahr 2007 ein gemeinsames
Durchschnittseinkommen von E 1.333,23 pro Monat
erzielt. In den Jahren 2008 und 2009 habe sich das ge-
meinsame Durchschnittseinkommen auf E 1.213,52
(2007) bzw E 897,15 (2008) pro Monat belaufen. Da-
mit seien zusätzliche unvermeidbare Ausgaben zB für
Heizung und Warmwasser durchschnittlich E 62,–
pm, Strom E 100,– pm, Betriebskosten der Wohnung
rund E 230,– pm und diverse Versicherungen bezahlt
worden. Aufgrund des kleinen Einkommens und der
großen unvermeidbaren Ausgaben seien die Eltern
nicht in der Lage gewesen, den Lebensunterhalt und
notwendige sozialeKontakte selbst zufinanzieren, wes-
halb sie der Bf mit E 550,– pm unterstützen musste.
Der Vorhaltsbeantwortung waren Überweisungsbe-
lege und Kontoauszüge zum Nachweis der in den Jah-
ren 2007 bis 2009 getätigtenmonatlichenÜberweisung
und die Einkommensteuerbescheide der Eltern für die
Jahre 2007 bis 2009 beigelegt.

Gegen die ESt-Bescheide 2007 bis 2009, mit denen
das FA die Anerkennung außergewöhnlicher Belas-
tungen versagte, erhob der Bf Berufung und führte
aus, dass die Aufwendungen für seine Eltern aufgrund
der bestehenden Krankheiten und „Gesundheitsschä-
den“ notwendig seien. Die Nichtbereitstellung der
vom Bf geleisteten Beträge würde die gesundheitliche
Versorgung unmöglich machen. Wie aus der bereits
vorgelegten Aufstellung über die Einkommensver-
hältnisse der Eltern ersichtlich sei, „ist die Selbster-
haltung – unter Berücksichtigung der Aufwendungen
für die Gesundheit – nicht sichergestellt bzw nicht ge-
währleistet“. Es sei darauf hinzuweisen, dass die Zah-
lungen, „die in erster Linie für die Finanzierung der
Kranken- und Gesundheitskosten sowie der Mehrbe-
lastungen aufgrund der Behinderung meiner Eltern
(Vater und Mutter) verwendet werden, unvermeidbar
sind. Diese hohen Mehrkosten bzw Aufwendungen
können von meinen Eltern unmöglich selbst finan-
ziert werden.“

Mit dem angef B gab die bel Beh der Berufung keine
Folge und führte aus, der Bf leiste Unterhaltszahlun-
gen an seine Eltern, weil diese nach Bezahlung von
Miete, Betriebskosten, Versicherungen, Strom, Hei-
zung etc nicht in der Lage seien, den nötigen Lebens-
unterhalt selbst zu finanzieren und sonst deren gesund-
heitliche Versorgung unmöglich wäre. Nach § 34
Abs 7 Z 4 EStG 1988 könnten nur Aufwendungen,
die beim Unterhaltsberechtigten selbst eine außerge-
wöhnliche Belastung darstellten, beim Unterhaltsver-
pflichteten zu außergewöhnlichen Belastungen führen.
Zahlungen der Eltern für den hier in Rede stehenden
„Themenbereich (wie Miete, Betriebskosten, Versi-
cherungen, Strom, Heizung, Gesundheitspflege uä)
stellen auch bei ihnen selbst keine außergewöhnliche
Belastung dar“. Sie führten daher, selbst wenn sie auf-
grund rechtlicher oder sittlicher Verpflichtungen ge-

leistet würden, auch beim Bf zu keiner außergewöhnli-
chen Belastung.

Spruch:
Aufhebung des angef B als inhaltlich rechtswidrig.

Aus den Gründen:
Der Abzug von Belastungen bei Ermittlung des Ein-
kommens setzt gem § 34 Abs 1 EStG 1988 voraus, dass
die Belastung außergewöhnlich ist, zwangsläufig er-
wächst und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit we-
sentlich beeinträchtigt. § 34 Abs 7 EStG 1988 regelt
die Voraussetzungen, unter denen Unterhaltsleistun-
gen als außergewöhnliche Belastung Berücksichtigung
finden können. In den Z 1 bis 3 dieser Bestimmung
sind dazu Regelungen betreffend Unterhaltsleistungen
an Kinder und (Ehe)Partner enthalten. Nach § 34
Abs 7 Z 4 EStG 1988 idF BGBl 1993/818 sind Unter-
haltsleistungen darüber hinaus nur insoweit abziehbar,
als sie zur Deckung von Aufwendungen gewährt wer-
den, die beim Unterhaltsberechtigten selbst eine au-
ßergewöhnliche Belastung darstellen würden. Die
vom Gesetzgeber in § 34 Abs 7 EStG 1988 gewählte
Umschreibung schließt bspw die Anerkennung laufen-
der Unterhaltszahlungen von Kindern an mittellose
Eltern und sonstige nahe Angehörige von einer Be-
günstigung nach § 34 EStG 1988 aus. Nach § 34 Abs 7
Z 4 EStG 1988 bleiben Unterhaltsleistungen aber je-
denfalls insoweit abziehbar, als sie zur Deckung von
Aufwendungen gewährt werden, die beim Unterhalts-
pflichtigen selbst eine außergewöhnliche Belastung
darstellen würden. Dazu zählen vor allem Krankheits-
oder Pflegekosten.

Der Bf hat im Verwaltungsverfahren ua vorge-
bracht, dass sich seine Eltern – „unter Berücksichti-
gung der Aufwendungen für die Gesundheit“ – nicht
selbst erhalten könnten und zum Nachweis dafür die
Einkommensteuerbescheide der Eltern für die Jahre
2007 bis 2009 vorgelegt. Weiters hat er vorgebracht,
dass die von ihm geleisteten Zahlungen „in erster Linie
für die Finanzierung der Kranken- und Gesundheits-
kosten sowie der Mehrbelastungen aufgrund der Be-
hinderung meiner Eltern (Vater und Mutter) verwen-
det werden“. Die bel Beh ging in Verkennung der
Rechtslage davon aus, „dass es nichts für das Beru-
fungsbegehren bringt, wofür die vom [Bf] geleisteten
Zahlungen von den Eltern eingesetzt werden (ob für
Lebensmittel, Miete oä., Gesundheitspflege und -ver-
sorgung etc)“. Im Hinblick darauf hat sie sich mit
den Einkommensverhältnissen der Eltern und mit
dem – vom Bf im fortgesetzten Verfahren noch unter
Beweis zu stellenden – Berufungsvorbringen, wonach
die vom Bf geleisteten Zahlungen in erster Linie zur
Abdeckung der Krankheitskosten verwendet wurden,
nicht auseinandergesetzt.
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Anmerkung:
Das EStG sieht in § 34 Abs 7 Z 4 EStG 1988 nur eine
eingeschränkte Absetzbarkeit von Unterhaltszahlun-
gen an mittellose Eltern und andere nahe Angehörige
jenseits des Kreises von Kindern und (Ehe)Partnern vor.
Voraussetzung für eine steuerliche Berücksichtigungsfähig-
keit ist, dass die Unterhaltsleistungen zur Deckung von
Aufwendungen gewährt werden, die beim Unterhaltspflich-
tigen selbst eine außergewöhnliche Belastung darstellen

würden. Dazu zählen aber insb Krankheits- oder Pflege-
kosten. In diesen Fällen ist eine steuerliche Anerkennung
also sehr wohl erreichbar. Umso wichtiger ist, dass Abgaben-
behörde und Verwaltungsgericht sich daher der Frage wid-
men, wofür erforderliche Unterhaltsleistungen (etwa zur
Abdeckung der Krankheitskosten) gewährt und verwendet
werden.

Franz Philipp Sutter
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248 Oberhumer, Gerold Maximilian: Rechtsentwick-
lung im Aufteilungsrecht. Die Aufteilungs-
rechtsprechung der letzten drei Jahre im Über-
blick (I)

254 Schoditsch, Thomas: 5 Jahre EPG – Ein Grund
zum Feiern?

258 Körber-Risak, Katharina: Beweiswürdigung nach
§ 381 ZPO im außerstreitigen Unterhaltsver-
fahren

" Zeitschrift für Finanzmarktrecht
10 | 453 Lehner, Johannes: Privatplatzierung oder öffent-

liches Angebot – eine Untersuchung objektiver
Abgrenzungsmerkmale

" Zeitschrift für Insolvenzrecht & Kreditschutz
5 | 164 Konecny, Andreas: Kein Gläubigerrekurs gegen

Freigabebeschlüsse im Schuldenregulierungs-
verfahren mit Eigenverwaltung

168 Senoner, Erwin: Die Zuständigkeit zur Bestim-
mung der Sekundärverfahrensmasse
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172 Derntl, Johannes: Nachforschungsobliegenhei-
ten der GKK im Anfechtungsrecht

176 Engelhart, Karl F.: Verursachen nicht bezahlte
Verbindlichkeiten bei Liquidation gem § 19
KStG Masseforderungen?

180 Mohr, Franz: Sind die eingetragenen Personen-
gesellschaften juristische Personen iSd Insol-
venzordnung?

" Zeitschrift für Vergaberecht und
Bauvertragsrecht
10 | 373 Wiesinger, Christoph: Mindestlohnbestimmun-

gen für den Bieter. Die vergaberechtlichen Aus-
wirkungen des ASRÄG 2014 und des SBBG

" Zeitschrift für Verkehrsrecht
11 | 351 Berger, Wolfgang und Wolfgang Pfeffer: Die Be-

urteilung der Abfalleigenschaft von Kraftfahr-
zeugen

360 Klever, Lukas: Ausgewählte Fragen zum Oldti-
merkauf

" Zeitschrift für Verwaltungsgerichtsbarkeit
6 | 500 Grassl, Günther und Stefan Lampert: Aktuelle

Entwicklungen zur Parteistellung des Umwelt-
anwalts in UVP-Verfahren

" Zeitschrift für Wirtschafts- und
Finanzstrafrecht

6 | 264 Komenda, Peter: Zur Strafbarkeit des Einrich-
tens schwarzer Kassen im Lichte des neuen Un-
treuetatbestands

275 Lehner, Andrea: Verfahrensabsprachen in Wirt-
schaftsstrafsachen

" Zivilrecht aktuell
19 | 364 Fleißner, Lisa: Rücktrittsrecht des Verbrauchers

vor Beginn der in § 11 FAGG definierten Rück-
trittsfrist?

368 Kolmasch, Wolfgang: Die Anrechnung der Fami-
lienbeihilfe auf den Kindesunterhalt nach der
Steuerreform 2016
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Für Sie gelesen
" Restrukturierungen im Arbeitsrecht. Von Philipp J. Maier. Verlag

Manz, Wien 2015, XXIV, 338 Seiten, geb, E 69,–.

Restrukturierungen stellen einen Themen-
bereich dar, dem im Rahmen des globalen
wirtschaftlichen Wettbewerbs eine immer
größere Bedeutung zukommt. Die damit
verbundenen Maßnahmen erschöpfen sich
regelmäßig nicht mehr in einem einmaligen
Personalabbau oder in Gehaltskürzungen.
Es muss eine ständige Anpassung der Ar-
beitsbedingungen an die aktuellen unter-

nehmerischen Herausforderungen erfolgen.
Die Durchführung von Restrukturierungen ist mit einer

Vielzahl arbeitsrechtlicher Probleme verbunden. Vor dem
Hintergrund, dass sich die Rsp und die Lehre mit diesen
Schwierigkeiten bis dato wenig befasst haben, erscheint
das vorliegende Werk von Dr. Philipp J. Maier, LL.M.
(UCL), umso bedeutsamer.

Im gegenständlichen Handbuch, das heuer in der 1. Auf-
lage erschienen ist, werden in acht Kapiteln zunächst jene
Restrukturierungsmaßnahmen behandelt, die in der Praxis
besonders häufig vorkommen. Hervorzuheben sind vor al-
lem die ausführlichen Kapitel über den Betriebsübergang
und den Sozialplan, wobei sämtliche Aspekte des Betriebs-
überganges (zB Voraussetzungen, Auswirkungen auf das
Arbeitsverhältnis, Haftung von Veräußerer und Erwerber)
sowie des Sozialplans (zB zulässige Inhalte, Frage der Er-
zwingbarkeit, steuerliche Behandlung) umfassend und pra-
xisnah erörtert werden. Abschließend enthält das gegen-
ständliche Werk diverse Muster-Dokumente, die die Um-
setzung von Restrukturierungsmaßnahmen in der Praxis er-
leichtern sollen.

Dr. Philipp J. Maier, LL.M. (UCL), ist Partner bei der
Rechtsanwaltskanzlei Baker & McKenzie und ist als Leiter
der dortigen Arbeitsrechtspraxis auf Unternehmensrestruk-
turierungen spezialisiert. Die große praktische Erfahrung
des Autors spiegelt sich auch im vorliegenden Handbuch
wider und zeigt sich insb bei den Muster-Dokumenten,
die für jeden Arbeitgeber eine große Hilfe bei durchzufüh-
renden Restrukturierungsmaßnahmen darzustellen vermö-
gen. Die präzisen Muster-Dokumente sind auch für juristi-
sche Laien verständlich formuliert und bedürfen lediglich
geringfügiger Adaptierungen im Einzelfall.

Erich René Karauscheck

" Aufklärungspflichten vor Vertragsabschluss. Von Alexander
Reich-Rohrwig. Verlag Manz, Wien 2015, XLVIII, 972 Seiten, geb,
E 188,–.

Information ist kostbar – dieser Gedanke
kommt einem gleich in den Sinn, wenn
man die beachtliche Dissertation des Autors
näher betrachtet; stellt sie doch ein wertvol-
les Fundament zur Systematisierung des
Schrifttums zu vorvertraglichen Aufklä-
rungspflichten im österreichischen Recht
dar. Dass Information kostbar ist, wird aber
auch spürbar, wenn man tiefer in die Aus-

führungen eindringt und sich etwa mit den Unterschieden
zwischen freiwillig erteilter Information, der erlangten In-
formation durch Beantwortung von Fragen, der Über-
nahme einer „informationellen Rolle“, der Obliegenheit
zur Selbstinformation, dem Vertragsabschluss auf Basis un-
zureichender Informationen und somit „unter Unsicher-
heit“, etc befasst.

Den Überlegungen liegt eine wesentliche rechtliche
Problemstellung zu Grunde, die jeder Zivilrechtsordnung
innewohnt: Das Spannungsverhältnis von eigennütziger In-
teressenverfolgung und fremdnütziger Interessenwahrung,
oder anders gesagt: Die Frage, wann ein Vertragsteil sein
Wissen zu seinem eigenen Vorteil ausnützen darf und wann
er gezwungen ist, eigene Informationsvorsprünge aus der
Hand zu geben oder gar Nachforschungen zu betreiben,
um seinen Partner vor Schaden zu bewahren.

Dieses „informationelle Spannungsverhältnis – um den
Begriff des Autors zu verwenden – hat sich in der österrei-
chischen Rsp bislang nur in Form einer zersplitterten bzw
einzelfallbezogenen Judikaturlinie niedergeschlagen. Die
Übersicht über diese in Form einer Bestandsaufnahme stellt
einen praktischen Arbeitsbehelf dar, selbst wenn von dieser
Rsp viele relevante Bereiche noch nicht umfasst sind. Dass
die Anwendungsgebiete in der Praxis zunehmen, wird ua
durch die Auseinandersetzung mit Unternehmenskäufen
und der erst jüngst im Zuge der Finanz- und Staatsschul-
denkrise 2008ff offenbar gewordenen Problematik von
„fehlerhaft beratenen“ Anlegern und „ungewollten“ Wert-
papieren sichtbar.

Von praktischemWert sind auch die zahlreichen Anhalts-
punkte zur Vornahme der Interessenabwägungen. Wenn-
gleich die gegenständlichen Ausführungen in die Tiefe ge-
hen, bleibt die Darstellung der Ergebnisse prägnant.

Wie der Autor überzeugend darstellt, sind sowohl Lehre
als auch Rsp bislang weit davon entfernt, sich auf ein annä-
hernd geschlossenes System einer vorvertraglichen Infor-
mationshaftung geeinigt zu haben. Das vorliegende Werk
„Aufklärungspflichten vor Vertragsabschluss“ stellt einen
ersten großen Schritt in diese Richtung dar.

Florian Leitinger
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" Erbrecht in Europa. Von Rembert Süß (Hrsg). 3. Auflage, Zerb Ver-
lag, Bonn 2015, 1.552 Seiten, geb, E 169,–.

„Die dritte Auflage dieses Werkes kann um-
setzen, was bei der ersten Auflage noch Vi-
sion war: Aus Erbrecht in Europa wird euro-
päisches Erbrecht!“, so Dr. Süß, der Heraus-
geber, in seinem Vorwort. So wurde das bis-
her schon bewährte Buch, bestehend aus
Berichten über die Erbrechtsregelungen
der europäischen Länder (inkl Deutschland,
das in der ersten Auflage fehlte), nunmehr

rechtzeitig zum Anwendungsstichtag unter Berücksichti-
gung der EUErbVO, die ab 17. 8. 2015 nun tatsächlich an-
wendbar ist, in der dritten Auflage herausgegeben, Stand
August 2015. Leider waren, wie der Herausgeber dies auch
richtig vermerkt, nicht alle Länder mit den Ausführungsre-
gelungen so pünktlich, dass diese auch eingearbeitet werden
konnten, sodass eine weitere vierte Auflage unter deren Be-
rücksichtigung schon so gut wie vorprogrammiert ist.

Im umfangreichen allgemeinen Teil wird die EUErbVO
genau dargestellt unter Berücksichtigung bilateraler Ver-
träge aus der Warte Deutschlands. Interessant ist das Kapi-
tel über die weiteren Möglichkeiten der Nachlassspaltung,
die die EUErbVO gerade verhindern will – diese ist noch
immer möglich, wenn Immobilienvermögen in Ländern
vorhanden ist, die nicht der EUErbVO unterworfen sind
und welche die lex rei sitae (das Belegenheitsrecht) für die
Erbfolge vorsehen. Das bedeutet, dass sich bezüglich der
Frage, wer Erbe dieser Immobilie ist, das materielle Erb-
recht des Landes anzuwenden ist, in dem die Immobilie
liegt. Länder, in denen das passieren kann, sind zB Großbri-
tannien und Irland, welche nicht der EUErbVO beigetreten
sind, oder zB auch die Türkei, die USA, San Marino – um
nur einige zu nennen.

Die Länderberichte werden von verschiedenen Autoren
mit dem jeweiligen Länderbezug verfasst und bestehen aus
einem zivilrechtlichen, gegebenenfalls einem verfahrens-
rechtlichen, und einem steuerrechtlichen Teil, so das jewei-
lige Land Erbschaftssteuern vorsieht. Vorangestellt werden
jeweils Literaturlisten auch deutschsprachiger Literatur, die
zur Vertiefung herangezogen werden können. Die Artikel
sind gut gegliedert, übersichtlich gestaltet und verständlich
geschrieben. Für alle, die sich mit Erbrecht befassen, das
zwangsläufig schon durch den häufigen Besitz von Zweit-
wohnungen im Ausland immer internationaler wird, ist die-
ses Buch ein absolutes Muss für die Kanzleibibliothek.

Ulrike Christine Walter

" Österreichische Gesetze. Zivil-, Handels- und Verfahrensrecht.
Von Martin Schauer (Hrsg seit der 32. ErgLfg). Verlag Manz, Wien
2015, 5.630 Seiten, Lo-Bla, Kpl-63. ErgLfg und zwei Mappen,
E 148,–.

Das von Bydlinski herausgegebene Werk
„Österreichische Gesetze“ ist der Öffent-
lichkeit, zusammen mit dem von Schäffer he-
rausgegebenen gleichsam komplementären
Werk, als die führende Gesetzessammlung
Österreichs ein Begriff geworden.

Bis zur 31. Ergänzungslieferung betreute
Bydlinski die Gesetzessammlung hauptsäch-
lich selbst, seitdem obliegt diese verantwor-

tungsvolle Aufgabe seinem Herausgebernachfolger Schauer.
Die grundsätzlichen Ziele des Werks sind bis heute un-

verändert: Es soll dem Leser ein zuverlässiges Nachschlage-
werk mit den wichtigsten Rechtsnormen zur Verfügung ste-
hen. Ursprünglich war BydlinskisGesetzessammlung haupt-
sächlich auf Normen des Privatrechts gerichtet. Nunmehr
ist sie umfassender und enthält den wesentlichen Rechtsbe-
stand des Zivilrechts, des Strafrechts und des (jeweiligen)
Verfahrensrechts. Zudem wurden auch Rechtsnormen des
supranationalen Rechts in das Buch aufgenommen, wie etwa
gemeinschaftsrechtliche Verordnungen, die in den Mit-
gliedstaaten unmittelbar anwendbares Recht beinhalten.

Schauer hat nunmehr die 63. Ergänzungslieferung des
Werks herausgebracht, durch die viele wichtige Neuerun-
gen in das Gesamtwerk eingearbeitet worden sind. So etwa
jene Änderungen, die sich in zahlreichen Rechtsgebieten
durch das Budgetbegleitgesetz 2014, das Strafprozess-
rechtsänderungsgesetz 2014, die Exekutionsordnungsno-
velle 2014 und das GesbR-Reformgesetz ergeben haben.
Damit ist das Werk nun wieder auf dem neuesten Stand,
was in einer Zeit sich ständig ändernder Gesetze eine große
Aufgabe für den Herausgeber darstellt.

Die Inhaltsübersichten im Buch sind sowohl alphabetisch
als auch zusätzlich systematisch. Letztere Übersicht zeigt
die tiefgehenden Systemzuordnungsüberlegungen, die der
Auswahl und Anordnung der einzelnen Rechtsmaterien zu-
grunde liegen. In der Tat versteht man die Gesetzeszusam-
menhänge am besten, wenn man sie in ihrem systemati-
schen Kontext liest.

Die vorliegende Gesetzessammlung ist ein unverzichtba-
rer Bestandteil jeder juristischen Bibliothek, und es ist eine
große Freude, dass Bydlinskis Arbeit in Schauer einen so be-
herzten und fundierten Nachfolger gefunden hat, der durch
seine Fortführung des Werks der ursprünglichen Maxime
Bydlinskis auch künftig zum Durchbruch verhilft: Nämlich,
dass diese Gesetzessammlung den Zugang zum Recht ver-
bessern möge. Diese Aufgabe ist sowohl seinerzeit Bydlinski
als auch nunmehr Schauer bestens gelungen!

Adrian Eugen Hollaender
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" ABGB Praxiskommentar – Band 5a – Verbraucherrecht. VonMi-
chael Schwimann/Georg E. Kodek (Hrsg). Verlag LexisNexis, Wien
2015, XLVI, 962 Seiten, Hardcover, E 199,–.

Mit dem Verbraucherrechte-Richtlinien-
Umsetzungsgesetz (VRUG), BGBl I 2014/
13, hat der Gesetzgeber die RL 2011/83/EU
des Europäischen Parlaments und des Rates
v 25. 10. 2011 über die Rechte der Verbrau-
cher, ABl L 2011/304, in das österreichische
Rechtmodulartig an unterschiedlichenRege-
lungsorten umgesetzt. Die neuen allgemei-
nen Informationspflichten des Unterneh-

mers, die Regelungen über zusätzliche Zahlungen und Kos-
ten sowie die Richtlinienbestimmungen allgemein-vertrags-
rechtlichen Charakters wurden in den Allgemeinen Teil des
KSchG eingebaut. Jene Kapitel der RL, die Verbraucher-
schutzrecht für Fernabsatzverträge und für außerhalb von
Geschäftsräumen geschlossene Verträge etablieren, wurden
– in einerNeukodifikation zusammengefasst – in das österrei-
chische Recht übernommen, nämlich durch das neues „Fern-
und Auswärtsgeschäfte-Gesetz – FAGG“. Die Mehrzahl der
juristischen Fachverlage in Österreich hat diese umfassende
Novelle zum Anlass genommen, um jeweils eigene Produkte
zu diesem Themenkomplex auf den Markt zu bringen. Mit
dem gegenständlichen Werk liegt die sicherlich umfang-
reichste der verfügbaren Alternativen vor, die als komplett
neuer Band 5a des nunmehr von Gerhard Kodek herausgege-
benen „Schwimann-Kommentars“ erscheint.

Insgesamt 16 Autoren unterschiedlicher Herkunft, über-
wiegend jedoch aus dem Bereich der Wissenschaft und
Lehre, behandeln neben den §§ 429, 906, 1420 und 1503
ABGB erstmals das aus dem früheren Band V herausgelöste
KSchG sowie weiters das neue FAGG (in einem eigenen
Band). Daneben gab die Auflage eines eigenen verbraucher-
rechtlichen Sammelwerks dem Herausgeber die Möglich-
keit, auch (scheinbare) „Nebengesetze“, nämlich FernFinG,
ECG, VKrG, BTVG und TNG zu kommentieren, mit de-
nen eine wissenschaftliche Auseinandersetzung natürlich
ebenso lohnt. Angesichts des Umstands, dass für das ge-
samte Vorhaben drucktechnisch ausreichend Platz zur Ver-
fügung stand, fielen die Kommentierungen auch höchst de-
tailreich aus, im Falle des KSchG auch deutlich umfangrei-
cher als im vormaligen Band V: Allein die – ausschließlich
von Peter Apathy verfassten – Ausführungen zum KSchG er-
strecken sich auf gut 300 großformatige Seiten, in denen
sich der Autor mit der immer umfangreicher werdenden
Lit und Rsp intensiv auseinandersetzt. Beim neuen FAGG
haben die beiden AutorenWilma Dehn und Peter Schwarzen-
egger eine mehr als 130 Seiten umfassende Kommentierung
„auf die grüne Wiese“ gestellt und dabei die im Gefolge des
VRUG bereits erschienene Lit eingehend berücksichtigt.
Zu Recht sparen die Autoren auch konstruktive Kritik am
neuen Gesetzeswerk nicht aus.

Zu Beginn der einzelnen Kommentierungen erleichtern
gut gegliederte Inhaltsverzeichnisse ebenso die Auffindbar-

keit von einzelnen Themen wie das 26-seitige Inhaltsver-
zeichnis im hintersten Teil des Buches.

Von den übrigen Sondergesetzen ist wohl in erster Linie
das VKrG hervorzuheben, über das der Büchermarkt zwar
einige höchst interessante Monographien, aber zuletzt kei-
nen am letzten Stand befindlichen Kommentar bot. Im ge-
genständlichen Werk haben zwei Autoren (Elke Heinrich
und Matthias Pendl) diese Lücke geschlossen und dadurch,
insb für den Finanz- und Bankensektor, eine unerlässliche
neue Arbeitsgrundlage bereitgestellt, der – jedenfalls nach
momentanem Stand – geradezu monopolistischer Stellen-
wert zukommt.

Insgesamt ist es dem Herausgeber offenbar auch gelun-
gen, Autoren mit einem erfrischend gut verständlichen, pra-
xisorientierten Schreibstil um sich herum zu versammeln.
Nicht zuletzt deshalb wird das gegenständliche Werk mit
Sicherheit hohe praktische Akzeptanz erfahren. Interes-
sierte Nutzer des mittlerweile neunbändigen „Schwimann-
Kommentars“ dürfen sich im Übrigen auf eine baldige
Komplettierung der Neufassung dieses monumentalen
Werks freuen, da Herausgeber und Verlag ein zeitnahes Er-
scheinen des sechsten (§§ 1293–1502 ABGB) und sieben-
ten Bandes zu den Haftpflichtgesetzen bereits angekündigt
haben.

Rainer Wolfbauer

" StGB – Wiener Kommentar zum Strafgesetzbuch. Von Frank
Höpfel/Eckart Ratz (Hrsg). 2. Auflage, Verlag Manz, Wien 2015
(mit 123. Ergänzungslieferung), Gesamtwerk: Kommentar in Fas-
zikeln, XVI, 5.888 Seiten, Kpl.-123. Lfg + 7 Mappen, E 564,–.

Der Wiener Kommentar zum Strafgesetz-
buch geht auf Egmont Foregger und Friedrich
Nowakowski zurück, die im Jahre 1979 diesen
Großkommentar mit Autoren wie Pallin,
Liebscher, Tschulik, Kunst und natürlich den
beiden Begründern selbst herausgaben.
20 Jahre später wurde dann das Werk von
Frank Höpfel und Eckart Ratz in einer Zweit-
auflage editiert, welche durch fortlaufende

Ergänzungslieferungen komplettiert wird.
So sind bspw im Jahre 2015 interessante Ergänzungsliefe-

rungen zu den §§ 108–110 StGB (bearbeitet von Richard
Soyer und Stefan Schumann), zu den §§ 142–145 (bearbeitet
von Maria Eder-Rieder) und zuletzt zum § 222 StGB (bear-
beitet von Thomas Philipp) erschienen. Ebendiese jüngste
(einhundertdreiundzwanzigste) Ergänzungslieferung, die
das Delikt der Tierquälerei zum Gegenstand hat, sei im
Rahmen der vorliegenden Rezension näher betrachtet:

– Zunächst ist Philipp völlig zuzustimmen, wenn er in
Rz 3 kritisiert, dass der Gesetzgeber bei der Regelung der
Tierquälerei in § 222 StGB auch Tierhaltungsvarianten
wie bestimmte qualvolle Käfighaltungen und Anbindehal-
tungen auch unter Strafe hätte stellen sollen (statt das Au-
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genmerk nur auf den Tiertransport, nicht aber die Tierhal-
tung zu richten).

– Nicht zuzustimmen ist hingegen Philipps kritiklos auf
EvBl 1996/114 und 12 Os 168, 169/96 gestützter Auffas-
sung in Rz 45, das Schächten von Tieren (das ist das qual-
volle Ausblutenlassen eines Tiers durch Aufschneiden der
Halsschlagader ohne vorherige Betäubung!) sei keine Tier-
quälerei. Demgegenüber fand schon der Autor der ersten
Auflage des Wiener Kommentars zum Strafgesetzbuch,
Franz Pallin, dereinst Präsident des OGH, diesbezüglich
am selben Ort in der Vorauflage ebenso deutliche wie wohl-
begründete Worte für die Strafbarkeit des Schächtens (vgl
Pallin in WK1 § 222 Rz 28; sowie weiters: Gaisbauer, ZfV
1996, 40; Hollaender, AnwBl 2002, 568 und AnwBl 2003,
155; ders, Strafrecht – aktuelle Tendenzen, Kap VII, Stu-
dienVerlag; Pfersmann, AnwBl 2004, 414).

– Während somit derart qualvolle Methoden richtiger-
weise sehr wohl als tierquälerisch im strafrechtlichen Sinne
anzusehen sind, sind – obwohl verwaltungsrechtlich vom
TSchG untersagt – Kettenhaltung, Kupierung oder
Krallenentfernung das noch nicht per se, sondern nur in
massiver Form (etwa viel zu kurze Kette und dgl), damit sol-
cherart die Ultima-ratio-Funktion strafrechtlichen Tier-
schutzes gewahrt bleibt, auf die Philipp in Rz 50 zu Recht
hinweist.

– Insofern ist der Tierschutzaspekt des StGB ein gegen-
über dem TSchG (und anderen Verwaltungsgesetzen) auto-
nomer und liegt keine Akzessorietät vor. So wird nicht jeder
Verstoß gegen das TSchG automatisch eine strafrechtliche
Verantwortlichkeit nach § 222 StGB mit sich bringen. Al-
lerdings kann auch umgekehrt eine mögliche Erlaubtheit
nach dem TSchG oder einer anderen Verwaltungsvor-
schrift (etwa der Tierschutz-SchlachtV) auch nicht immer
und automatisch den Verstoß gegen die Strafrechtsnorm
des § 222 StGB rechtfertigen, weil es sich eben um auto-
nome und nicht akzessorische Rechtsmaterien handelt (an-

ders jedoch Philipp in Rz 13, wo er für eine harmonisierende
Interpretation eintritt, zugleich jedoch in Rz 14 einen dies-
bezüglich differenzierenden Standpunkt einnimmt).

– Sprachlich unklar ist die Wendung „das Abhalten von
Schießen“ in Rz 78.

– Rechtsdogmatisch hochinteressant ist schließlich die
Behandlung eines Irrtums des Täters in Bezug auf die im
Tatbestand verwendeten Begriffe „roh“, „unnötige Qualen“
und „mutwillig“. Schließt ein Irrtum darüber als Tatbe-
standsirrtum den Vorsatz aus (so Philipp in Rz 89; Platzgum-
mer, StPdG 13, 13; Kienapfel/Höpfel/Kert, AT14 Z 12 Rz 1 f;
Fuchs, AT I8 14/42ff; Höpfel in WK-StGB2 § 9 Rz 8 f; EvBl
2001/45, 191) oder ist dies unter dem Gesichtspunkt des § 9
StGB zu beurteilen (so Pallin in WK-StGB1 § 222 Rz 14;
Schwaighofer in Harrer/Graf 162)? Zwar ist dies ein allge-
meines strafrechtsdogmatisches Streitthema (das heutzu-
tage überwiegend in Richtung der Einstufung eines Irrtums
über normative Tatbestandsmerkmale als Tatbildirrtum ge-
löst wird), aber es lässt sich besonders gut am Beispiel des
§ 222 StGB darstellen und näherbringen.

– Die – in Philipps Kommentierung des § 222 StGB
mehrmals vorkommende – Zitierung von „Harrer/Graf“
(insb: Schwaighofer in Harrer/Graf) lässt übrigens die An-
gabe des bezughabenden Werks vermissen (im Literatur-
verzeichnis zu § 222 finden sich Werke von Harrer und
von Harrer/Eilmansberger, nicht aber von Harrer/Graf, und
im Verzeichnis abgekürzt zitierter Judikatur [Seite XI der
Titelei der zweiten Auflage des WK-StGB2] ist auch nichts
von Harrer/Graf zu lesen).

Insgesamt handelt es sich jedenfalls um eine äußerst fun-
dierte Kommentierung des Tierquälerei-Paragrafen durch
Philipp, die sich in den allgemein hohen Standard des Wie-
ner Kommentars optimal einfügt und einen weiteren wich-
tigen Mosaikstein zum verdienten Erfolg dieses Großkom-
mentars verkörpert.

Adrian Eugen Hollaender
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• Safe Harbor – was sagt der Kläger, ein Beitrag von Maximilian Schrems

•  Internationaler Datentransfer nach Safe Harbor –

Checkliste von Rainer Knyrim und Gerald Trieb

•  Die Millionen Gesundheitsdaten sind woanders –

Interview mit Susanne Herbek, Geschäftsführerin der ELGA

Schwerpunkt Safe Harbor: Heft 5/2015 Datenschutz konkret

Early Bird-Abo 2016: 5 Hefte 2016 + zusätzlich die Hefte 4/2015 und 5/2015 nur EUR 150,–
Gültig bei Neubestellung bis 31. 1. 2016. bestellen unter 01/531 61-100
Einzelheft EUR 35,50 

Auf hoher See und vor Gericht ist man in Gottes Hand!

Jahresabonnement 2016: EUR 150,– (inkl. Versand)
Erscheint 2016 im 3. Jahrgang. Jährlich 5 Hefte
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Die (betroffene) Öffentlichkeit im

UVP-Verfahren
Sinn, Zweck und Reichweite der Öffentlichkeitsbeteiligung bei der 

Umweltverträglichkeitsprüfung

Schriftenreihe Recht der Umwelt Band 42
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Die Beteiligung der Öffentlichkeit ist ein zentrales Element bei der Genehmigung von Großpro-

jekten im Rahmen des Verfahrens zur Umweltverträglichkeitsprüfung. Die für den Kreis der 
betroffenen Öffentlichkeit geltenden „Spielregeln“ werden in diesem Buch herausgearbeitet:

• Welche Personen(gruppen) gehören zur „betroffenen Öffentlichkeit“?

• Wie erlangen diese von einem Vorhaben Kenntnis?

•  Welche Partizipationsmöglichkeiten stehen ihnen während sowie nach Abschluss eines UVP-

Verfahrens zu?

• Wo besteht in diesen Bereichen aktuell noch Aufholbedarf ?

Mit 20 Factboxes und 15 Grafi ken, die das Wichtigste zusammenfassen und veranschaulichen.
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Indexzahlen

Indexzahlen 2015: Okt. Nov.
Berechnet von Statistik Austria
Index der Verbraucherpreise 2010 (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 110,9 111,0*)
Großhandelsindex (1 2010 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 102,5 102,2

Verkettete Vergleichsziffern
Index der Verbraucherpreise 2005 (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 121,4 121,5*)
Index der Verbraucherpreise 2000 (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 134,3 134,4*)
Index der Verbraucherpreise 96 (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 141,3 141,4*)
Index der Verbraucherpreise 86 (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 184,8 184,9*)
Index der Verbraucherpreise 76 (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 287,2 287,5*)
Index der Verbraucherpreise 66 (1 1966 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 504,0 504,5*)
Verbraucherpreisindex I (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 642,2 642,8*)
Verbraucherpreisindex II (1 1958 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 644,3 644,9*)
Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5643,1 5648,2*)
Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4863,5 4867,9*)
Großhandelsindex (1 2005 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 113,6 113,2
Großhandelsindex (1 2000 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 125,1 124,7
Großhandelsindex (1 1996 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 128,7 128,4
Großhandelsindex (1 1986 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 134,3 133,9
Großhandelsindex (1 1976 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 178,8 178,2
Großhandelsindex (1 1964 = 100) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 297,7 296,8
Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2903,6 2895,1

*) vorläufige Werte Zahlenangaben ohne Gewähr



Substitutionen

Wien

Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung,
auch kurzfristig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Jus-
tizzentrum), auch Verfahrenshilfe und Rechtsmittel.
Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt, Erdberger
Lände 6, 1030 Wien. Telefon (01) 713 78 33 und
(01) 712 32 28, auch außerhalb der Bürozeiten,
Telefax (01) 713 78 33–74 oder
Mobiltelefon (0664) 430 33 73 und
(0676) 603 25 33,
E-Mail: scheimpflug@aon.at

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasium-
straße 68/6, Telefon (01) 369 59 34, Telefax
(01) 369 59 34–4, übernimmt Substitutionen
in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling
und Hernals.

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

Verfahrenshilfe in Strafsachen.
RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemergasse 10, 1010
Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664) 302 53 56,
Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exeku-
tionssachen) in Wien und Umgebung (in Wien auch
kurzfristig) übernehmen die Rechtsanwälte Mag.
Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reiffenstuhl,
Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien (nächst Justiz-
zentrum Wien-Mitte). Telefon (01) 218 25 70,
Telefax (01) 218 84 60.

RA Dr. Thomas Würzl, 1010 Wien, Sonnenfelsgasse 3,
übernimmt Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39,
E-Mail: office.wuerzl@chello.at

RA Dr. Claudia Stoitzner, 1060 Wien, Mariahilfer
Straße 45/5/36, übernimmt – auch kurzfristig –

Substitutionen aller Art in Wien und Umgebung,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbeitung
von Rechtsmitteln. Telefon (01) 585 33 00,
Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664) 345 94 66,
E-Mail: rechtsanwaltskanzlei@patleych.at

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1030 Wien, Invali-
denstraße 5–7, Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum
Wien-Mitte, übernimmt Substitutionen in Wien und
Umgebung, insbesondere auch vor dem BG I, BG für
Handelssachen Wien und dem Handelsgericht
Wien. Telefon (01) 877 38 90,
Telefax (01) 877 38 90–6, Mobil (0664) 441 55 33.

Dr. Steiner und Mag. Isbetcherian übernehmen – auch
kurzfristig – Substitutionen aller Art (auch in
Strafsachen), auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln, dies in Wien und
Umgebung. 1030 Wien, Hintzerstraße 11/4,
Telefon (01) 712 63 14, (01) 713 23 20,
Telefax (01) 713 07 96,
E-Mail: ra-steiner-isbetcherian@aon.at

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe und
Ausarbeitung von Rechtsmitteln) in ganz Wien
übernimmt RA Mag. Christian Bammer, 1070 Wien,
Kaiserstraße 57–59/1/14B. Telefon (01) 522 65 19,
Telefax (01) 522 65 97, E-Mail: office@ra-bammer.at,
www.ra-bammer.at

RA Mag. Andreas Koo, 1010 Wien, Lugeck 7/14,
übernimmt Substitutionen in Grundbuchs- und
Kaufvertragsangelegenheiten, auch Begründung
sowie allfällige Umgründung von Wohnungseigen-
tum. Telefon (01) 512 25 85, Telefax (01) 512 26 10,
E-Mail: office@ra-koo.at

Substitutionen aller Art in Wien und Wien-Umge-
bung. RA Mag. Sebastian Krumpel übernimmt gerne
Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssa-
chen (auch Verfahrenshilfe, auch Rechtsmittel).
Telefon (01) 595 49 92 (Telefax -99),
Mobil (0680) 442 48 04, E-Mail: office@krumpel.net,
Loquaiplatz 13/19, 1060 Wien, www.krumpel.net

Steiermark

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz,
Kreuzgasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch
kurzfristig – Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
in Graz und Umgebung. Telefon (0316) 82 65 54,
Telefax DW 30, E-Mail: office@anwalt-austria.at,
Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

Kärnten

Substitutionen aller Art (gerne auch Exekutionen/
Interventionen), insbesondere für die Bezirksgerichte
Villach, Spittal an der Drau, Klagenfurt, Feldkirchen
oder Hermagor, auch kurzfristig – übernimmt
Rechtsanwalt Dr. Karl Heinz Kramer,
Italienerstraße 10b, 9500 Villach,
Telefon (04242) 232030 bzw
E-Mail: rechtsanwalt@dr-kramer.at

Salzburg

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-
Haffner-Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art
in der Stadt Salzburg. Telefon (0662) 84 12 22–0,
Telefax DW –6, office@ra-adam.at

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4a, 5020 Salzburg
(100 Meter vom Bezirksgerichtsgebäude Salzburg,
3 km vom Landesgerichtsgebäude Salzburg
entfernt), übernimmt Substitutionen in
Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43,
E-Mail: gassner.estl@salzburg.co.at

RA Dr. Reinhard Junghuber, Lasserstraße 17,
5020 Salzburg (100m vom Ausweichquartier
Landesgericht Salzburg entfernt), übernimmt Sub-
stitutionen in Zivil- und Strafsachen,
Tel.-Nr.: (0662) 84 88 33–0,
Fax-Nr.: (0662) 84 88 33–20,
E-Mail: rechtsanwalt@junghuber.at

Tirol

Übernehme Substitutionen vor den Gerichten in
Innsbruck und Umgebung. RA Mag. Sebastian
Ruckensteiner, Telefon (0512) 36 10 94,
E-Mail: ruckensteiner@aon.at

Oberösterreich

Übernehme Substitutionen in Zivil- und Strafsachen
im Sprengel Linz (LG Linz, BG Linz und BG Urfahr).
Anwaltskanzlei Dr. Wolfgang Stütz,
Telefon (0732) 78 59 99–0, Telefax: DW 50,
E-Mail: office@ssg-anwaelte.at

International

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschrei-
bung, Substitution. Rechtsanwalt aus München
übernimmt sämtliche anwaltlichen Aufgaben in
Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert! Rechtsanwalt István Cocron, Liebig-
straße 21, 80538 München,
Telefon (0049–89) 552 999 50,
Telefax (0049–89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

Deutschland: Rechtsanwalt Klamert Mitglied RAK
Tirol/München steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen/grenzüberschreitende Angele-
genheiten und Substitutionen/Zwangsvollstreckun-
gen jederzeit gerne in Gesamt-Deutschland/Kitzbühel
zur Verfügung. Telefon 0049/89/540 239-0,
Telefax 0049/89/540 239-199,
E-Mail: klamert@kmp3g.de; www.kmp3g.de

Deutschland: Wir führen seit Jahren grenzüber-
schreitende Exekutionen/Zwangsvollstreckungen
und Vollstreckbarerklärungsverfahren von österrei-
chischen Titeln in Deutschland durch, auch als Sub-
stitute für österr. Kollegen/-innen und selbstverständ-
lich bei vollem Mandantenschutz:
Viehbacher & Kollegen, Rechtsanwälte,
E-Mail: office@viehbacher.com, www.viehbacher.com,
Telefon +49 (0)89 20 80 27 250.

Griechenland: RA Dr. Eleni Diamanti, in Österreich
und Griechenland zugelassen, vertritt vor griechi-
schen Gerichten und Behörden und steht österrei-
chischen Kollegen für Fragen zum griechischen Recht
zur Verfügung. Weyrgasse 6, 1030 Wien, und
Vas. Sofias 90, 11528 Athen, Telefon (01) 713 14 25,
Telefax DW 17, E-Mail: office@diamanti.at

Italien: RA Avv. Ulrike Christine Walter (Partner von del
Torre & partners), in Österreich und Italien zugelassene
Rechtsanwältin, Kärntner Straße 35, 1010 Wien, und
corso Verdi 90, 34170 Goerz, und 33100 Udine, Viale
Venezia 2, Italien, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und staatenübergreifende Sub-
stitutionen aller Art zur Verfügung.
Telefon 0039 (0432) 60 38 62,
Telefax 0039 (0432) 52 62 37,
Mobil 0039 334 162 68 13,
E-Mail: segreteria@euroius.it, Internet: www.euroius.it
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Italien: RA Dr. iur. Otto Mahlknecht, Bahnhofsallee 7,
I-39100 Bozen, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen gerne zur Verfügung.
Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 82,
Telefax +39 (0471) 05 18 81,
E-Mail: otto.mahlknecht@ital-recht.com,
www.ital-recht.com

Niederlande: Rechtsanwaltskanzlei Schmdt
Advocatuur aus Leiden mit Zweigstelle in Österreich
steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und bei grenzüberschreitenden
Angelegenheiten gerne zur Verfügung. Bei Fragen
zum Niederländischen Wirtschaftsrecht, Urheber-
recht und Allgemeinen Zivilrecht kontaktieren Sie
RAMag. J. Menno Schmidt (M: +43 [0]680 118 1515).
Leiden, Kanaalpark 140, NL-2321 JV,
Telefon +31 (0)20 3200 360,
E-Mail: mail@schmdt.nl; www.schmdt.nl

Niederlande: Van Dijk & Van Arnhem steht österrei-
chischen Kollegen für Mandatsübernahmen in den
Niederlanden zur Verfügung. Tätigkeitsbereiche: inter-
nationales Wirtschaftsrecht, Vertragsrecht und Ar-
beitsrecht sowie internationale Inkasso- und Vollstre-
ckungsangelegenheiten. Kontakt: Sip van Dijk, LL.M.
(Rechtsanwalt-NL, auch als EU/EFTA-RA in der Schweiz
zugelassen), Soerenseweg 146-A,
NL-7313EM Apeldoorn, Telefon +31 55 355 9899,
Telefax +31 55 355 9818, E-Mail: aaalaw@balienet.nl,
Website: www.rechtsanwalt-niederlande.nl

Schweiz: Rechtsanwalt Mag. Ernst Michael Lang,
Goethestraße 1, A-6845 Hohenems, niedergelasse-
ner EU/EFTA-RA in der Deutsch-Schweiz, Martins-
bruggstrasse 65, CH-9016 St. Gallen, steht für
Mandatsübernahmen und Fiskalvertretungen zur
Verfügung. Telefon Hohenems: +43 (0) 5576/755 05,
E-Mail: kanzlei@ra-lang.at, www.ra-lang.at,
Telefon Schweiz: +41 (0) 71 535 97 04,
E-Mail: anwalt@ra-lang.ch, www.ra-lang.ch

Ungarn: Dr. Tibor Gálffy, Rechtsanwalt in Wien und
in Budapest übernimmt gerne Mandate in Zivil- und
Strafrecht, insbesondere in den Bereichen: Unter-
nehmensrecht (Gesellschaftsgründungen und Um-
gründungen), Wirtschaftsrecht, Immobilienrecht, Ar-
beitsrecht und Forderungsbetreibungen (einschließ-
lich Vollstreckung ausländischer Exekutionstitel).
Kontakt: 1030 Wien, Invalidenstraße 5,
Telefon (01) 505 64 00,
Telefax (01) 505 64 00–99,
E-Mail: t.galffy@galffy.com; www.galffy.com

Stellengesuche

Österreich

Jurist mit Magister und LL.M. sucht Konzipienten-
stelle. Bitte kontaktieren Sie mich, Mag. Erik Stugger
LL.M., unter erik@stugger.com oder Mobiltelefon
(0680) 328 67 84.

Partner

Steiermark

Freie Kanzleiräumlichkeiten für 1–2 Regiepartner in
bestehender Kanzlei in 8010 Graz, modernste Infra-
struktur vorhanden, günstige Konditionen, ideal für
Kanzleisitzverlegungen oder Neueintragungen, stän-
dige Übernahme von Substitutionen möglich.
Kontakt: kern@rechtamkai.at

Suche Regiepartnerin für bestehende, in modernen,
repräsentativen Räumlichkeiten gelegene Kanzlei im
Bezirk Leibnitz. Verkehrsgünstige Lage, attraktive
Konditionen, freundschaftliche Zusammenarbeit
gewünscht, ideal für Neueintragung.
Kontakt: (0664) 415 77 02

Immobilien

Wien

Kanzleiräumlichkeiten – 1090 Wien: RA Mag. Franz
Karl Juraczka, 1090 Wien, Alser Straße 32/15, Telefon
+43 (1) 4086 100, E-Mail: office@ra-juraczka.at, un-
ter-(vermietet) an Kollegen neu renovierte Altbau-
räumlichkeiten (inkl. Mitbenützungsmöglichkeiten
von Sekretariat, Besprechungszimmer, Bibliothek
etc.). Nähe LG für Strafsachen, BG Josefstadt und
ASG.

Humanitäre Soforthilfe. Unabhängig. Unparteiisch. Unbürokratisch.

Wir lassen die Hilfe 
nicht untergehen.

Erste Bank IBAN AT43 2011 1289 2684 7600 Telefon 0901 700 800 (Mehrwertnummer: 7 Euro Spende pro Anruf) www.aerzte-ohne-grenzen.at

Ärzte ohne Grenzen ist mit Schiffen auf dem Mittelmeer unterwegs,
um Bootsflüchtlinge in Seenot zu retten und medizinisch zu versorgen.
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Legal Studies of Excellence

Donau-Universität Krems. Department für Wirtschaftsrecht und Europäische Integration.
kornelia.schock@donau-uni.ac.at  | Tel. +43 (0)2732 893-2404

www.donau-uni.ac.at/euro/studien

> Europäisches und internationales Wirtschaftsrecht, LL.M.
Dauer: 2 Semester + Masterthesis, berufsbegleitend  | ECTS-Punkte: 60  | Start: März 2016

> Sportrecht, LL.M.
Dauer: 4 Semester, berufsbegleitend  | ECTS-Punkte: 90  | Start: März 2016

> International Dispute Resolution, LL.M.
Dauer: 4 Semester, berufsbegleitend  | ECTS-Punkte: 90  | Start: März 2016

Jetzt 

bewerben und

Studienplatz

sicher!
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Wie der Traum vom Haus die Welt bedrohte
Die Finanz- und Schuldenkrise in 57 Stichworten und Schaubildern

Die Krise in 57 Stichworten!

Das vorliegende Buch erzählt in 57 Stichworten, in leicht verständlicher Weise und grafi sch aufbe-
reitet die Geschichte der Finanz- und Schuldenkrise und erklärt die wichtigsten Begriffe und Zusam-

menhänge. Und es zeigt auf, was wir aus der Krise gelernt haben – oder eben auch nicht.

„Das vorliegende Buch ist von großer Bedeutung, weil die komplexen Zusammenhänge sehr eingängig erläutert werden 
und dem Leser durch unterschiedliche Mittel das Verständnis erleichtert wird.“
Prof. Dr. Lars Feld, Wirtschaftsweiser der Bundesrepublik Deutschland

MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuchhandlung GmbH
tel +43 1 531 61 100  fax +43 1 531 61 455  bestellen@manz.at  Kohlmarkt 16 ∙ 1014 Wien  www.manz.at
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